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Heino Kaack/Reinhold Roth

Die Außenpolitische Führungselite der 
Bundesrepublik Deutschland

Wenn außenpolitische Fragen der Bundesrepublik erörtert werden, geht 
es zumeist um Konzeptionen, Pläne, Vorschläge, Stellungnahmen und Mei-
nungen. In erster Linie werden also Inhalte der Außenpolitik behandelt, 
während Probleme des außenpolitischen Entscheidungsprozesses erst neuer-
dings im Zusammenhang mit der Diskussion des Verhältnisses von Innen-
und Außenpolitik stärkere Berücksichtigung finden1). Die personalen 
Aspekte dieses Entscheidungsprozesses stehen zwar häufig im Mittel-
punkt von Presseartikeln, sind bisher aber kaum wissenschaftlich syste-
matisiert worden. Daher soll hier die Struktur der außenpolitischen Füh-
rungsgruppen im Vordergrund stehen; Sachprobleme werden nur insoweit 
erwähnt, wie sie zur Darstellung der Führungsgruppenstruktur unbedingt 
notwendig sind. Zentrale Arbeitshypothese dieser Untersuchung ist die 
Vermutung eines Zusammenhanges von Führungsgruppenstruktur und 
politischem Wandel.

1) Siehe dazu: Memorandum zur Errichtung des 
Sonderforschungsbereichs „Bestimmungsfaktoren 
der Außenpolitik in der zweiten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts“ SFB AP an der Freien Universität Ber-
lin, Berlin Juli 1971; Karl Kaiser / Roger Morgan 
(Hrsg.), Struktur Wandlungen der Außenpolitik in 
Großbritannien und der Bundesrepublik, München 
und Wien 1970; Wolfram F. Hanrieder, The stable 
Crisis. Two Decades of German Foreign Policy, 
New York 1970 (dt., Die stabile Krise, Gütersloh 
1971); Ernst-Otto Czempiel (Hrsg.), Die anachroni-
stische Souveränität. Zum Verhältnis von Innen-
und Außenpolitik, in: Politische Vierteljahresschrift 
(PVS), Sonderheft 1, Köln und Opladen 1969; Wolf-
ram F. Hanrieder, West German Foreign Policy 
1949—1963. International Pressure and Domestic 
Response, Stanford Cal. 1967. Zur theoretischen 
Diskussion des „linkage"-Konzepts siehe: Edward
L Morse, The Transformation of Foreign Policies, 
in: World Politics, Vol. 22, April 1970, Nr. 3, 
S. 371—392; James N. Rosenau (ed.), Linkage Poli-
tics. Essays on the Convergence of National and 
International Systems, New York 1969; ders. (ed.), 
Domestic Sources of Foreign Policy, New York 
1967; Wolfram F. Hanrieder, Compatibility and 
Consensus: A Proposal for the Conceptual Lin-
kage of External and Internal Dimensions of For-
eign Policy, in: American Political Science Review

1. Zur empirisch-theoretischen Erfassung des 
außenpolitischen Entscheidungsprozesses

Diese Studie über außenpolitische Führungs-
gruppen in der Bundesrepublik soll ein Ver-
such sein, den Komplex des außenpolitischen 
Entscheidungsprozesses von einem begrenzten 
Ansatz her auf empirischer Basis wenigstens 
partiell zu erschließen. Die gegenwärtige For-
schungssituation in diesem Themenbereich ist 
vor allem dadurch gekennzeichnet, daß auf der

I. Der analytische Bezugsrahmen

einen Seite theoretische Konzepte relativ ho-
hen Abstraktionsgrades vorliegen und auf der 
anderen Seite empirische Fallstudien histo-
risch-deskriptiver Art dominieren, deren Er-
gebnisse kaum zu generalisieren sind. So 
wurde kürzlich in einer Bil

2

anz des Forschungs-
standes mit Recht gefolgert: „Als erstes Postu-
lat ergibt sich hieraus die Forderung nach der 
Verbindung von theoretischer Konstruktion 
und historischer Reflexion." )
Bei dieser Zielsetzung müssen einige metho-
dische Überlegungen genereller Art vorange-
stellt werden: Nachvollzug und generalisie-
rende Erklärung politischer Entscheidungspro-
zesse sind Rekonstruktionen zwangsläufig 
fragmentarischen Charakters. Die verfügbaren 
Informationen sind reduzierte Wirklichkeit, 
weil erstens gerade die wichtigsten Entschei-
dungsgremien nicht öffentlich tagen, weil

(APSR), Vol. LXI, Dez. 1967, Nr. 4, S. 971—982; 
dazu die Kritik von James Rosenau, Compatibility, 
Consensus, and an Emerging Political Sciene of 
Adaption, in: APSR, S. 983—988; R. Barry Farrel 
(ed.), Approaches to Comparative and Internatio-
nal Politics, Evanston 1966; Ekkehart Krippendorff, 
Ist Außenpolitik Außenpolitik? Ein Beitrag zur 
Theorie und der Versuch, eine unhaltbare Unter-
scheidung aufzuheben, in: PVS, 4. Jg., Sept. 1963, 
Heft 3, S. 243—266; Fred A. Sondermann, The Lin-
kage between Foreign Policy and International 
Politics, in: James N. Rosenau (ed.), International 
Politics and Foreign Policy. A Reader in Research 
and Theory, New York and London 1961, S. 8—18. 
2) Manfred Dormann, Faktoren der außenpoliti-
schen Entscheidung, in: PVS, 12. Jg., Juni 1971, 
Heft 1, S. 25.



zweitens selbst Geheimprotokolle bestenfalls 
die Ergebnisse exakt wiedergeben, aber kaum 
den Verlauf der Meinungs- und Willensbil-
dung, und weil drittens der Interpret den Ak-
teur niemals einholen kann 3). Diese Trivialitä-
ten, die bei außenpolitischen Problembereichen 
noch bedeutsamer als bei innenpolitischen 
sein dürften, werden bei der Theoriebildung 
zumeist gering geachtet. Der Entscheidungs-
prozeß wird uneingeschränkt rekonstruierbar 
und rational gedacht. Die Tatsache, daß Ent-
scheidungen vielfach irrational zustande kom-
men, ist zwar bekannt, findet aber in geschlos-
senen theoretischen Systemen kaum einen 
adäquaten Platz4). Da wir nicht intendieren, 
dieses Problem der Irrationalität zu lösen, 
müssen wir notwendigerweise auch die Illu-
sion aufgeben, Entscheidungsprozesse jemals 
in einer solchen Zahl und Vollständigkeit re-
konstruieren zu können, daß eine theoretische 
Basis für den systematischen, minuziösen Ver-
gleich gegeben ist. Wir wollen vielmehr davon 
ausgehen, daß sich der Entscheidungsprozeß 
im strengen Sinne nur einkreisen läßt. Wenn 
wir auf empirischer Ebene arbeiten wollen, 
sind wir daher gezwungen, unsere begrenzte 
theoretische Systematisierung auf der Basis 
der vorgegebenen Quellenlage anzusetzen. 
Theoretische Systemperfektion als Selbst-
zweck hilft hier nicht weiter, ebensowenig wie 
auf der anderen Seite der Vorwurf, Theoriebil-
dung sei alternativ nur eine kumulative An-
passung an einzelne empirische Befunde.

3) Vgl. z. B. Karl Carstens, Politische Führung. Er-
fahrungen im Dienst der Bundesregierung, Stutt-
gart 1971, S. 216 f.
4) Zum Problem der unterschiedlichen Rationalitäts-
annahme siehe: Frieder Naschold, Systemsteue-
rung, Stuttgart 1969, S. 30 ff.; Sidney Verba, As-
sumptions of Rationality and Non-Rationality in 
Models of the International System, in: James 
N. Rosenau (ed.). International Politics and For-
eign Policy. A Reader in Research and Theory, 
Revised Edition, New York 1969, S. 217—231.; 
James A. Robinson, Decision-Making, Political 
Aspects, in: David L. Sills (ed.), International 
Encyclopedia of the Social Sciences, New York 
1968, S. 55—62; James A. Robinson / R. Roger Ma-
jak, The Theory of Decision-Making, in: James 
C. Charlesworth (ed.), Contemporary Political Ana-
lysis, New York 1967, S. 175—188; Martin Patchen, 
Decision Theory in the study of national action: 
Problems and a proposal, in: Journal of Conflict 
Resolution (JCR), Vol IX, 1965, Nr. 2, S. 164—176.

5) Vgl. Hans-Peter Schwarz, Die Rollen der Bundes-
republik in der Staatengesellschaft, in: Karl Kaiser 
u. Roger Morgan (Hrsg.), Strukturwandlungen der 
Außenpolitik in Großbritannien und der Bundes-
republik, München und Wien 1970, S. 233; siehe 
auch die Darstellung von Waldemar Besson, Die 
Außenpolitik der Bundesrepublik. Erfahrungen und 
Maßstäbe, München 1970.
6) Zum Begriff issue-area siehe: James N. Rose-
nau, Foreign Policy as an Issue-Area, in: Domestic 
Sources of Foreign Policy, Evanston 1967, S. 11—50; 
ders., Pre-Theories and Theories of Foreign Policy, 
in: R. Barry Farrell (ed.), Approaches to Compara-
tive and International Politics, Evanston 1966, 
S. 27—92.
7) Zum Problem der Analyseebene siehe: K. J. Hol-
sti, International Politics, A Framework for Ana-

Hinsichtlich der Quellenlage können wir von 
zwei Hypothesen ausgehen:
1. Der nationale Entscheidungsraum dürfte 

leichter überschaubar sein als der inter-
nationale Entscheidungsraum.

2. Diskussionen über Grundsatzfragen der 
internationalen Politik werden in stärke-

rem Maße öffentlich geführt als Diskussio-
nen über Spezialfragen.

Auf öffentlich zugängliches Material sind Wir 
aber angewiesen, wenn wir nicht nur politische 
Prozesse nachzeichnen wollen, die uns einiger-
maßen zugänglich sind, weil sie historisch sind. 
Der außenpolitische Entscheidungsbereich der 
Bundesrepublik läßt sich in folgende Hauptge-
biete gliedern: Deutsch-amerikanische Bezie-
hungen, europäische Integration einschließlich 
deutsch-französische Beziehungen, Sicherheits-
politik, Deutschland- und Ostpolitik, Außen-
wirtschaftspolitik, Entwicklungshilfe5). Geht 
man von diesen issue-areas ) aus, so kann 
man als Grundsatzfragen diejenigen bezeich-
nen, die nahezu alle oder wenigstens meh-
rere dieser Bereiche direkt tangieren und in 
der Regel nicht von funktionsspezifischen Füh-
rungseliten allein entschieden werden. Diese 
Grundsatzfragen betreffen nicht nur Ziele, Rol-
len und Position der Bundesrepublik in der in-
ternationalen Staatengesellschaft, sondern ha-
ben gleichzeitig unmittelbare Auswirkungen 
auf die politische, gesellschaftliche und ökono-
mische Struktur der Bundesrepublik selbst.

2. Ansatzebenen der Analyse außenpoliti-
scher Entscheidungsprozesse

Die Analyse außenpolitischer Entscheidungs-
prozesse ist grundsätzlich von drei Ansatz-
punkten aus denkbar:
1. vom außenpolitischen Problemhaushalt 

eines Staates (issue-areas) und von den 
Konzeptionen in den einzelnen Bereichen,

2. von der Struktur des politischen Systems 
und den institutioneilen Voraussetzungen 
außenpolitischer Entscheidungen und

3. von den einzelnen Personen bzw. Perso-
nengruppen, die als außenpolitische Hand-
lungsträger identifiziert werden.

Selbstverständlich sind in jeder Analyse alle 
d

7
rei Ebenen zu berücksichtigen; es geht also 

nur um die Frage der Schwerpunktbildung ).



a) Problembereiche als Ansatzebene
Geht man von den Problembereichen aus, so 
steht im Mittelpunkt die Frage nach den Kon-
zeptionen und Zielen in der Außenpolitik8). 
Dieser Ansatz führt in der Regel zu einer Dis-
kussion der inhaltlichen Probleme, zum Ent-
scheidungsprozeß hingegen nur dann, wenn 
derart detailliertes Material vorhanden ist, daß 
eine minuziöse Verlaufsanalyse möglich 
wird. Derartiges Material besitzen wir aber 
zumeist nur über historische Probleme, die in 
keinem unmittelbaren Bezug zu gegenwärtigen 
politischen Auseinandersetzungen stehen, also 
für die Politikwissenschaft generell nur von 
sekundärem Erkenntnisinteresse sein dürften, 
es sei denn, die Erkenntnisse ließen sich mit 
Blick auf gegenwärtige Problemstellungen ge-
neralisieren. Aber gerade das Problem der 
Generalisierbarkeit lassen historische Detail-
analysen in aller Regel offen.

lysis, Englewood Cliffs N. J. 1967, S. 15 ff.; Dieter 
Senghaas, Internationale Beziehungen. Amerika-
nische Beiträge zur Theorie: 1960—1966, in: Zeit-
Schrift für Politik, Jg. 14, 1967, Heft 1, S. 18; David 
Singer, The Level-of-analysis Problem in Interna-
tional Relations, in: World Politics, Vol XIV, Oct. 
1961, No. 1, S. 77—72.

8) Die Mehrzahl der vorhandenen Studien zur 
Außenpolitik der Bundesrepublik folgt mehr oder 
Weniger diesem Ansatz. Vgl. z. B. Hans-Peter 
Schwarz, Das außenpolitische Konzept Konrad Ade-
nauers, in: Rudolf Morsey / Konrad Repgen 

rsg.), Adenauer-Studien Bd. 1, Mainz 1971; Wal-
demar Besson, Die Außenpolitik der Bundesrepu-
Dk, München 1970; Bruno Bandulet, Adenauer zwi-
sehen West und Ost. Alternativen der deutschen 
Außenpolitik, München 1970; Ernst Majonica, Deut-
sche Außenpolitik, Probleme und Entscheidungen, 
Stuttgart 1965.

b) Institutionen als Ansatzebene
Bilden die Institutionen den Ausgangspunkt 
von Analysen des außenpolitischen Entschei-
dungsprozesses, so besteht die Gefahr einer 
Gleichsetzung von Institutionen und Entschei-
dungseinheiten nach dem Maßstab der forma-
len Kompetenz. Handlungseinheiten wären 
bei einem derartigen Ansatz z. B. das Staats-
oberhaupt, der Regierungschef, das Kabinett, 
der Außenminister, das Außenministerium, das 
Parlament, eine Parlamentsfraktion oder auch 
die Dritte Gewalt, also ausschließlich rein for-
male Entscheidungseinheiten. Dieser Ansatz 
eignet sich vor allem für Kompetenzvergleiche 
im Rahmen des Comparative Government, 
aber damit dürfte der Entscheidungsprozeß in 
einzelnen Staaten bzw. generell lediglich hin-
sichtlich seiner formalen Voraussetzungen be-
schrieben und vermutlich nicht einmal wesent-
lich eingekreist werden.



Problematisch ist an diesem Ansatz vor allem, 
daß er lediglich auf das Regierungssystem, 
nicht aber auf das politische System bezogen 
ist. Parteien und Verbände — gesellschaftliche 
Gruppen überhaupt — haben selbstverständ-
lich Anteil am außenpolitischen Entscheidungs-
prozeß. Berücksichtigt man sie aber auf der 
Basis des institutioneilen Ansatzes, so ergibt 
sich sofort d 9as Problem der Personalunionen ). 
Wie sind die Handlungen eines Regierungs-
chefs aber zu interpretieren, wenn er zugleich 
Vorsitzender einer Partei ist? Trifft er außen-
politische Entscheidungen als Regierungschef 
oder als Parteivorsitzender? Ein Sozialmini-
ster, der als Vorsitzender einer Gewerkschaft 
in das Kabinett berufen wurde, macht seinen 
Einfluß im außenpolitischen Entscheidungspro-
zeß geltend. Handelt er als Kabinettsmitglied 
oder als Intel essenvertreter? Es ist leicht ein-
zusehen, daß sich die Handlungen nicht immer 
auf die eine oder andere Position zurückführen 
lassen. Die formale Position im Regierungs-
system dürfte somit als Basiseinheit für die 
Träger des außenpolitischen Entscheidungs-
prozesses allein nicht ausreichend sein.

c) Akteure als Ansatzebene

Daher empfiehlt sich als Ausgangspunkt die 
Akteursebene. Dieser Ansatz vereint den 
Aspekt des Regierungssystems und des poli-
tischen Systems, indem einerseits die formale 
Position, andererseits die Gruppenrepräsenta-
tion berücksichtigt wird. Die Gruppenreprä-
sentation eignet sich als Kriterium der Begren-
zung außenpolitischer Handlungsträger, weil 
sie als ein zentrales Phänomen unserer Gesell-
schaft gelten kann: Politische Macht resultiert 
weitgehend aus der Repräsentation politischer 
Gruppen; sie wird nicht allein durch die Po-
sition im Regierungssystem definiert. Die Posi-
tionen werden von politischen Akteuren in der 
Regel in ihrer Eigenschaft als Repräsentanten 
politischer Gruppen besetzt.

Damit ist der institutionelle Aspekt erfaßt und 
zugleich der gesamtgesellschaftliche Bezug ge-
sehen. Vor allem aber wird die Vergleichbar-
keit im internationalen Rahmen erhöht, inso-
fern das Prinzip der Gruppenrepräsentation 
grundsätzlich in allen politischen Systemen in 
vergleichbarer Form gegeben sein dürfte, wäh-
rend hingegen das Institutionengefüge höchst 
unterschiedlich ist.

3. Eingrenzung der außenpolitischen Füh-
rungsgruppen auf nationaler Ebene

a) Die politische Führungselite in der Bundes-
republik Deutschland

Die Gruppenrepräsentation erfolgt im politi-
schen System der Bundesrepublik in erster 
Linie über die Parteien, insofern diese im 
politischen Willensbildungsprozeß — verfas-
sungsrechtlich abgesichert — eine zentrale 
Funktion ausüben. Die Bundesrepublik weist 
zwar in den diversen gesellschaftlichen Berei-
chen Führungseliten auf, diese können aber 
nicht als eine geschlossene Einheit angesehen 
werden9). Die politische Führungselite kann 
aus der Gesamtheit gesellschaftlicher Füh-
rungskräfte nur formal ausgegrenzt werden. 
Dennoch erscheint diese Begrenzung gerecht-
fertigt, wenn sie im Zusammenhang mit der 
Zielsetzung erfolgt, den politischen Entschei-
dungsprozeß darzustellen. Während die Mei-
nungsbildung jedem freisteht und die Willens-
bildung Führungskräften aller Art bevorzugt 
möglich ist, ist die Entscheidungsbildung an 
formale Kompetenzen auf letztlich verfas-
sungsrechtlicher Basis gebunden. Die Mitwir-
kung an den politischen Entscheidungen be-
ruht daher in der Regel auf einer bzw. meh-
reren Positionen, die ein Akteur im Institutio-
nengefüge einnimmt.

9) Zur Verflechtung der Führungselite in Parla-
ment, Regierung und Parteien, siehe: Heino Kaack, 
Geschichte und Struktur des deutschen Parteien-
systems, Opladen 1971, S. 663 ff.

10) Siehe dazu: Klaus von Beyme, Die politische
Elite in der Bundesrepublik Deutschland, München 
1971; Erwin K. Scheuch, Sichtbare und unsichtbare 
Macht, in: Die Zeit, Nr. 47, 24. 11. 67, S. 3; ders., 
Die Macht hat viele Herren, in: Die Zeit, Nr. 48, 
1. 12. 67, S. 3; Wolfgang Zapf, Wandlungen der
deutschen Elite. Ein Zirkulationsmodell deutscher 
Führungsgruppen 1919—1961, München 1965; Ralf 
Dahrendorf, Gesellschaft und Demokratie in 
Deutschland, München 1965.

Dieses Institutionengefüge wird vor allem 
durch folgende Organisationseinheiten gebil-
det: Bundespräsident, Bundesregierung mit 
Kabinett und höherer Ministerialbürokratie, 
Landesregierungen, Deutscher Bundestag, Län-
derparlamente, Parteivorstände der Bundes-
tagsparteien auf Bundes- und Landesebene, 
Verbände auf Bundes- und Landesebene — mit 
hohen Mitgliederzahlen oder gesamtwirt-
schaftlich relevanter Funktion —, Organe der 
Massenkommunikation mit überlokalem Ra-
dius sowie die Organe der Dritten Gewalt. 
Die Mitglieder der politischen Führungselite, 
die alle in mindestens einer der genannten 
Organisationseinheiten verankert sein müs-
sen, lassen sich differenzieren in Generalisten 
und Spezialisten. Die wesentlich kleinere 
Gruppe der Generalisten nimmt eine Füh-
rungsfunktion ein, die sich tendenziell auf alle 



Bereiche der Politik bezieht. Die Mehrzahl der 
Führungskräfte hingegen wirkt nur in einem 
oder mehreren speziellen Bereichen.

b) Funktionsspezilische DHIerenzierung der 
Führungselite

Da wir uns hier nur für die außenpolitische 
Führungselite interessieren, können wir zahl-
reiche Spezialisten der politischen Führungs-
elite ausklammern. Die Differenzierung in spe-
zielle Führungsgruppen geht im Bereich der 
Innenpolitik sehr weit. Neben Regierung, Par-
lament und Parteien spielen in den einzelnen 
innenpolitischen Problembereichen die jeweils 
betroffenen Interessengruppen eine erhebliche 
Rolle. Diese Interessengruppen sind über 
einen direkten Zugang sowohl zur Ministerial-
bürokratie wie auch zu den Abgeordneten un-
mittelbar am Entscheidungsprozeß beteiligt, 
zumal sie in zahlreichen Fällen über einen In-
formationsstand verfügen, der dem von Re-
gierung und Parlamentsfraktionen gleichwer-
tig oder sogar überlegen ist11 ). In außenpo-
litischen Problembereichen besteht hingegen 
ein genereller Informationsvorsprung der Re-
gierung, der auf ihrem besonderen Zugang zu 
den äußeren Bezugspartnern beruht. Dieser 
Informationsvorsprung wird verstärkt durch 
die erheblich größere Kompetenz, die die Re-
gierung gegenüber dem Parlament und allen 
anderen Organisationseinheiten des politi-
schen Systems in außenpolitischen Fragen be-
sitzt12 ). Allerdings bestehen auch im Bereich 
der Außenpolitik funktionsspezifische Eliten 
wie z. B. in der Sicherheits-, Europa-, Ent-
wicklungs- und Außenhandelspolitik, die 
starke Überschneidungen mit funktionsspezifi-
schen Eliten in innenpolitischen Problemberei-
dien, z. B. in der Finanz-, Agrar-, Verkehrs-
und Energiepolitik, aufweisen. Diese Über-
schneidungen werden vor allem infolge der 
Institutionalisierung der Europäischen Inte-
gration wirksam.

13) Ähnliche Überlegungen siehe bei: Richard 
C. Snyder / H. W. Bruck / Burton Sapin, Foreign 
Policy Decision-Making. An Approach to the Study 
of International Politics, New York 1962, S. 91.

c) Eingrenzung der außenpolitischen Füh-
rungsgruppen durch die Struktur des Ent-
scheidungsprozesses

Wie oben bereits erwähnt, soll im folgenden 
lediglich nach den Führungsgruppen gefragt 
werden, die an der Entscheidung außenpoliti-
scher Grundsatzfragen beteiligt sind. Es geht

11) Vgl. generell: Klaus von Beyme, Interessen-
gruppen in der Demokratie, München 1969; ferner 
als spezielle Fallstudie: Otto Stammer u. a., Ver-
bände und Gesetzgebung, Köln und Opladen 1965.

12) Heino Kaack, Opposition und Außenpolitik. 
Vorüberlegungen zur Analyse dieses Bezugssy-
stems, in: Ernst-Otto Czempiel (Hrsg.), Die ana-
chronistische Souveränität, in: PVS, Sonderheft 1, 
>969, S. 224—249. 

hier also nicht um die Spezialisten, die von 
Fall zu Fall herangezogen werden, sondern 
um die Generalisten, die einen tendenziell per-
manenten Zugang zur Mitwirkung an dem 
ständigen Prozeß der Überprüfung und Kor-
rektur außenpolitischer Grundpositionen ha-
ben. Um aber zwischen den einzelnen am 
außenpolitischen Prozeß beteiligten Akteuren 
unterscheiden und gegebenenfalls abstufen zu 
können, müssen wir zunächst den Entschei-
dungsprozeß näher definieren. Wir wollen da-
von ausgehen, daß er sich vor allem in drei 
Phasen einteilen läßt:
1. Die Entscheidungsbildung bzw. -beeinflus-

sung. In dieser Phase wird die Entschei-
dung präformiert, das heißt, der Spielraum 
der Entscheidung wird fortlaufend einge-
engt.

2. Die Entscheidungssanktionierung. In dieser 
Phase wird die Entscheidung verbindlich 
gemacht. Sanktionieren meint hier nicht nur 
den juristisch
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en Begriff im engeren Sinne, 
also nicht nur völkerrechtlich relevante Ent-
scheidungen, sondern alle außenpolitischen 
Entscheidungen, die die Fixierung einer 
inhaltlichen Position — auch für einen be-
grenzten Zeitraum und im Hinblick auf ver-
mutete zukünftige Entscheidungen anderer 
— beinhalten ).

3. Die Entscheidungsausführung. In dieser 
Phase werden die Folgerungen aus den 
Beschlüssen gezogen; dabei ist nicht nur an 
die Angehörigen des Auswärtigen Dienstes 
und an das Außenministerium als Hand-
lungsträger zu denken, sondern ebenso an 
Fraktions- und Parteigremien, insofern sie 
die Folgen von Entscheidungen im natio-
nalen Bereich zu verarbeiten haben.

Als außenpolitische Führungselite wollen wir 
im folgenden die Akteure bezeichnen, die un-
mittelbar an der Beratung der Entscheidungs-
sanktionierung Anteil haben. Die Kompetenz 
der Entscheidungssanktionierung liegt in 
erster Linie beim Bundeskanzler, ferner beim 
Außenminister und im Kabinett, außerdem 
— und hier bereits weitgehend begrenzt — 
beim Parlament. Nur diese institutionellen 
Einheiten können daher für einen politischen 
Akteur den unmittelbaren Zugang zur Ent-
scheidungssanktionierung bewirken. Dennoch 
muß eine weitere Ebene berücksichtigt wer-
den: die Führungsspitzen der Bundestagspar-
teien, insofern sie zumeist gleichzeitig Füh-13



rungsfunktionen auf Regierungs- und/oder Par-
lamentsebene einnehmen.
Daraus ergibt sich, daß sich die außenpolitische 
Führungselite rekrutiert aus Akteuren mit 
Funktionen als
1. Kabinettsmitglied, Kanzlerberater, Außen-

ministerberater,
2. Mitglied der Fraktionsführung (vor allem 

von Regierungsparteien),
3. Mitglied der Parteiführung (vor allem von 

Oppositionsparteien),
4. Mitglied des außenpolitischen Arbeitskrei-

ses einer Bundestagsfraktion,
5. Mitglied des außenpolitischen Ausschusses 

des Deutschen Bundestages,
6. Mitglied der Führung einer sozialen Grup-

pe, die Funktionsträger unter 1—5 auf-
weist.

Abgesehen von dieser außenpolitischen Füh-
rungselite im engeren Sinne wirken am außen-
politischen Entscheidungsprozeß im nationalen 
Bereich noch Akteure mit, die man auf zwei 
Typen zurückführen kann. Einmal gehören die 
Vertreter großer gesellschaftlicher Gruppen 
wie Arbeitnehmer- und Arbeitgeberverbände 
sowie die führenden Interpreten der öffent-
lichen Meinung dazu, zum anderen aber auch 
die Vertreter zahlreicher sehr spezieller In-
teressengruppen
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, wie z. B. Verbandspolitiker 
der Landwirtschaft oder der Energiewirtschaft. 
Das Interesse von Akteuren der letztgenann-
ten Kategorie erstreckt sich zumeist aber nur 
auf spezielle außenpolitische Fragen und tan-
giert selten die Auseinandersetzung um 
außenpolitische Grundsatzfragen, auf die wir 
uns hier konzentrieren wollen ).

Ferner müssen natürlich die internationalen 
Bezugspartner der nationalen außenpolitischen 
Führungselite berücksichtigt werden. Aber 
auch sie nehmen in der Regel nur am Prozeß 
der Präformation der Entscheidung teil, nicht 
hingegen an der Entscheidungssanktionierung. 
Selbst wenn der amerikanische Botschafter 
zeitweise im Vorzimmer gesessen haben sollte, 
während das Bundeskabinett über außenpoli-
tische Fragen beriet, und selbst dann, wenn 
der Bundeskanzler zwischenzeitlich den Kabi-
nettssaal verlassen haben sollte, um mit dem 
Botschafter zu beraten, blieb dennoch ein Un-
terschied in Position und Funktion zwischen 
Kabinettsmitgliedern und Botschafter. Erstere 
gehörten kraft Position im politischen System 
der Bundesrepublik ohne singuläre Vorklä-
rung zu den Akteuren, die die Entscheidung 
zu sanktionieren hatten. Der Botschafter wurde 
hingegen von einem der Akteure hinzugezo-
gen; er konnte sich nicht mit undiskutierbarer 
Selbstverständlichkeit beim Vorgang der Sank-
tionierung mit an den Tisch setzen. Dabei 
spielt es keine Rolle, inwieweit die Entschei-
dung durch Partner des internationalen Sy-
stems, z. B. die amerikanische Regierung, be-
reits präformiert war. Selbst wenn wir den 
Grenzfall annehmen, daß der Botschafter im 
Vorzimmer die Entscheidung faktisch diktierte, 
so blieb dennoch der Unterschied zu den ande-
ren Akteuren, daß er die Sanktionierung nicht 
selbst aussprechen konnte 15).

14) Zum Problem von Außenpolitik und Verbän-
den siehe: Arnulf Baring, Außenpolitik in Ade-
nauers Kanzlerdemokratie, München und Wien 
1969, S. 187 ff.; Kurt P. Tudyka, Gesellschaftliche 
Interessen und auswärtige Beziehungen. Das Röh-
renembargo, in: Ernst-Otto Czempiel (Hrsg.), 
a. a. O., S. 205—223; Ludwig Rosenberg, Entschei-
dungen für morgen — Gewerkschaftspolitik heute, 
Düsseldorf 1969, S. 229—293; Gerard Braunthai, 
The Federation of German Industry in Politics, 
Ithaca, New York 1965; Otto Kirchheimer, West 
German Trade-Unions: Their Domestic and For-
eign Policies, in: Hans Speier / W. Phillips Davi-
son (eds.), West German Leadership and Foreign 
Policy, Evanston 111. 1957, S. 136—194; Gabriel 
A. Almond, The Politics of German Business, in: 
ebenda, S. 195—241; Wilhelm Beutler, Der Bundes-
verband der Deutschen Industrie, in: Der Weg zum 
industriellen Spitzenverband, Darmstadt 1956, 
S. 310—353. — Zu Fragen der Außenpolitik aus 
der Sicht von Verbandsvertretern siehe u. a.: Otto 
Wolff von Amerongen, Aspekte des deutschen Ost-
handels, in: Außenpolitik, März 1970, Heft 3, 
S. 143—148; Fritz Berg, Englands Beitritt zu den

Europäischen Gemeinschaften, in: Außenpolitik, 
Sept. 67, Heft 9, S. 517—524; Willi Richter, Die Ge-
werkschaften und die Wiedervereinigung Deutsch-
lands, in: Außenpolitik, Jan. 59, Heft 1, S. 31—37; 
Otto A. Friedrich, Außenpolitik mit wirtschaftlichem 
Boden, in: Außenpolitik, Juni 56, Heft 6, S. 343 bis 
355; Ludwig Rosenberg, Gewerkschaften in der 
Außenpolitik, in: Außenpolitik, Mai 50, Heft 1, 
S. 27—31.
15) Zum Verhältnis von internationalen Bezugs-
partnern und Akteuren der Außenpolitischen Füh-
rungselite siehe u. a.: Roger Morgan, Washington 
and Bonn: A Case Study in Alliance Politics, in: 
International Affairs, Vol. 47, Juli 1971, Nr. 3, 
S. 489—502; Klaus Schoenthal, Die reifende Allianz 
Bonn—Washington, in: Außenpolitik, April 1970, 
Heft 4, S. 212 ff.; Thomas Barman, Britain, France 
and West Germany, in: International Affairs, 
Vol. 46, April 70, Nr. 2, S. 269—279; Philip Wind-
sor, West German Foreign Policy, in: F. S. Nor-
thedge (Hrsg.), The Foreign Policies of the Po-
wers, London 1968, S. 221—252; Karl W. Deutsch / 
Lewis J. Edinger, Foreign Policy of the German 
Federal Republic, in: Roy C. Macridis (ed.), For-
eign Policy in World Politics, Englewood Cliffs 
N. J. 1967, 3rd edition, S. 132; Gerald Freund, Ger-
many between two Worlds, New York 1961, S. 13; 
Willy Brandt, Außenpolitische Kontinuität mit 
neuen Akzenten, in: Außenpolitik, Nov. 60, Heft 11, 
S. 717—723.

Die Bezugspartner des internationalen Systems 
und die Vertreter sozialer Gruppen wie Indu-



strie, Gewerkschaft, Landwirtschaft u. a. sind 
in der oben definierten außenpolitischen Füh-
rungselite — wenn nicht direkt, so doch in-
direkt — dadurch vertreten, daß die Position 
von Mitgliedern der außenpolitischen Füh-
rungselite sowie die Verbindlichkeit der Sank-
tionierung von ihnen abhängen. Die Verbind-
lichkeit wird erreicht durch

a) die Autorität der Positionsinhaber,
b) Integration der wichtigsten sozialen Grup-

pen über die an der Sanktionierung betei-
ligten Personen,

c) die Fähigkeit der Kalkulation von Konsens 
und Dissens der relevanten Bezugspartner 
im internationalen System seitens der 
außenpolitischen Akteure.

II. Die Struktur des Subsystems Außenpolitische Führungselite

1. Akteure und Akteursgruppen

Die Außenpolitische Führungselite besteht 
nicht aus einer Summe unabhängiger und indi-
vidueller Akteure, sondern aus Akteuren und 
Akteursgruppen, die als Repräsentanten 
politischer Gruppen eine derartige Führungs-
position erlangt haben. Ihre Kompetenz erhal-
ten sie allerdings weniger als Gruppenvertre-
ter, sondern mehr als Inhaber von Führungs-
positionen im staatlichen Institutionengefüge. 
Schon auf Grund ihrer Position im Regierungs-
system gehören stets zur Außenpolitischen 
Führungselite:
1. der Bundeskanzler,
2. der Außenminister,
3. der Bundestagsfraktionsvorsitzende der 

führenden Regierungspartei,
4. der Bundestagsfraktionsvorsitzende der 

führenden Oppositionspartei.

Weitere nahezu ständige Mitglieder der Au-
ßenpolitischen Führungselite ergeben sich 
aus Personalunionen sowie aus der Repräsen-
tation relativ konstanter Gruppen innerhalb 
der großen Parteien. So war der Vorsitzende 
der SPD von 1949 bis 1963 identisch mit dem 
Vorsitzenden der SPD-Bundestagsfraktion, von 
1963 bis 1966 mit dem Regierenden Bürger-
meister von Berlin, von 1966 bis 1969 mit dem 
Außenminister und seit 1969 mit dem Bundes-
kanzler. Der Bundesvorsitzende der CDU war 
von 1950 bis 1963 identisch mit dem Bundes-
kanzler. Von 1963 bis 1966 bestand diese Per-
sonalunion nicht, aber Konrad Adenauer schal-
tete sich aus der Position des Parteivorsitzen-
den und mit der Autorität des Altbundes-
kanzlers sowie nicht zuletzt als Repräsentant 
einer Richtungsgruppe in der Partei in die 
außenpolitischen Auseinandersetzungen ein. 
Vom Frühjahr 1966 bis Oktober 1969 waren 
Parteivorsitzender und Bundeskanzler — von 
einer Übergangsphase abgesehen — wieder 
identisch. Nach der Bundestagswahl 1969 
spielte der CDU-Parteivorsitzende erstmals 

keine separate Rolle in der Außenpolitischen 
Führungselite, zumal seine Ablösung bereits 
1970 diskutiert wurde und im Oktober 1971 
erfolgte. Seit Oktober 1971 sind Partei- und 
Fraktionsvorsitzender identisch.
Mit den Fraktionsvorsitzenden sind nicht alle 
außenpolitischen Führungskräfte in den Frak-
tionen erfaßt. Es muß in der Regel bei den 
beiden großen Fraktionen zwischen Fraktions-
vorsitzendem und den außenpolitischen Frak-
tionsexperten unterschieden werden. Der Frak-
tionsvorsitzende hat nicht nur besondere In-
formationsmöglichkeiten, sondern auch eine 
stärkere offizielle Position mit einem höheren 
Grad von Aussagenverbindlichkeit16 ). Die be-
sondere Funktion der Fraktionsexperten ist 
im Vergleich zum Fraktionsvorsitzenden, Ini-
tiativen mit Versuchscharakter bei geringerer 
Verbindlichkeit zu starten und divergierende 
Tendenzen in der Fraktion integrativ umzu-
setzen. Neue Kontakte mit anderen Parteien, 
die zu Ansätzen einer Umstrukturierung der 
Relationen innerhalb des Subsystems werden 
können, aber noch nicht voll kalkulierbar sind, 
laufen zumeist über die Fraktionsexperten. 
Darin ist deren spezifische Funktion innerhalb 
des Systems Außenpolitische Führungselite zu 
sehen. Befindet sich eine Partei in einer gene-
rellen Isolation ■— wie die SPD bis etwa Mitte 
der fünfziger Jahre —, so erübrigt sich eine 
Differenzierung zwischen Fraktionsvorsitzen-
dem und -experten, da die genannte spezifi-
sche Funktion der Experten weitgehend ent-
fällt.

16) Vgl. Martin Hirsch, Diktatur des Establishments? 
Zur Willensbildung der Fraktion, in: Emil Hübner / 
Heinrich Oberreuter / Heinz Rausch (Hrsg.), Der 
Bundestag von innen gesehen, München 1969, 
S. 83.

Die Fraktionsexperten dürfen sicherlich in vie-
len Fällen nicht als homogene Gruppe gesehen 
werden. Wenn wir sie hier als Einheit zusam-
menfassen, so hat das folgende Gründe: Der 
Bundeskanzler, der Außenminister und die 
Fraktionsvorsitzenden sind Einheiten des Sub-



Systems Außenpolitische Führungselite nicht 
als Einzelakteure, sondern als Spitze einer 
Organisationseinheit, deren personeller Appa-
rat als Akteursgruppe verstanden werden 
kann. Die Struktur dieser Akteursgruppe ist 
eindeutig: Die Gruppe arbeitet ausgerichtet 
auf und im Namen einer Person, der die insti-
tutioneile Kompetenz gehört. Dem einzelnen 
Fraktionsexperten fehlt eine vergleichbare in-
stitutionelle Kompetenz, aber den Experten 
einer Fraktion insgesamt kann sie zugespro-
chen werden, insofern diese sich bei mehrheit-
lichem Konsens auf die Repräsentation der 
Fraktion berufen können, intern notfalls sogar 
gegen den Fraktionsvorsitzenden.
Weitere ständige Gruppen der Außenpoliti-
schen Führungselite ergeben sich aus der 
Struktur des Parteiensystems. In der CDU und 
in der SPD müssen in außenpolitischen Pro-
blembereichen die Ber
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liner jeweils als sepa-
rate Gruppe verstanden werden, weil diese 
Gruppen im Hinblick auf den Wandel der Re-
lationen zwischen SPD und CDU insgesamt 
systemkonstitutiv wirkten. Innerhalb der SPD 
nahm in den fünfziger Jahren insbesondere der 
rechte Flügel der Berliner Sozialdemokraten 
eine Sonderstellung ein, indem er partiell mit 
Adenauers Westpolitik übereinstimmte ).
Andererseits befand sich auch die Berliner 
CDU zeitweilig in einer Zwischenstellung, so 
daß über die Berliner Vertreter der beiden 
großen Parteien integrative Kontakte liefen, 
die direkt von Parteispitze zu Parteispitze 
nicht möglich waren. Nach dem Schwinden des 
diametralen Gegensatzes von SPD und CDU 
änderte sich die Funktion der Berliner Partei-
gruppen. Die Berliner SPD gewann mit Brandt 
zentralen Einfluß auf die sozialdemokratische 
Außenpolitik in den Jahren 1961 bis 1966. 
Nach Brandts Eintritt in das Bundeskabinett 
übernahmen die Berliner Bürgermeister die 
Rolle eines ostpolitischen Vorpostens, und 
zwar gerade mit Blick auf die Konstellationen 
im nationalen System der Außenpolitischen 
Führungselite.
Ganz anders entwickelte sich die Berliner 
CDU, die seit Beginn der sechziger Jahre in 
einem engen Zusammenhang mit den soge-
nannten SBZ-Flüchtlingen und den Vertriebe-
nen gesehen werden muß. Die Vertriebenen 
wurden von 1953 bis 1957 durch den Koali-
tionspartner BHE in der Außenpolitischen 
Führungselite repräsentiert. Sie waren in der 
Phase von 1957 bis 1961 in hohem Maße durch 
ihre außenpolitischen Experten in der CDU/ *

17) Siehe Abraham Ashkenasi, Reformpartei und 
Außenpolitik. Die Außenpolitik der SPD Berlin-
Bonn, Köln und Opladen 1968, S. 50 ff.

CSU- sowie der SPD-Fraktion systemkonsti-
tutiv, insofern über diese Experten parlamen-
tarische Kompromisse zwischen den beiden 
großen Parteien angebahnt wurden. In den 
sechziger Jahren hingegen stellten die Vertrie-
benen in der Außenpolitischen Führungselite 
keine eigene Gruppe mehr dar; ihre Inter-
essen wurden von diversen anderen Gruppen 
wahrgenommen und im Hinblick auf system-
konstitutive Funktionen von der Berliner CDU 
aufgefangen. Mit Bildung der Großen Koali-
tion wurde die Berliner CDU für das System 
Außenpolitische Führungselite bedeutungslos. 
Die Vertriebenen gewannen hingegen wieder 
einen Platz in diesem System, nachdem die 
CDU in die Opposition gegangen war.

Als eigenständige Einheiten waren außerdem 
einige kleinere Parteien zu berücksichtigen, 
und zwar ununterbrochen seit 1949 die CSU 
und die FDP, aus der zeitweilig mehrere Grup-
pen der Außenpolitischen Führungselite ka-
men. Neben dem bereits erwähnten BHE war 
ferner für die Jahre 1949 bis 1957 die Deutsche 
Partei zu berücksichtigen. Daneben spielten in 
einigen Phasen einzelne Persönlichkeiten bzw. 
Gruppen der CDU eine systemkonstitutive 
Rolle, im allgemeinen als Regulativ oder Stör-
faktor im Rahmen eines Krisenmanagements 
innerhalb des Systems, und zwar von 1961 bis 
1963: Heinrich Krone, von 1963 bis 1965: Kon-
rad Adenauer und Heinrich Krone, von 1965 
bis 1966: Konrad Adenauer und Ludger 
Westrick, von 1966 bis 1969: Bruno Heck und 
Gerhard Schröder sowie seit 1969: Gerhard 
Schröder.

Sehen wir vom Bundeskanzler und Außen-
minister ab, wurde bisher nicht nach den 
außenpolitisch relevanten Ressorts gefragt. 
Dennoch sind diese — sicherlich kein Zufall — 
überwiegend durch die Orientierung an den 
relevanten Gruppen innerhalb des Parteien-
systems abgedeckt. Das Verteidigungsministe-
rium war bis 1962 mit Franz-Josef Strauß, dem 
führenden Repräsentanten der CSU, besetzt, 
1966 bis 1969 mit Gerhard Schröder und seit 
1969 mit Helmut Schmidt. Lediglich Kai-Uwe 
von Hassel, Verteidigungsminister von 1963 
bis 1966 und damals faktisch Neuling in Bonn, 
wurde nicht als führender Gruppenrepräsen-
tant eingestuft. Das Bundesministerium für 
gesamtdeutsche Fragen war bis 1962 in den 
Händen der Berliner CDU, wurde von 1963 
bis 1966 von Erich Mende geleitet und von 
1966 bis 1969 von Herbert Wehner. Nach 1969 
verlor es erheblich an Bedeutung. Während 
das Ministerium für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit ein relativ unbedeutendes Ressort blieb, 
stieg nach Abschluß der Ära Adenauer die Be-
deutung wirtschaftlicher Aspekte und Argu-



mentationsweisen in außenpolitischen Pro-
blembereichen erheblich18 ). Von 1963 bis 1966 
stand ein stark wirtschaftspolitisch orientier-
ter Kanzler im Entscheidungszentrum, so daß 
für den Ressortminister kein Spielraum für sy-
stemkonstitutive Einflußnahmen blieb, aber 
mit Bildung der Großen Koalition gewann das 
Wirtschaftsministerium unter Karl Schiller zu-
nehmend an Eigengewicht im außenpolitischen 
Entscheidungsprozeß. Schiller wird daher in 
der Außenpolitischen Führungselite seit 1966 
als separate Einheit gesehen.

18 Siehe dazu insbes. Hans Peter Schwarz, Die Rol-
len der Bundesrepublik in der Staatengesellschaft, 
in: Karl Kaiser / Roger Morgan (Hrsg.), Struktur-
wandlungen der Außenpolitik in Großbritannien 
und der Bundesrepublik, München und Wien 1970, 
S. 236 ff.

19) Siehe dazu: Gerhard Hans Reichel, Die auswär-
tige Gewalt nach dem Grundgesetz für die Bundes-
republik Deutschland vom 23. Mai 1949, Berlin 
1967; Hans W. Baade, Das Verhältnis von Parla-
ment und Regierung im Bereich der auswärtigen 
Gewalt der Bundesrepublik Deutschland. Studien 
über den Einfluß der auswärtigen Beziehungen auf 
die innerstaatliche Verfassungsentwicklung, Ham-
burg 1962; Ernst Friesenhahn, Parlament und Re-
gierung im modernen Staat, in: Veröffentlichun-
gen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechts-
ehrer, Heft 16, Berlin 1958, S. 9 ff.; Wilhelm Grewe, 

Die auswärtige Gewalt der Bundesrepublik, in: 
«benda, Heft 12, Berlin 1954, S. 129 ff.; Eberhard 
Menzel, Die auswärtige Gewalt der Bundesrepu-
blik, in: ebenda, S. 179 ff; ders., Die Auswärtige 
Gewalt der Bundesrepublik in der Deutung des 
Bundesverfassungsgerichts, in: Archiv des öffent-
lichen Rechts, 1954,' Bd. 79, S. 327 ff.

2. Entscheidungszentrum und Gruppensystem

Die einzelnen Gruppen sind nicht nur ungleich 
strukturiert, sondern auch von unterschied-
lichem politischen Gewicht innerhalb der 
Außenpolitischen Führungselite. Im politischen 
System der Bundesrepublik besitzt der Bun-
deskanzler eine eindeutige Vorrangstel
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lung. 
Im Bereich der Exekutive dominiert er infolge 
seiner Richtlinienkompetenz, die sich in außen-
politischen Problembereichen verstärkt aus-
wirkt, weil hier die Kompetenz der Regierung 
im Vergleich zum Parlament höher ist als in 
innenpolitischen Problembereichen ). Der 
Bundeskanzler kann daher als Entscheidungs-
zentrum im System der Außenpolitischen Füh-
rungselite angesehen werden. Das bedeutet, 
seine Position ist stärker als die jeder anderen 
einzelnen Gruppe, schließt aber nicht aus, daß 
er zeitweise von einer Koalition anderer Grup-
pen majorisiert wird.

Seit 1949 hat sich die Struktur des Subsystems 
Außenpolitische Führungselite mehrfach ge-
wandelt, so daß — wie im folgenden noch dar-

gestellt wird 20)  — neun Phasen zu unterschei-
den sind. In diesen neun Phasen lag die Zahl 
der Gruppen einschließlich Entscheidungszen-
trum zwischen 9 und 13. Jede dieser Gruppen 
hat mit jeder anderen vielfältige Beziehungen, 
die jeweils nachjssue' und Konstellation wech-
seln. Sämtliche Relationen dürften daher wohl 
kaum in einen systematischen Zusammenhang 
zu bringen sein. Man kann davon ausgehen, 
daß nicht alle diese Relationen die Struktur 
des Subsystems gleichermaßen bestimmen. 
Hier geht es in erster Linie um die Korrela-
tion von politischem Wandel und Strukturwan-
del der Außenpolitischen Führungselite. Poli-
tische Innovation in außenpolitischen Problem-
bereichen kann im politischen System der 
Bundesrepublik im Hinblick auf die Entschei-
dungssanktionierung nicht ohne das Entschei-
dungszentrum Bundeskanzler erfolgen, was 
nicht heißt, daß sie nicht gelegentlich gegen 
das Entscheidungszentrum erfolgen kann. Der-
artige Initiativen einzelner Gruppen werden 
dann aber mit Blick auf das Entscheidungs-
zentrum unternommen, so daß die wesent-
lichen Strukturveränderungen im Zuge der 
Entscheidung über außenpolitische Grundsatz-
fragen sich aus den Relationen zwischen Ent-
scheidungszentrum und den einzelnen Grup-
pen ergeben. Daher kann die Darstellung der 
Relationen beschränkt werden auf die Rela-
tionen zwischen Entscheidungszentrum und je-
der einzelnen Gruppe sowie auf die Relationen 
zwischen den Gruppen, soweit sie deren Hal-
tung zum Entscheidungszentrum betreffen.

3. Konsens und Dissens zum Entscheidungs-
zentrum

Die Struktur der Außenpolitischen Führungs-
elite wird somit weitgehend definiert durch 
das Ausmaß von Konsens und Dissens der ein-
zelnen Gruppen zum Entscheidungszentrum. 
Konsens wird in den Interaktionsgraphiken 
dargestellt durch Verbindungslinien zwischen 
dem Entscheidungszentrum und den einzelnen 
Gruppen. Dissens gegenüber dem Entschei-
dungszentrum wird dargestellt durch Verbin-
dungslinien zwischen den einzelnen Gruppen. 
In der Haltung zum Entscheidungszentrum 
werden, gemessen am Ausmaß der Überein-
stimmung, fünf Formen unterschieden:

1. Hoher Konsens
Die Gruppe stimmt derart mit dem Entschei-
dungszentrum überein, daß keine relevanten 
abweichenden Beziehungen zu anderen Grup-
pen bestehen. Sie ist eindeutig auf das Ent-
scheidungszentrum fixiert.

20) Siehe S. 28 ff.



2. überwiegender Konsens
Die Gruppe stimmt mit dem Entscheidungs-
zentrum in den Grundkonzeptionen und der 
Mehrzahl der Entscheidungen überein. Sie 
unterhält aber abweichende Beziehungen zu 
mindestens einer anderen Gruppe, insbeson-
dere um gemeinsame Gruppeninteressen sowie 
personelle Forderungen und sich daraus erge-
bende Nuancierungen der Grundkonzeption 
gegen das Entscheidungszentrum durchzuset-
zen. Die Gruppe ist dennoch in erster Linie auf 
das Entscheidungszentrum fixiert.

3. Partieller Konsens
Die Gruppe stimmt insgesamt etwa gleicher-
maßen mit dem Entscheidungszentrum über-
ein, wie sie andererseits abweichende Bezie-
hungen zu mindestens einer anderen Gruppe 
unterhält. Sie ist auf keine Einheit des Sub-
systems eindeutig oder auch nur überwiegend 
fixiert, sondern kooperativ, wechselnd je 
nach Situation, ,issue' und Konstellation in an-
deren Teilen des Subsystems.
4. Geringer Konsens
Die Gruppe stimmt mit dem Entscheidungszen-
trum in der Grundkonzeption nicht unbedingt 
und in der Mehrzahl der Entscheidungen über-
wiegend nicht überein, findet aber dennoch zu 
diesem gelegentlich einen Konsens. Die Bezie-
hungen der Gruppe zu anderen Gruppen sind 
in der Regel wesentlich intensiver als die zum 
Entscheidungszentrum. Die Gruppe ist auf min-
destens eine andere Einheit des Subsystems 
stärker fixiert als auf das Entscheidungszen-
trum.
5. Kein Konsens
Die Gruppe lehnt die Grundkonzeption des 
Entscheidungszentrums durchgängig ab. Sie ist 
auf keine Einheit des Subsystems mehr fixiert 
als auf sich selbst.
Dissens wird hier als strikter Komplementär-
begriff verstanden. Hoher Konsens schließt 
Dissens aus, überwiegender Konsens läßt 
Raum für geringen Dissens, partieller Kon-
sens ermöglicht partiellen Dissens, geringer 
Konsens überwiegenden Dissens und kein 
Konsens hohen Dissens.

4. Kooperationsfähigkeit als Voraussetzung 
der Relevanz von Konsens und Dissens

Konsens und Dissens spielen für die Struktur 
der Außenpolitischen Führungselite noch 
nicht dann eine Rolle, wenn sie lediglich kon-
zeptionell vorhanden sind, sondern erst dann, 
wenn sie durch Kooperation mit anderen Grup-
pen in politisches Handeln umgesetzt werden. 

So stand die FDP-Fraktion unter Thomas Deh 
ler in den Jahren 1955 bis 1957 nur in einen
geringen Konsens zu Konrad Adenauer, mi 
dem die SPD gleichzeitig generell nicht über 
einstimmte 21 ). Der konzeptionelle Dissens bei 
der Gruppen hatte unterschiedliche Ursachei
und konnte daher nicht in gemeinsames poli 
tisches Handeln gegen das Entscheidungszen 
trum umgesetzt werden. Dissens gegen da:
Entscheidungszentrum wirkt sich strukturver 
ändernd für die Außenpolitische Führungs 
elite in der Regel erst dann aus, wenn er zt
einer Kooperation von Gruppen führt, die sid
tendenziell gegen das Entscheidungszentrum 
richtet. Systemkonstitutiv sind also nur Rela 
tionen auf der Basis der Kooperationsfähig
keit.

5. Eigenständigkeit, Abhängigkeit und Kom 
petenz als Positionsfaktoren der Akteure

Die Positionen der einzelnen Gruppen dei
Außenpolitischen Führungselite sind durch die
Analyse des Konsens und Dissens zum Ent
Scheidungszentrum sowie der Kooperations 
fähigkeit noch nicht hinreichend geklärt. Diese
Kategorien zeigen zwar die Lage im Inter-
aktionsfeld, erlauben aber keine Gewichtung
der einzelnen Gruppen auf gleicher Basis 
Diese Gewichtung soll im folgenden über die
Faktoren Eigenständigkeit, Abhängigkeit und
Kompetenz vorgenommen und mit der Koope-
rationsfähigkeit in Verbindung gesetzt wer-
den.

a) Definition der Begriffe
Eigenständigkeit ist das Einfluß- und (Mit-)
Entscheidungspotential eines politischen Ak-
teurs, das auf der „Quelle" beruht, aus der er
seine Position im System erhält. Die Eigen-
ständigkeit zeigt an, für wen der Akteur — die
personalisierte Spitze einer Gruppe — steht,
für wen er sprechen kann.
Abhängigkeit ist die Bindung an Entschei-
dungen und Einstellungen der Institution bzw. 
sozialen Gruppe, auf die der Akteur als eigene 
Basis Rücksicht nehmen muß.
Kompetenz wird entsprechend dem vorwissen-
schaftlichen Sprachgebrauch verstanden und 
zeigt die Affinität zu außenpolitischen Pro-
blembereichen an, die sich aus der Position des 
Akteurs im Institutionengefüge ergibt.

b) Eigenständigkeitsskala
Im Hinblick auf das Subsystem Außenpoliti-
sche Führungselite lassen sich sechs relevante 
Formen der Eigenständigkeit — wie in Ta-

21) Vgl. Interaktionsgraphik 3. 



belle 1 dargestellt — unterscheiden und skalie-
ren. In dieser Skala erhält die stärkste Form 
der Eigenständigkeit den Indexwert 1,00, die 
schwächste in diesem Fall nicht den Wert 0,00, 
sondern 0,17; denn „keine Eigenständigkeit" 
heißt nicht, daß der betreffende Akteur über-
haupt nicht in der Lage ist, politisch eigen-
ständig zu handeln, sondern lediglich, daß er

nicht führender Repräsentant einer eigenstän-
digen Einheit in der Außenpolitischen Füh-
rungselite ist. „Keine Eigenständigkeit" in die-
sem Sinne haben zum Beispiel die persönli-
chen Referenten des Bundeskanzlers und des 
Außenministers; es ist aber nicht auszuschlie-
ßen, sondern im Gegenteil sogar zu vermuten, 
daß sie bisweilen ein gewisses Mitentschei-
dungspotential haben.

Alle anderen Arten der Eigenständigkeit sind 
ausschließlich führenden Gruppenrepräsentan-
ten zuzuordnen, die eine der Einheiten des 
Systems bilden. Eine personbezogene Eigen-
ständigkeit liegt dann vor, wenn ein Akteur 
aufgrund einer persönlichen Sonderstellung 
zu einer eigenständigen Einheit im System 
wird, die nicht im Rahmen des sonstigen In-
stitutionen- und Gruppengefüges liegt. Bun-
desminister Ludger Westrick, unter Erhard 
Leiter des Bundeskanzleramtes, hatte in den 
Jahren 1965/66 eine derartige Sonderstellung 
inne. Ebenfalls eine personbezogene Eigen-
ständigkeit im außenpolitischen Entscheidungs-
prozeß besitzt seit 1966 Bundesminister Karl 
Schiller. Am Beispiel Schiller läßt sich auch der 
Unterschied zur Eigenständigkeitsform 1 leicht 
erläutern: Eine amtsbezogene Eigenständigkeit 
in Hinblick auf außenpolitische Grundsatzfra-
gen schlechthin hat der Bundeswirtschafts-
minister nicht; sein Amt verleiht ihm aller-
dings eine besondere Kompetenz in außenpoli-
tischen Fragen. Aufgrund der Position sind 
— relativ unabhängig von der Stellung im 

Gruppengefüge — außer dem Bundeskanzler 
nur noch der Außenminister sowie der Regie-
rende Bürgermeister von Berlin im außenpoli-
tischen Entscheidungsprozeß eigenständig. Im 
Falle der beiden letztgenannten sind einige 
Einschränkungen zu machen: Eine amtsbezoge-
ne Eigenständigkeit des Außenministers kann 
nur dann vorliegen, wenn der Bundeskanzler 
selbst nicht in erster Linie außenpolitisch pro-
filiert und interessiert ist (Schröder/Erhard) 
oder wenn der Außenminister aus einer frü-
heren Position heraus bereits eine amtsbezo-
gene Eigenständigkeit mitbringt (Brandt/ 
Kiesinger). Die amtsbezogene Eigenständig-
keit des Regierenden Bürgermeisters beruht 
auf dem besonderen Status Berlins. Der Berli-
ner Bürgermeister zählt aber nur dann zur 
Außenpolitischen Führungselite der Bundes-
republik, wenn er über den Bereich Deutsch-
land- und Ostpolitik hinaus an der Entschei-
dungssanktionierung beteiligt ist. Eine der-
artige Beteiligung kann man in der Regel als 
gegeben ansehen, wenn er gleichzeitig die 
Möglichkeit hat, als Repräsentant einer 
Gruppe im Parteiengefüge in den außenpoliti-
schen Entscheidungsprozeß einzugreifen.

Ferner wird zwischen partei-, fraktions- und 
gruppenbezogener Eigenständigkeit unter-
schieden. Eine parteibezogene Eigenständig-
keit wird den Parteivorsitzenden und gele-
gentlich auch ihren Stellvertretern zugeordnet, 
außerdem in der Regel den führenden Reprä-
sentanten der kleineren Koalitionspartner, 
denn sie stehen für ihre Partei in der Außen-
politischen Führungselite, auch dann, wenn sie 
nicht den Parteivorsitz innehaben. Den Reprä-
sentanten der kleineren Oppositionsparteien 
wird hingegen nur eine gruppenbezogene 
Eigenständigkeit zugesprochen, weil sie im 
parlamentarischen Kräftesystem lediglich für 
eine Minderheit der Minderheit stehen, also 
bestenfalls den Repräsentanten von Minder-
heitsgruppen innerhalb der großen Parteien 
gleichzusetzen sind. Die fraktionsbezogene 
Eigenständigkeit trifft nicht nur für die Frak-
tionsexperten und den Vorsitzenden der 
Regierungsfraktion zu, sondern bisweilen 
auch für ehemalige Fraktionsvorsitzende, 
wenn deren Stellung im Kabinett vor allem 
auf ihrem Rückhalt in der Fraktion beruht22 ). 
Die parteibezogene Eigenständigkeit ist höher 
einzuschätzen als die fraktionsbezogene, weil 
der Partei in politischen Grundsatzfragen im 
allgemeinen die höhere Kompetenz zugespro-

22) Das galt vor allem für Heinrich von Erenk no 
und Heinrich Krone.





dien wird. Dabei kommt es nicht auf die reale 
Kompetenz, sondern lediglich auf die Legiti-
mationsqualität an.

c) Abhängigkeitsskala
Abhängigkeit ist nicht einfach das Gegenteil 
von Eigenständigkeit, weil die Abhängigkeit 
zumeist auf einer anderen „Quelle" beruht als 
die Eigenständigkeit. In der Skala werden 
wiederum sechs Formen unterschieden, aller-
dings nicht in einer der Eigenständigkeitsskala 
reziproken Anordnung. Als Optimum wird 
„keine Abhängigkeit" mit dem Indexwert 1,00 
bedacht. Sie setzt voraus, daß der betreffende 
Akteur unangefochten über den Gruppen steht, 
was institutionell ohnehin nur dem Bundes-
kanzler möglich ist und nur für Adenauer in 
den Jahren 1949 bis 1957 galt, neuerdings 
wohl auch in außenpolitischen Problemberei-
dien für Bundeskanzler Brandt zutrifft.

Die stärkste Form der Abhängigkeit ist die 
personbezogene. Der politische Akteur mit 
personbezogener Abhängigkeit ist nicht füh-
render Repräsentant einer Einheit des Systems 
Außenpolitische Führungselite, sondern Ange-
höriger einer Gruppe, der nur über die Person 
des führenden Repräsentanten in den Prozeß 
der Entscheidungssanktionierung eingreifen 
kann. Akteure mit amtsbezogener Abhängig-
keit sind zwar führende Repräsentanten einer 
Gruppe der Außenpolitischen Führungselite, 
aber durch ein Amt an Weisungen des Ent-
Scheidungszentrums gebunden. Das gilt insbe-
sondere für alle Bundesminister, jedoch auch 
für den Regierenden Bürgermeister von Berlin, 
dessen Mitwirkung im außenpolitischen Ent-
Scheidungsprozeß durch die Weisungsbefug-

nis der Alliierten sowie durch die amtsbe-
dingte Abhängigkeit von den Entscheidungen 
der Bundesregierung und damit vor allem des 
Bundeskanzlers eingegengt ist.

Gruppen-, fraktions- und parteibezogene Ab-
hängigkeit wurden eingestuft nach dem Aus-
maß direkter Kontrolle, die die entsprechen-
den Organisationseinheiten auf ihre Repräsen-
tanten im Durchschnitt ausüben. Der generell 
stärksten Kontrolle dürften die Gruppenreprä-
sentanten ausgesetzt sein, weil die Gruppen 
ein relativ kleiner, überschaubarer Kreis sind, 
zumal hier nur solche Gruppen Berücksichti-
gung finden, die sich innerhalb des Bundes-
tages sowie der Parteispitzen formieren. Die 
Bindung an die Fraktion insgesamt ist wegen 
deren Heterogenität in der Regel schwächer 
als die Bindung an eine kleinere Gruppe. Die 
Bindung an die Partei wiederum ist schwächer 
als die Bindung an die Fraktion, weil letztere 
ständig präsent ist, in kurzen Zeitabständen 
zusammentritt und schon räumlich dem perma-
nenten Entscheidungsprozeß näher ist. Partei-
bezogene Abhängigkeit meint nicht die Ab-
hängigkeit vom Parteipräsidium, das entweder 
mit der Fraktionsführung oder mit dem Kabi-
nett weitgehend identisch ist, sondern die Ab-
hängigkeit von der Partei insgesamt, symboli-
siert vor allem durch die Parteitage. Partei-
bezogene Abhängigkeit stellt also nur eine 
sehr geringe Stufe der Abhängigkeit dar und 
bedeutet, daß der betreffende Akteur zur Legi-
timierung seiner Entscheidungen in der Regel 
nur der — zumeist nachträglichen pauschalen 
— Zustimmung der Partei bedarf. Aufgrund 
seiner unangefochtenen Stellung als Partei-
vorsitzender oder auch als dessen Stellvertre-
ter steht ein derartiger Akteur sozusagen 
souverän über der Fraktion.

d) Kompetenzskala

Die Kompetenz eines Akteurs kann sich auf 
alle zentralen Bereiche der internationalen Po-
litik erstrecken, sie kann sich aber auch — zu-
mindest dominant — auf einen oder einige 
Problembereiche beschränken. Je nachdem 
sprechen wir von genereller oder partieller 
Kompetenz. Die Kompetenz kann auf einem 
Amt in der Regierung, der Fraktion oder der 
Partei sowie auf einer führenden Stellung in 
einer Gruppe beruhen, sie kann aber auch 
durch fachliche Qualifikation als Experte er-
worben sein und sich darauf beschränken. Da 
die gruppenbezogene Kompetenz grundsätz-
lich nur partiell ist, ergeben sich somit neun 
Formen der Kompetenz, deren Indexwerte in





Tabelle 5 genannt sind. Wer keine Kompetenz 
hat, gehört nicht zu den außenpolitischen Ak-
teuren, so daß diese Kategorie hier entfällt.

Eine generelle amtsbezogene Kompetenz besit-
zen nur der Bundeskanzler und der Außenmi-
nister. Wird aus Gründen, die übrigens nicht 
in der Kompetenz liegen, ein Chef oder Staats-
sekretär des Bundeskanzleramtes oder ein 
Staatssekretär des Auswärtigen Amtes zur 
Spitze einer separaten Einheit der Außenpoli-
tischen Führungselite, so ist auch ihm eine 
generelle amtsbezogene Kompetenz zuzuord-
nen. Bundesminister mit außenpolitisch rele-
vantem Ressort besitzen eine partiell amtsbe-
zogene Kompetenz. Danach wird als nächst-
höchste Kompetenzstufe die generelle frak-
tionsbezogene Kompetenz aufgeführt, weil all-
gemein der Zugang der Bundestagsfraktionen 
zum außenpolitischen Entscheidungsprozeß 
direkter ist als der von Parteigremien. Aus-
gehend vom Kompetenzvorsprung der Regie-
rung in allen außenpolitischen Fragen gegen-
über die Opposition23 ), wird eine fraktions-
bezogene Kompetenz nur der Fraktion der 
führenden Regierungspartei zugeordnet, wenn 
nicht — wie im Falle der Großen Koalition — 
beide Koalitionspartner etwa gleich stark sind. 
Die partiell gruppenbezogene Kompetenz 24) So z. B.: Adenauer 1963 bis 1965, Bruno Heck 

(CDU) 1966 bis 1969.
25) So z. B. die Vertriebenen ab 1969.
26) Vgl. dazu die Positionsindex-Tabellen für die 
Phasen 1 bis 3, unten S. 24, 26, 28.

!23) Siehe dazu u. a.: Heino Kaack, Opposition und 
Außenpolitik, a. a. O. 

wird höher eingestuft als die partiell frak-
tionsbezogene, weil erstens vorausgesetzt ist, 
daß es sich um Gruppen handelt, die in der 
Fraktion der führenden Regierungspartei ver-
ankert sind, und weil zweitens diese Gruppen 
dann im Vergleich zum unverbindlicheren Sta-
tus des

24

 Fraktionsexperten auf eine Legitima-
tion als Betroffene hinweisen können. Eine 
generell parteibezogene Kompetenz haben die 
führenden Repräsentanten der Oppositionspar-
teien sowie der kleineren Koalitionsparteien 
— letztere, soweit sie nicht dem Kabinett an-
gehören — sowie Akteure der führenden Re-
gierungspartei, sofern sie in erster Linie als 
Träger eines Parteiamtes der Außenpolitischen 
Führungselite angehören ). Eine partielle par-
teibezogene Kompetenz haben Gruppen, die 
sich vor allem auf eine Oppositionspartei stüt-
zen25). Solche Gruppen gehören allerdings 
nur in Ausnahmesituationen zur Außenpoliti-
schen Führungselite. Die Fraktionsexperten 
haben — sofern sie nicht der führenden Regie-
rungspartei angehören — lediglich eine gene-
rell fachbezogene Kompetenz, in Einzelfällen 
sogar nur eine partielle fachbezogene Kompe-
tenz.

Ein einzelner Akteur bzw. Gruppenrepräsen-
tant wird somit in der Regel hinsichtlich Eigen-
ständigkeit, Abhängigkeit und Kompetenz 
einen höchst unterschiedlichen Stand in der 
Rangskala einnehmen. Konrad Adenauer be-
saß im Zeitraum 1949—1957 eine amtsbezogene 
Eigenständigkeit, keine Abhängigkeit und 
eine generelle amtsbezogene Kompetenz, also 
eine optimale Stellung in diesem System. Die 
anderen Akteure hatten zum Teil zwar eine re-
lativ hohe Kompetenz, dann aber zumeist auch 
eine amtsbezogene — also sehr starke — Ab-
hängigkeit und eine geringere Eigenständig-
keit26 ). Wechselt ein Akteur von einem Kabi-
nettsposten in die Fraktionsführung, wird zwar 
seine Abhängigkeit vom Entscheidungszen-
trum, dem Bundeskanzler, geringer, aber 
gleichzeitig auch seine Kompetenz. Seine 
Eigenständigkeit bleibt trotz des Positionen-
wechsels zumeist konstant, weil sie überwie-
gend auf einer „Quelle" im Gruppensystem 
beruht. Das genannte Instrumentarium läßt 
sich also offenbar für eine differenzierte Ana-
lyse der Wandlungsprozesse innerhalb der 
Führungselite verwenden.
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e) Positionsindex
Die Gewichtung der Akteure ergibt sich nicht 
nur durch Eigenständigkeit, Abhängigkeit und 
Kompetenz, sondern auch aus der Koopera-
tionsfähigkeit. Diese wird gemessen, indem 
für jede Phase die Zahl der

27

 Gruppen und dar-
auf basierend die Zahl der maximal möglichen 
Kooperationsbeziehungen (= Gruppenzahl mi-
nus 1) festgestellt wird. Wenn eine Einheit des 
Systems mit allen anderen Einheiten derartige 
systemkonstitutive Beziehungen hat, erhält 
sie den Indexwert 1,00. Variierend aufgrund 
der unterschiedlichen Gruppenzahl sinkt der 
Indexwert bis auf Werte zwischen 0,08 und 
0,13 für nur eine Kooperationsbeziehung ).
Der Positionswert errechnet sich dann als Ad-
dition von Eigenständigkeits-, Abhängigkeits-, 
Kompetenz- und Kooperationswert. Dabei 
wird diesen vier Faktoren gleiches Gewicht 
zugemessen, insofern für jeden Fall die Skala 
von 0 bis 1 reicht. Die Positionswerte bewe-
gen sich somit in einer Größenordnung bis 
maximal 4,00. Die Gleichgewichtigkeit der ge-
nannten Faktoren ist natürlich nicht in jeder 
politischen Situation gegeben, aber hier sollen 
auch keine einzelnen politischen Situationen 
gemessen werden. Die Einstufung gilt als 
Durchschnittswert für einen längeren Zeit-
raum, in diesem Fall von ein bis vier Jahren. 
Sie gibt eine formale Position wieder, basiert 
aber darauf, daß das System als dynamisches 
Interaktionsfeld verstanden wird. Weitere 
Faktoren können in diesem Zusammenhang 
nicht zwingend ausgeschlossen werden, aber 
die Überprüfung am empirischen Material er-
gab, das alle vorkommenden Phänomene im 
Hinblick auf die Wandlung der Gruppenstruk-
tur über diese Faktoren erfaßt werden. Signi-
fikante Dominanz eines der vier Faktoren 
oder eine Rangfolge waren nicht zu erkennen.

Daher mußten sie in diesem Rahmen gleich 
gewertet werden.

Mit diesem Instrumentarium soll zunächst die 
Struktur der Außenpolitischen Führungselite 
der Bundesregierung im historischen Kontext 
analysiert werden. Abschließend wird dann 
zu fragen sein, welche Grundmodelle der Füh-
rungsgruppenstruktur sowie des außenpoliti-
schen Entscheidungsprozesses sich mit Hilfe 
dieses Ansatzes erkennen lassen.

III. Wandlungen des Subsystems Außenpolitische Führungselite 
der Bundesrepublik Deutschland seit 1949

1. Extreme Zentralität im Entstehungsstadium 
(1949—1953)

Überblickt man die Außenpolitische Führungs-
elite seit 1949, so fällt die geringere Gruppen-
zahl in der Entstehungsphase auf. Von 1949 
bis 1953 setzte sich das Subsystem lediglich 
aus neun Gruppen zusami ien. Im Entschei-
dungszentrum standen zugleich Bundeskanzler 
und Außenminister. Das Auswärtige Amt 
wurde erst am 15. März 1951 geschaffen und

27) Siehe Tabelle 7. 

von Adenauer in Personalunion übernom-
men28 ). Es ging aus dem von Adenauer be-
herrschten Bundeskanzleramt hervor und blieb 
auch voll in dessen Kontrolle. Konrad Ade-
nauer direkt zugeordnet war ein Kreis von 
persönlichen Vertrauten, zu denen vor allem 
Herbert Blankenhorn, Hans Globke, Walter 

28) Siegfried Schöne, Von der Reichskanzlei zum 
Bundeskanzleramt, Berlin 1968, S. 181 ff.; Walter 
Hallstein, Das Auswärtige Amt, in: Außenpolitik, 
Oktober 1951, Heft 7, S. 453—458; Außenminister 
Konrad Adenauer, in: Außenpolitik, Mai 1951, 
Heft 3, S. 175—177.



Hallstein, Otto Lenz und Theodor Blank zähl-
ten. Dieser Beraterstab war an der Entschei-
dungsbildung und -Sanktionierung unmittelbar 
beteiligt, aber in seiner politischen Wirkungs-
weise allein auf den Bundeskanzler ausgerich-
tet und nur für ihn nutzbar. Da ein vergleich-
barer Stab von keiner anderen Gruppe errich-
tet werden konnte, besaß Adenauer quasi ein 
Expertenmonopol auf nationaler Ebene. Die 
Wirkung dieses Monopols verstärkte sich da-
durch, daß Adenauer alleiniger Verhandlungs-
partner und Informant der Besatzungsmächte 
war. Seine Eigenständigkeit resultierte aus 
der Funktion als Regierungschef. Eine partei-
bezogene Abhängigkeit lag nicht vor, zumal 
die Partei auf Bundesebene erst 1950 konsti-
tuiert wurde und die Parteiführungsgremien 
unter dem Vorsitz Adenauers bestenfalls 
zweitrangige Funktionen im Vergleich zu den 
Führungsgremien auf Regierungsebene ein-
nahmen. Eine fraktionsbezogene Abhängig-
keit Adenauers ist zu verneinen, weil die re-
lativ heterogene Fraktion nicht über die In-
formationen und die Geschlossenheit verfügte, 
die für eine Kontrolle Adenauers notwendig 
gewesen wären. Adenauer profitierte in der 
Anfangsphase gegenüber dem Parlament da-
von, daß Außenpolitik formell in die Zustän-
digkeit der Besatzungsmächte fiel. Die CDU/ 
CSU-Fraktion nahm im Vergleich zu späteren 
Phasen auch deshalb noch eine relativ unbe-
deutende Stellung ein, weil Adenauers Bera-
terstab sich nicht aus der Fraktion bzw. der 
Partei rekrutierte29). Adenauer allein besaß 
eine uneingeschränkte Kompetenz in außen-
politischen Fragen, so daß er hinsichtlich der 
drei Faktoren Eigenständigkeit, Abhängigkeit 
und Kompetenz optimal einzustufen ist.

29) Zur Entstehung und Wirkungsweise des Ent-
scheidungszentrums um Konrad Adenauer siehe die 
detaillierte Darlegung von Arnulf Baring, Außen-
politik in Adenauers Kanzlerdemokratie, München 
und Wien 1969.
30) Zur außenpolitischen Konzeption Jakob Kaisers 
siehe: Hans-Peter Schwarz, Vom Reich zur Bundes-
republik. Deutschland im Widerstreit der außen-
politischen Konzeptionen in den Jahren der Be-
satzungsherrschaft 1945—1949, Neuwied und Ber-
lin 1966, S. 299—344.

31) Siehe dazu die Biographie von Werner Conze, 
Jakob Kaiser. Politiker zwischen Ost und West, 
1945—1949, Stuttgart 1969.
32) Vgl. Nevil Johnson, The Era of Adenauer and 
After, in: Parliamentary Affairs 1963/64, Heft 1, 
S. 40; Charles Wighton, Adenauer — Democratic 
Dictator, London 1963, S. 215; Richard Hiscocks, De-
mocracy in Western Germany, London 1957, S. 124.

Auch hinsichtlich der Kooperationsfähigkeit 
dominierte Adenauer eindeutig. Fünf der an-
deren Gruppen des Systems standen in einem 
hohen Konsens zum Entscheidungszentrum. 
Zwischen ihnen existierte also keine relevante, 
auf Dissens zu Adenauer beruhende Koopera-
tion. Von den an der Regierungskoalition be-
teiligten Gruppenvertretern hatte lediglich 
Jakob Kaiser ein alternatives außenpolitisches 
Konzept zu Konrad Adenauer, das sich jedoch 
schon vor der . Gründung der Bundesrepublik 
als nicht realisierbar erwiesen hatte 30) — eine 

Tatsache, die seine Position entscheidend 
schwächte. Dennoch war Kaiser ein innenpoli-
tischer Machtfaktor, da er als Exponent des 
Gewerkschaftsflügels und der Berliner CDU 
galt31 ). Als Kabinettsmitglied war er von den 
außenpolitischen Informationen und Entschei-
dungen Adenauers abhängig und durch diese 
amtsbezogene Abhängigkeit trotz partieller 
amtsbezögener Kompetenz als Minister für 
gesamtdeutsche Fragen in seiner Handlungs-
weise äußerst eingeschränkt. Die Kabinetts-
mitglieder waren nur partiell am außenpoli-
tischen Entscheidungsprozeß beteiligt und 
konnten keine politischen Grundsatzentschei-
dungen ohne die Zustimmung des Bundes-
kanzlers treffen. Das kam u. a. darin zum 
Ausdruck, daß Konrad Adenauer sie häufig 
nur einzeln konsultierte, je nach politischer 
Zweckmäßigkeit32 ). Die unzureichende Unter-
richtung der Kabinettsmitglieder in außen-
politischen Fragen verminderte die Chancen 
und Entwicklungsmöglichkeiten eigenständiger 
Konzepte.
Der Einfluß Kaisers beschränkte sich daher 
immer mehr auf seine Zuständigkeit im Be-
reich der Entscheidungsausführung als Mini-
ster für gesamtdeutsche Fragen, zumal er für 
seine Konzeption unter den anderen Gruppen 
keinen Adressaten fand. Kaiser spielte also 
im Subsystem Außenpolitische Führungselite 
lediglich eine Außenseiterrolle. Stärker war 
hingegen die Position der anderen an der Re-
gierungskoalition beteiligten Gruppen.
Heinrich von Brentano hatte als Fraktionsvor-
sitzender institutionell bedingt zwar eine re-
lativ hohe Kompetenz und Eigenständigkeit 
bzw. geringere Abhängigkeit, war aber ein-
deutig auf das Entscheidungszentrum fixiert. 
Abweichende Beziehungen zu anderen Grup-
pen konnten vor allem deshalb nicht relevant 
werden, weil er in der Fraktion die Rolle des 
Integrators zu spielen hatte, die eine einseitige 
Festlegung auf bestimmte Gruppierungen aus-
schloß. Die Hauptaufgabe Brentanos war folg-
lich, die Außenpolitik Adenauers auf der par-
lamentarischen Ebene innenpolitisch abzusi-
chern.
Wie Brentano hatten auch die außenpolitischen 
Experten der CDU/CSU-Bundestagsfraktion in-
folge des Handlungs- und Informationsvor-
sprungs Adenauers keinen vom Kanzler unab-



hängigen Zugang zur Entscheidungssanktio-
nierung. Sie waren weniger an der Entschei-
dungssanktionierung beteiligt, als vielmehr 
S
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precher ihrer Fraktion im Parlament. Ihre 
eindeutige Ausrichtung auf das Entscheidungs-
zentrum basierte letztlich darauf, daß sich 
CDU/CSU und SPD antagonistisch gegenüber-
standen ).
Führender Repräsentant der CSU war Bundes-
finanzminister Fritz Schäffer, der sich als Kabi-

33)  Zur Rolle des Fraktionsvorsitzenden und der 
Bundestagsfraktion der CDU/CSU im außenpoliti-
schen Entscheidungsprozeß siehe Arnulf Baring, 
a. a. O„ S. 171 ff.

nettsmitglied nicht nur auf eine partielle amts-
bezogene Kompetenz, sondern auch auf eine 
parteibezogene Eigenständigkeit stützen 
konnte. Auf der Basis des hohen Konsens be-
schränkte sich sein Einfluß aber auf die durch 
Adenauer zugewiesenen Handlungsräume.
Innerhalb der DP waren für die Außenpolitik 
weniger die Bundesminister, sondern allmäh-
lich überwiegend der Fraktionsvorsitzende 
Hans-Joachim von Merkatz zuständig. Die DP 
betonte die grundsätzliche Übereinstimmung 
mit Adenauer, um sich dadurch eine Mitbetei-
ligung am Regierungshandeln zu erhalten. In-
folgedessen übte sie nur im personellen Be-
reich Kritik und befürwortete nahezu unein-

Läuterungen zu den Interaktionsgraphiken:

Grundsätzlich zu unterscheiden sind erstens 
die Verbindungslinien vom Entscheidungs-
Zentrum (Bundeskanzler) in der Mitte der Gra-
phiken zu den anderen Einheiten und zweitens 
die Verbindungslinien zwischen den anderen 
Einheiten.

Die erstgenannten Linien bezeichnen den Kon-
sens einer Gruppe mit dem Entscheidungszen-
trum; dabei sind vierfache Linie = hoher Kon-
sens, dreifache Linie = überwiegender Kon-
Sens, zweifache Linie = partieller Konsens, 

einfache Linie = geringer Konsens, keine 
Linie = kein Konsens.
Die zweitgenannten Linien bezeichnen die 
Übereinstimmung im Dissens zum Entschei-
dungszentrum zwischen zwei Gruppen; dabei 
sind vierfache Linie = hoher Dissens, drei-
fache Linie = überwiegender Dissens, zwei-
fache Linie = partieller Dissens, einfache Linie 
= geringer Dissens, keine Linie = kein Dis-
sens oder keine zu Kooperation führende 
Übereinstimmung im Dissens.
Vgl. zu den Definitionen auch Kapitel II 3 und 
II 4.



geschränkt den auß
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enpolitischen Kurs Ade-
nauers ).
Als ERP-Minister, Vizekanzler und Parteivor-
sitzender war Franz Blücher der wichtigste 
außenpolitische Akteur der FDP. Der Einfluß, 
der sich aus seiner parteibezogenen Eigen-
ständigkeit und seiner partiellen amtsbezoge-
nen Kompetenz ergeben hätte, wurde durch 
amtsbezogene Abhängigkeit und die geringen 
dezentralisierenden Kooperationsmöglichkei-
ten weitgehend gemindert354). Während Blü-
cher in hohem Maße mit Adenauer überein-
stimmte, vertrat Bundesjustizmi
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nister Thomas 
Dehler teilweise von Adenauer abweichende 
Auffassungen ).  Er konnte sich damit aber 
ebensowenig durchsetzen wie der außenpoli-
tische Experte der FDP-Fraktion, Karl Georg 
Pfleiderer, der sogar eine Alternative zur be-
vorstehenden Westintegration der Bundesre-
publik entwickelte. Seine Vorstellungen blie-
ben jedoch politisch unwirksam, da er sich in 
der Fraktion, die überwiegend Blücher folgte, 
nicht behaupten konnte37 ). Pfleiderer war le-
diglich Teil einer Gruppe, die an außenpoliti-
schen Entscheidungen letztlich nicht direkt be-
teiligt war und der Zusammenarbeit mit Kon-
rad Adenauer Priorität einräumte.

34) Vgl. Hermann Meyn, Die Deutsche Partei, Düs-
seldorf 1965, S. 25; Hans-Joachim von Merkatz, 
Vier Jahre DP-Politik, Alfeld 1953, S. 14; siehe 
auch die außenpolitische Stellungnahme von Hans-
Joachim v. Merkatz, in: Verhandlungen des Deut-
schen Bundestages, 1. Wahlperiode, 3./4. April 1952, 
204. Sitzg., Sten. Ber„ S. 8776 ff.
35) Zu den außenpolitischen Vorstellungen Blü-
chers siehe u. a.: Franz Blücher, Der politische 
Standort und die Ziele der Freien Demokratischen 
Partei, Bonn o. J.; ders., Die Stellung Deutsch-
lands in Westeuropa, in: Außenpolitik, Mai 1951, 
Heft 3, S. 170—174; Die Tat, 13. 12. 50: Kulissen-
kämpfe um das deutsche Außenministerium.
36) Vgl. Fritz Rene Allemann, Thomas Dehler — 
das entfant terrible von Bonn, in: Die Tat, 5. 2. 
1950; Die Tat, 25. 1. 1950: Dehlers Querschuß gegen 
Adenauer.
37) Vgl. Arnulf Baring, a.a.O., S. 178; Die Neue Zei-
tung, 13. 1. 1953: Pfleiderer unterbreitet neuen Vor-
schlag zur Außenpolitik; Die Tat, 15. 9. 1952: Mög-
lichkeiten einer Ostpolitik; Deutsche Zeitung 10. 9. 
1952: Gleichgewicht der Rüstungen. Vgl. ferner: 
Karl Georg Pfleiderer, Politik für Deutschland, 
Stuttgart 1961.

38) Vgl. u. a. Neue Zürcher Zeitung (NZZ), 16. 10. 
1951: Außenpolitische Diskussionen in Bonn; Die 
Welt am Sonntag, 14. 10. 1951: Tritt Dr. Adenauer 
als Außenminister zurück?; Heinz Medefind, Regie-
rungskoalition kritisiert Außenpolitik, in: Die Neue 
Zeitung, 29. 3. 1950.
39) Vgl. Die Welt, 11. 8. 1953: Kanzler und Bidault 
auf gleicher Linie; Wilhelm Papenhoff, Hallstein 
bespricht mit Bruce Fragen der Integration Europas, 
in: Die Neue Zeitung, 1. 6. 1953; ders., Das Aus-
wärtige Amt steht in seinen Grundzügen, in: Die 
Neue Zeitung, 1. 8. 1951; Dietrich Brettschneider, 
„AA" — des Kanzlers jüngstes Ministerium, in: 
Süddeutsche Zeitung (SZ), 28. 3. 1951; Heinz Mede-
find, Die Personalunion Kanzler und Außenmini-
ster, in: Die Neue Zeitung, 15. 3. 1951.
40) Zu den Auseinandersetzungen innerhalb der 
SPD um die Außenpolitik siehe: Protokoll der Ver-
handlungen des Parteitages der SPD vom 24. bis 
28. September 1952 in Dortmund, Hrsg.: Vorstand 
der SPD, Bonn o. J.; Protokoll der Verhandlungen
des Parteitages der SPD vom 21. bis 25. Mai 1950 
in Hamburg, (Bonn o. J.).
41) Zur außenpolitischen Konzeption Schumachers 
siehe: Hans-Peter Schwarz, Vom Reich zur Bundes-
republik. Deutschland im Widerstreit der außen-
politischen Konzeptionen in den Jahren der Besat-
zungsherrschaft 1945;—1949, Neuwied und Berlin 
1966, S. 483—564; Heino Kaack, Das Problem einer 
außenpolitischen Alternative für Deutschland. Ein 
Beitrag zur Analyse der Anfänge der deutschen 
Außenpolitik nach 1945 unter besonderer Berück-
sichtigung der Konzeption Kurt Schumachers, Phil. 
Diss., Kiel 1965.

Der Versuch der FDP, auf außenpolitische Ent-
scheidungen Einfluß zu nehmen, konzentrierte 
sich nicht auf Grundsatzfragen, sondern auf 
personelle Forderungen und das Verlangen 
nach umfangreicherer Information. Die FDP 
forderte immer wieder die Auflösung der Per-
sonalunion zwischen Bundeskanzler und 
Außenminister. Bei einer Trennung der Ämter 
glaubte sie, den Außenminister stellen zu 
können und dadurch einen direkten Einfluß 
auf außenpolitische Entscheidungen zu gewin-

nen38 ). Konrad Adenauer behielt sich jedoch 
alle Entscheidungsbefugnisse vor und setzte 
Informationen gezielt ein. Der Ursprung des 
Auswärtigen Amtes lag im Bundeskanzleramt 
und fü
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hrte zu einer engen formellen und in-
formellen Verflechtung, indem der Bundes-
kanzler alle zentralen Entscheidungsfunktio-
nen auf sich vereinigte und die Spitzenpositio-
nen des neu errichteten Auswärtigen Amtes 
mit seinen persönlichen Vertrauten, Blanken-
horn und Hallstein, besetzte ). Da der Bun-
deskanzler die personellen Ansprüche der FDP1
nicht erfüllte und die politische Kraft der FDP
nicht ausreichte, Entscheidungen zu erzwingen, 
blieb ihr der unmittelbare Zugang zu außen-
politischen Entscheidungen versagt.
Die SPD-Führung von Partei und Fraktion war 
zwar nicht so heterogen wie die außenpoliti-
schen Gruppen der Regierungskoalition, den-
noch gab es einige interne Differenzen um 
Konzeption und Taktik40 ). Diese wurden im 
außenpolitischen Entscheidungsprozeß aber 
nicht wirksam, weil sie von der generell anta-
gonistischen Haltung zum Entscheidungszen-
trum überd
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eckt wurden. Schumacher kann im 
Subsystem Außenpolitische Führungselite für 
die gesamte SPD mit Ausnahme der Berliner 
stehen, weil keine innerparteiliche Gruppie-
rung, auch wenn sie mit Schumacher partiell 
nicht übereinstimmte, im Hinblick auf das Ent-
scheidungszentrum relevante Beziehungen be-
saß, die Schumacher nicht hatte ).



In bezug auf die Entscheidungssanktionierung 
wird Schumacher ein relativ hoher Positions-
wert zugemessen. Schumacher wird aber in 
der Index-Tabelle nicht zuletzt deshalb an 
dritter Stelle genannt, weil im Vergleich mit 
späteren Phasen die Position der zur Koali-
tion gehörenden Gruppen gegenüber dem Ent-
sdieidungszentrum extrem schwach ist. In den 
Jahren 1953—1957 bleibt der Positionswert 
des Oppositionsführers bzw. der Oppositions-
partei — weil der Vorsitzende hier für die 
Partei steht — absolut nahezu konstant, sinkt 
aber relativ, weil die Werte der anderen Grup-
pen ansteigen 42).
In der Anfangsphase war die außenpolitische 
Haltung der stärksten Oppositionspartei ge-
rade im Hinblick auf die Partner der Bundes-
republik im internationalen System noch nicht 
so gleichgültig wie in den folgenden Phasen, 
nachdem mit der Bundestagswahl 1953 sich das 
innenpolitische Kräftegewicht eindeutig zu-
gunsten der CDU/CSU verschoben hatte. Den-
noch konnte Adenauer seine außenpolitischen 
Ziele von der SPD nahezu ungestört verfol-
gen, zumal die Sozialdemokraten mit der 
Wahlniederlage der Labour Party im Jahre 
1951 ihren wichtigsten Adressaten im inter-
nationalen Bezugssystem verloren. Danach 
konnte Adenauer bei allen Regierungen der 
westlichen Besatzungsmächte einigermaßen 
überzeugend mit der These aufwarten, daß 
die SPD als Gegner seiner mit den West-
mächten abgestimmten Außenpolitik nicht der 
richtige Partner sei43). Die dadurch bewirkte 
Isolierung der SPD im internationalen Sy-
stem erleichterte Adenauer innenpolitisch die 
Strategie, die SPD in die Nähe der KPD zu 
rücken und damit auch die innenpolitische Iso-
lierung zu manifestieren. Diese wurde durch 
das antagonistische Verhalten der SPD-Füh-
rung verstärkt und beeinträchtigte die Wirk-
samkeit der SPD im außenpolitischen Entschei-
dungsprozeß erheblich 4). Die SPD partizi-

Tribune, 7. 4. 1953; Konrad Adenauer, SPD und 
Außenpolitik, in: Rheinischer Merkur, 5. 12. 1952; 
Die Tat, 5. 7. 1952: Politische Achse Bonn-Washing-
ton; Richard Tüngel, Wohin steuert die deutsche 
Opposition?, in: Die Zeit, 2. 11. 1950.
45) Erst nach Bildung der Großen Koalition wurde 
die SPD in außenpolitischen Fragen höher einge-
schätzt als die CDU. Vgl. Werner Kaltefleiter u. a., 
Im Wechselspiel der Koalitionen, Köln 1970, 
S. 146 ff.
46) Zur Konzeption Reuters siehe Willy Brandt / 
Richard Loewenthal, Ernst Reuter. Ein Leben für 
die Freiheit, München 1957.
47) Siehe Abraham Ashkenasi, Reformpartei und
Außenpolitik. Die Außenpolitik der SPD Berlin—
Bonn, Köln und Opladen 1968, S. 79.

") Siehe dazu die Positions-Index-Tabellen für die 
erste bis dritte Phase, S. 24, 26, 28.
4) Vgl. Gerald Freund, Germany between two 
Worlds, New York 1961, S. 13, 54ff.; Hans Speier, 
Introduction: The German Political Scene, in: Hans 
Speier / W. Phillips Davison (eds.) West German 
Leadership and Foreiqn Policy, Evanston 111. 1957, 
« 1 ff.
") Philip Windsor, West German Foreign Policy, 
in: F. S. Northedge (ed.), The Foreign Policies of 
the Powers, London 1968, S. 221—252; Fred Luch-
singer, Von Schumacher bis Scheel, in: Deutsches 
Allgemeines Sonntagsblatt (DAS), 17. 12. 1967; 
Joseph Alsop, Matter of Fact. Adenauer's Election, 
in: New York Herald Tribune, 3. 9. 1957; NZZ, 
13. 7. 1957: Außenpolitische Argumente im deut-
schen Wahlkampf; Die Tat, 5. 9." 1953: Amerikani-
sche Wahlbombe für Deutschland; Walter Lipp-
mann, Today and Tomorrow, in: New York Herald 

pierte in keiner Weise am Entscheidungspro-
zeß der Regierungskoalition, zumal sie als po-
tentieller Koalitionspartner nicht in Frage 
kam und zur Mehrheitsbildung nicht benötigt 
wurde. Sie hatte also keine Chance, ihre 
außenpolitischen Vorst
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ellungen über parla-
mentarische Mehrheitsentscheidungen zu rea-
lisieren. Andererseits war aber auch ihre 
Chance gering, über öffentliche Meinung und 
Wählerentscheidungen ihr Konzept durchzu-
setzen, weil sie infolge des krassen Informa-
tionsrückstandes in der öffentlichen Ausein-
andersetzung sichtbar der geringeren Kompe-
tenz überführt werden konnte. Diese Tendenz 
bewirkte quasi eine Isolation vom Wähler, 
indem dieser der SPD im außenpolitischen 
Problembereich eine geringere Leistungsfähig-
keit zuordnete ).

Eine Stellung zwischen Schumacher und dem 
Entscheidungszentrum nahm der Berliner Bür-
germeister Ernst Reuter ein. Der rechte Flügel 
der Berliner SPD, auf den sich Reuter stützte, 
wich von Schumacher in der Beurteilung der 
Westintegration erheblich ab und befand sich 
in einem partiellen Konsens mit Konrad 
Adenauer46 ). Der gemeinsame Dissens von 
Schumacher und Reuter gegenüber Adenauer 
bezog sich auf die unterschiedlichen Grundpo-
sitionen von 
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SPD und CDU/CSU, der gleichge-
richtete gemeinsame Dissens von Reuter und 
Kaiser betraf hingegen die Berliner Belange. 
Nur über diese Berliner Kontakte bestand in 
der Anfangsphase eine systemrelevante Bezie-
hung zwischen CDU/CSU und SPD ).

Die Außenpolitische Führungselite war in der 
Entstehungsphase ein extrem einpoliges Sy-
stem, in dem acht zentralen Interaktionslinien 
nur zwei dezentrale gegenüberstanden, die zu-
dem noch von Gruppen mit niedrigem Posi-
tionswert ausgingen.



2. Unveränderte Zentralität bei wachsender 
Zahl der Akteure (1953—1955)

Die dominierende Stellung des Entscheidungs-
zentrums blieb auch nach 1953 voll erhalten ). 
Die Personalunion von Bundeskanzler und 
Außenminister wurde erst 1955 aufgelöst. Die 
personelle Zusammensetzung des Entschei-
dungszentrums änderte sich nur wenig. Zu den 
persönlichen Vertrauten Adenauers gehörten 
von 1953—1955 Hans Globke, Herbert Blan-
kenhorn, Walter Hallstein, Wilhelm Grewe 
und Felix von Eckardt. Mit den organisatori-
schen Vorbereitungen der Wehrpolitik war 
Theodor Blank betraut. Otto Lenz schied aus 
dem Beraterstab des Bundeskanzlers aus. Die 
Komplexität der außenpolitischen Aufgaben 
führte zu einer Arbeitsteilung innerhalb des 
Beraterstabes. Hans Globke war für den per-
sonalpolitischen Sektor zuständig; Felix von 
Eckardt für den informationspolitischen; Wil-
helm Grewe arbeitete an außenpolitischen 
Sonderaufgaben der rechtlichen Aspekte der 
Außenpolitik; Herbert Blankenhorn fungierte

50) Konrad Adenauer, Erinnerungen 1953—1955, 
a. a. O., S. 275 und 286.
51) Siehe Heino Kaack, Geschichte und Struktur des 
deutschen Parteiensystems, Opladen 1971, S. 222 f.
52) Neben Oberländer spielte auch der Parteivor-
sitzende und Bundesminister Waldemar Kraft bis 
1955 eine zentrale Rolle. Vgl. Franz Neumann, Der 
Block der Heimatvertriebenen und Entrechteten, 
Meisenheim am Glan 1968, S. 97—165.
53) Vgl. Richard H. Bald, The Free Democratic 
Party (FDP) and the West German Foreign Policy 
1949—1959, Diss. Michigan 1963; Gerard Braun-
thai, The Free Democratic Party in West German 
Politics, in: The Western Political Quarterly, 
June 1960, Nr. 2, S. 332—348; ferner: Die Welt,
28. 2. 1955: Blücher will seinen Rücktritt erklären;
NZZ, 8. 9. 1954: Kritik Dehlers an Adenauer; FAZ,

48) Vgl. Samuel L. Wahrhaftig, The Development 
of German Foreign Policy Institutions, in: Hans 
Speier / W. Phillips Davison (eds.), West German 
Leadership and Foreign Policy, Evanston 111. 1957, 
S. 7—56.
49) Vgl. Felix von Eckardt, Ein unordentliches Le-
ben, Düsseldorf 1967, S. 161 ff.; Der Spiegel, 
6. 6. 1966: Kanzleramt aus zweiter Hand, Nr. 24, 
S. 37; Konrad Adenauer, Erinnerungen 1953—1955, 
Stuttgart 1966, S. 225 ff.; Jürgen Tern, Im Rücken 
des Kanzlers, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung 
(FAZ), 11. 4. 1956; Der Spiegel, 16. 12. 1953: Das 
Jüngste Gericht, S. 5. 

als persönlicher Sonderbeauftragter des Bun-
deskanzlers 49);  Walter Hallstei
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n war engster 
Berater Adenauers für den gesamten Bereich 
der Außenpolitik in der offiziellen Position 
des Staatssekretärs im Auswärtigen Amt ).
Während die Stellung der Opposition in der 
außenpolitischen Führungselite konstant blieb, 
veränderte sich das Subsystem im Bereich der 
Koalitionspartner. Der Konsens zu Adenauer 
war grundsätzlich nach wie vor gegeben, den-
noch entwickelten sich in verstärktem Maße In-
teraktionen zwischen den an der Koalition be-
teiligten Gruppen, die tendenziell — wenn 
auch in geringem Maße — für das System 
eine dezentralisierende Wirkung hatten. Die 
Zahl der Koalitionsgruppen war von sechs auf 
acht gestiegen.
Die Koalition war um den BHE erweitert wor-
den, weil Adenauer für die Verabschiedung 
der Wehrgesetze wegen der dafür erforder-
lichen Grundgesetzänderungen eine Zweidrit-
telmehrheit im Parlament benötigte51). Der 
BHE wurde in außenpolitischen Fragen vor 
allem durch den Bun
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desvertriebenenminister 
Theodor Oberländer vertreten, der mit Ade-
nauers Außenpolitik in hohem Maße über-
einstimmte ).
Ferner war eine weitere Gruppe hinzugekom-
men, weil in der FDP eine verstärkte Flügel-
bildung eingesetzt hatte. Thomas Dehler war 
1953 aus dem Kabinett ausgeschieden und Vor-
sitzender der FDP-Bundestagsfraktion gewor-
den. Mit diesem Positionswechsel verstärkte 
sich seine Distanz zu Adenauer, während Blü-
cher weiterhin überwiegend mit dem Kanzler 
übereinstimmte. Zwischen Dehler und Blücher 
bestand nur eine geringe dezentralisierende 
Kooperation, soweit sie sich aus der gemein-
samen Parteibasis zwangsläufig ergab. Deh-
lers partieller Dissens mit Adenauer konnte 
im Entscheidungsprozeß nicht wirksam wer-
den, weil kein relevanter Kontakt zu anderen 
von Adenauer abweichenden Gruppen, insbe-
sondere zur Sozialdemokratie, entstand53 ). Die



Gruppe um Dehler, zu der auch die außen-
politischen Experten Karl Georg Pfleiderer und 
Max Becker gehörten, war vor allem auf der 
Ausschußebene aktiv54 ). Da der Aufbau kon-
zeptioneller Alternativen eine Kooperation mit 
der SPD, für die die Vorauss
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etzungen fehlten, 
bedingt hätte, standen personelle Aspekte im 
Vordergrund. Man forderte die Abberufung 
Adenauers als Außenminister und den Rück-
tritt Hallsteins als Staatssekretär ).

57) Siehe dazu die Tabellen 8 und 9.

In der CDU/CSU-Fraktion bildeten sich im 
außenpolitischen Bereich erste Ansätze eines 
vorerst noch nicht fe

56

stgefügten Nebenzentrums 
heraus. Erstmals wurden Arbeitskreise der 
Fraktion errichtet, unter anderen auch ein 
außenpolitischer Arbeitskreis ).  Diese Institu-
tionalisierung verlieh den Fraktionsexperten

8. 3. 1954: Große Mehrheit für Dehler; Die Neue 
Zeitung, 26. 10. 1953: Saargespräch beginnt nächste 
Woche.

54) Vgl. FAZ, 27. 4. 1955: Die Verträge sollen nicht 
Kaufpreis sein; Die Welt, 14. 5. 1954: CDU gegen 
Reisepläne der FDP; Die Welt, 12. 5. 1954: FDP 
diskutiert eine Reise nach Moskau.

55) Vgl. NZZ, 27. 3. 1955: Parteitag der FDP in 
Oldenburg; Die Welt, 13. 9. 1954: Die FDP hält 
Eile für geboten.
56) Siehe Ernst Majonica, Deutsche Außenpolitik, 
Stuttgart 1965, S. 293.

Eugen Gerstenmaier, Kurt-Georg Kiesinger 
und Richard Jaeger innerhalb der Fraktion ein 
größeres politisches Gewicht. Ihr Handlungs-
spielraum war jedoch in zweierlei Hinsicht be-
grenzt, einmal durch die übergeordnete Stel-
lung des Bundeskanzlers und Parteivorsitzen-
den, zum anderen aber infolge divergierender 
Interessen innerhalb der Gesamtfraktion.
Vergleicht man die Positions-Indices in den 
beiden ersten Phasen, so ergibt sich, daß der 
Positionswert der CDU/CSU-Fraktion eindeu-
tig die stärkste ansteigende Tendenz aufweist. 
Eigenständigkeit, Abhängigkeit und Kompe-
tenz blieben konstant, die dezentralisierenden 
Kooperationsmöglichkeiten wurden hingegen 
stärker ausgenutzt57 ). Die tendenziell gegen 
das Entscheidungszentrum laufenden Bezie-
hungen zwischen CDU/CSU-Fraktionsexper-
ten, Fraktionsführung, CSU und Berliner CDU 
berührten nicht die Geschlossenheit gegenüber 
anderen Parteien. Sie betrafen vielmehr die 
Ausformung des innerparteilichen Kräfte-
systems und mündeten im Bereich der Außen-
politik in Auseinandersetzungen um perso-
nelle Fragen. So forderte die CSU unter Hin-
weis auf ihr besonders gutes Wahlergebnis, 



daß bei der Bildung eines Verteidigungsmini-
steriums ein CSU-Vertreter berücksichtigt wer-
den sollte. Daraufhin wurde Franz Josef 
Strauß als Sonderminister in das Bundeskabi-
nett aufgenommen, der sich in zunehmendem 
Maße außenpolitischen Fragen zuwandte58 ). 
Für die Berliner CDU trat neben Jakob Kaiser 
noch Robert Tillmanns ins Kabinett ein. Da e
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r 
in stärkerem Maße mit Adenauer kooperierte 
und übereinstimmte, wurde er zum wichtigsten 
Vertreter dieser Gruppe in der Außenpoliti-
schen Führungselite ).

58) Vgl. Karl Willy Beer, Adenauers drittes Kabi-
nett, in: Die Politische Meinung, 1956, Heft 6, S. 3 f.; 
FAZ, 9. 9. 1953: Zwei Außenminister im neuen Ka-
binett Adenauers; SZ, 8. 9. 1953: Bayerns CSU 
stellt Forderungen.
59) Vgl. Welt der Arbeit, 6. 8. 1954: Sondermini-
ster ohne Aufgaben?; Hans Schuster, Tillmanns — 
Politiker im Rat der Minister, in: SZ, 15. 5. 1954.
60) Siehe z. B.: Die Verhandlungen des Parteitages 
der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, 
20. bis 24. Juli 1954 Berlin, Bonn o. J.
61) Vgl. Heino Kaack, Opposition und Außenpolitik, 
in: Ernst-Otto Czempiel (Hrsg.), Die anachronisti-
sche Souveränität, Köln und Opladen 1969, (= Po-
litische Vierteljahresschrift, Sonderheft 1), S. 245; 
Heinrich Siegler, Deutschlands Weg 1945—1955, 
Köln 1955, S. 170—180; siehe ferner die Abstim-
mungsergebnisse zu den Pariser Verträgen, in: 
Verhandlungen des Deutschen Bundestages, 
2. Wahlperiode, 27. 2. 1955, 72. Sitzg., Sten. Ber., 
S. 3946; NZZ, 26. 8. 1954: Die SPD zum Ergebnis 
von Brüssel; NZZ, 24. 2. 1954: Die Sozialdemokra-
tie und der Kurs Adenauers; NZZ, 25. 1. 1954: Der 
Standort der deutschen Sozialdemokratie; Karl 
August Berdolt, Was will die SPD?, in: Stuttgarter 
Zeitung 24. 11. 1953.
62) Vgl. Klaus Bölling, Die zweite Republik, Köln 
1963, S. 282; Erich Ollenhauer, in: Verhandlungen 
des Deutschen Bundestages, 2. Wahlperiode, 
7. 10. 1954, 47. Sitzg., Sten. Ber., S. 2235; Conrad 
Ahlers, Die Meinung der SPD. Gespräch mit Her-
bert Wehner, in: Die Welt, 1. 10. 1954; ders., Ge-
spräch mit Prof. Hallstein, in: Die Welt, 27. 9. 1954; 
Die Welt, 22. 2. 1954: Ollenhauer trifft Adenauer. 
SPD gegen Bonns Wehrpläne.

63) Vgl. Abraham Ashkenasi, a. a. O., S. 99; Richard 
Tüngel, Ollenhauers Außenpolitik durch Berlin 
widerlegt, in: Die Zeit, 25. 2. 1954.
64) Vgl. Karl W. Deutsch/Lewis J. Edinger, Ger-
many Rejoins the Powers, Stanford 1959, S. 78.

In der SPD war an die Stelle Schumachers in-
zwischen Ollenhauer getreten. Dieser Perso-
nenwechsel änderte nichts an der Position der 
SPD innerhalb der Außenpolitischen Führungs-
elite. Wie in der CDU/CSU bezogen sich die 
Veränderungen überwiegend auf innerpartei-
liche Gruppierungen, zwischen denen Ollen-
hauer zu vermitteln versuchte60 ). Das Ver-
hältnis von Regierung und Opposition blieb in 
den außenpolitischen Grundsatzfragen unver-
ändert. Nach wie vor strebte die SPD die di-
rekte Konfrontation mit der Regierung im 
Parlamentsplenum und in der öffentlichen Dis-
kussion an61 ). Gelegentliche Fühlungnahmen 
der Sozialdemokraten, die als Kooper
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ations-
versuche gewertet werden können, fanden in 
der CDU/CSU keine Resonanz ).  Unverändert 
blieb auch die Rolle des rechten Flügels der 

Berliner SPD, als dessen führender Repräsen-
tant nach dem Tode Reuter

63

s Willy Brandt galt, 
der damals Mitglied des Bundestages und des 
Ausschusses für Auswärtige Angelegenheiten 
war ).

3. Stabile Zentralität bei leichten Struktur-
veränderungen (1955—1957)

Die Einteilung der zweiten Legislaturperiode 
in zwei Phasen rechtfertigt sich durch die Sy-
stemveränderung infolge der Aufhebung der 
Personalunion von Bundeskanzler und Außen-
minister. Die Trennung dieser Ämter bedeutet 
grundsätzlich eine starke Dezentralisierung, 
weil erstmals zwei Gruppen mit höchster Kom-
petenz in der Außenpolitik auftraten. Da dem 
Außenminister ebenso
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 wie dem Bundeskanzler 
eine generelle amtsbezogene Kompetenz zuzu-
ordnen ist, bildet er potentiell einen günstigen 
Adressaten für vom Zentrum abweichende 
Gruppen von geringerer Kompetenz, aber grö-
ßerer Eigenständigkeit bzw. geringerer Ab-
hängigkeit. Trotz fraktionsbezogener Eigen-
ständigkeit konnte aber Heinrich von Brentano 
als Außenminister nicht die aufgezeigte Rolle 
wahrnehmen, da der überwiegende Konsens 
aller relevanten Kontaktgruppen mit dem Ent-
scheidungszentrum keinen entsprechenden 
Spielraum ließ. Wie als Fraktionsvorsitzender 
blieb Brentano auch als Außenminister in 
erster Linie auf Adenauer fixiert, der mit 
seinem engeren Beraterstab nach wie vor do-
minierte und den Außenminister raktisch in 
den Referentenstab miteinbezog ).



Zu der informellen Gruppierung um Konrad 
Adenauer gehörten Hans Globke, Felix von 
Eckardt, Herbert Blankenhorn, Walter Hall-
stein, Wilhelm Grewe und Heinrich von Bren-
tano. Der Leiter der Politischen Abteilung im 
Auswärtigen Amt, Herbert Blankenhorn, ging 
als Botschafter zur NATO nach Paris. In dieser 

Adenauer in direkter Konsultation mit seinen 
persönlichen Vertrauten65 ). Die Auflösung 
der Personalunion von Bundeskanzler und 
Außenminister am 6. Juni 1955 veränderte nur 
die formale Kompetenzverteilung. Das unmit-
telbare Vortragsrecht Hallsteins beim Bundes-
kanzler sicherte Konrad Adenauer einen direk-

68) Siehe Walter Frederics, Wer informiert den 
Bundeskanzler?, in: Die Zeit, 2- 6. 1955.
60) Zu den Sonderaufgaben Grewes vgl. Konrad 
Adenauer, Erinnerungen 1955—1959, Stuttgart 1967, 
S. 37 und 43 ff.
70) Vgl. Deutsche Zeitung, 30. 6. 1956: Ein Inter-
view macht Politik; Deutsche Zeitung, 11. 6. 1955:
Brentano, Hallstein, Blankenhorn; Robert Strobel, 
Drei neue Bundesminister, in: Die Zeit, 9. 6. 1955. 

Funktion war er dem Bundeskanzler direkt 
unterstellt66 ). Felix von Eckardt unterbrach 
zeitweilig seine Tätigkeit als Bundespressechef 
und vertrat die Bun
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desregierung bei den Ver-

einten Nationen in New York ). Konrad 
Adenauer hielt durch seine Vertrauten direk-
ten Kontakt mit allen wichtigen Botschaften. 
Die anstehenden Entscheidungen wurden nicht 
durch Außenminister Heinrich von Brentano 
unmittelbar getroffen, sondern von Konrad

“) Vgl. Der Spiegel, 18. 5. 1955, Nr. 21: Die Rivali-
tätstheorie, S. 9; Deutsche Zeitung, 7. 5. 1955: Neue 
Minister, neue Methoden.
" Vgl. NZZ, 14. 6. 1956: Botschafter von Eckardts 
Rückkehr nach Bonn; Deutsche Zeitung, 22. 1. 1956: 
Ohr und Mund der Regierung; Walter Henkels, 
Felix von Eckardt. Der neue Botschafter bei den 
Vereinten Nationen, in: FAZ, 5. 2. 1955.
') Vgl. z. B., Richard Thilenius, Revirement im 
Auswärtigen Amt, in: SZ, 29. 10. 1957; Die Welt, 
10. 4. 1956: Abrüstung und Einheit bilden natur-
lotwendigen Zusammenhang; Die Welt, 20. 7. 1955: 
Außenpolitik im Berner Oberland; NZZ, 26. 5. 1955: 
Diplomatische Aktivität auf Bühlerhöhe; FAZ, 
20. 5. 1955: Adenauer ruft Botschafter zu sich. 

ten Kontakt zum Auswärti
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gen Amt am Außen-
minister vorbei ).
Mit Wilhelm Grewe übernahm am 15. Juni 
1955 als Nachfolger Herbert Blankenhoms 
wieder ein enger Mitarbeiter Adenauers die 
Leitung der Politischen Abteilung im Auswär-
tigen Amt698). Der Aufgabenbereich Heinrich 
von Brentanos beschränkte sich auf die Füh-
rung des außenpolitischen Apparates, die 
Kontakte zum Bundestag und Bundesrat sowie 
die diplomatische Vertretung der Bundesrepu-
blik auf internationalen Konferenzen70 ). In 
dieser Funktion war Brentano direkt dem Bun-
deskanzler untergeordnet und von seinen Ent-
scheidungen abhängig.



Die gleiche direkte Abhängigkeit bestand auch 
bei Theodor Blank71 ). Die wichtigsten wehr-
politischen Entscheidungen wurden von Kon-
rad Adenauer getroffen. Hans Globke kontrol-
lierte als enger Vertrauter Adenauers den per-
sonalpolitischen Sektor und konzipierte die 
notwendigen Gesetzesvorlagen72 ). Folglich 
blieb auch der Einfluß der CSU auf die Vertei-
digungspolitik noch relativ begrenzt. Sie 
konnte aber ihre Position ausbauen. Franz 
Josef S
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trauß wurde am 12. Oktober 1955 zum 
Bundesminister für Atomfragen ernannt. Uber 
den Bundesverteidigungsrat, dessen zweiter 
Vorsitzender er wurde, bildete er ein politi-
sches Gegengewicht gegen Theodor Blank und 
löste ihn am 17. Oktober 1956 als Verteidi-
gungsminister ab ).

71) Vgl. FAZ, 23. 5. 1955: Blank soll zunächst Son-
derminister werden; Der Spiegel, 1955, Nr. 26, 
S. 8: Gehen Sie ins Sanatorium.
72) Vgl. Fritz Rene Allemann, Was kommt nach 
Adenauer?, in: Der Monat, Nov. 1955, Heft 86, 
S. 7; SZ, 6. 10. 1955: Globkes Mitarbeiter wechseln 
zu Blank; Der Spiegel, 1955, Nr. 24, S. 7 ff: Seien 
sie nicht so juristisch.
73) Vgl. Fritz Rene Allemann, Wehrminister Franz 
Josef Strauß, in: Die Politische Meinung, Dez. 1956, 
Heft 7, S. 51—56; Kölnische Rundschau, 18. 8. 1955: 
Strauß übernimmt Heimatverteidigung; FAZ, 
29. 6. 1955: Strauß Minister für Heimatverteidi-
gung.
74) Siehe dazu die Tabellen 9 und 10.
75) Vgl. FAZ, 31. 8. 1955: Am Feiertag mit den 
Fraktionsvorsitzenden; Deutsche Zeitung, 30. 7. 
1955: Neue Männer in der Außenpolitik; Georg 
Schröder, Der Mann der CDU,' in: Die Welt, 
21. 6. 1955; NZZ, 17. 6. 1955: Krone wird Nachfolger 
Brentanos in der CDU-Fraktion; FAZ, 8. 6. 1955: 
Kiesinger oder Krone.

76) Zur Spaltung des BHE siehe: Franz Neumann, 
Der Block der Heimatvertriebenen und Entrechte-
ten, Meisenheim am Glan 1968, S. 137 ff. Zur Spal-
tung der FDP siehe: Jörg Michael Gutscher, Die 
Entwicklung der FDP von ihren Anfängen bis 1961, 
Meisenheim am Glan 1967, S. 172 ff.
77) Siehe dazu die Interaktionsgraphiken 3 und 4.

Zwischen dem Entscheidungszentrum und den 
zur CDU/CSU gehörenden Gruppen verrin-
gerte sich der Abstand in den Positionswerten 
von 1949 bis 1957 zwar nur leicht, aber stetig. 
Während Adenauers Positionswert konstant 
blieb, erhöhte sich wiederum der der CDU/ 
CSU-Fraktion aufgrund der gestiegenen Zahl 
dezentrali 74sierender Interaktionslinien ). 
Grundsätzlich änderte sich an den Beziehungen 
zwischen Adenauer und CDU/CSU-Fraktion 
im Bereich der Außenpolitik nichts, zumal die 
Grundsatzentscheidungen gefallen waren und 
der Nachfolger Brentanos als Fraktionsvor-
sitzender, Heinrich Krone, seine Rolle ebenso 
auf das Entscheidungszentrum fixiert verstand 
wie sein Vorgänger75 ).
Die Vertreter der Koalitionsparteien in der 
Außenpolitischen Führungselite verloren nach 
der Verabschiedung der außenpolitisch rele-
vanten Grundgesetzänderungen erheblich an 
Bedeutung, da sie zur Mehrheitsbildung nicht 
mehr benötigt wurden. Oberländer und Blü-
cher wurden zu Vertretern unbedeutender 

Gruppen, nachdem sich die Fraktio
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nen des 
BHE und der FDP im Bundestag gespalten 
hatten ).
Auch in der zweiten und der dritten Phase 
blieb die Außenpolitische Führungselite ein-
deutig auf das Zentrum ausgerichtet. Die Zahl 
der Gruppen und die dezentralisierenden Ko-
operationsmöglichkeiten nahmen zwar leicht 
zu, aber die Isolierung der Opposition blieb 
voll erhalten.

4. Ansätze zur Umstrukturierung des Systems 
(1957—1961)

Während der dritten Legislaturperiode beginnt 
ein Umstrukturierungsprozeß der Außenpoli-
tischen Führungselite. Die Positionswerte der 
Gruppen steigen im Vergleich zum Entschei-
dungszentrum erheblich. Zum ersten Mal be-
findet sich keine der Gruppen mehr in einem 
hohen Konsens zu Adenauer. Alle drei Grup-
pen, die in der vorausgegangenen Phase aus-
schließlich auf das Entscheidungszentrum fi-
xiert waren, haben ihre Position in der Außen-
politischen Führungselite verloren77 ). Der 
Repräsentant der Deutschen Partei, Hans-
Joachim von Merkatz, war zwar weiterhin 
Bundesminister, aber als Gruppenvertreter im 
außenpolitischen Entscheidungsprozeß unbe-
deutend, weil die DP nicht mehr zur Mehr-



heitsbildung benötigt wurde. Das galt erst 
recht für Franz Blücher, der nach 1957 DP-Ab-
geordneter war. Auch Theodor Oberländer 
verlor seine Funktion als Gruppenrepräsen-
tant; er war inzwischen zur CDU übergetre-
ten78 ). Die Vertretung der Vertriebenen im 
außenpolitischen Entscheidungsprozeß ging auf 
Experten der Fraktionen von CDU/CSU und 
SPD über, die aus den Reihen der Vertriebe-
nen kamen. Als neue Gruppe in der Außen-
politischen Führungselite formierten sich 
außerdem die außenpolitischen Experten der 
SPD-Fraktion, denen es erstmals gelang, ein 
Netz dezentralisierender Interaktionslinien zu 
anderen Gruppen zu errichten.

Erhard — Kiesinger, Hannover 1970; Gerard Braun-
thai, The Succession Crisis of 1959, in: James 
B. Christoph (ed.), Cases in Comparative Politics, 
Boston 1965, S. 209—240.
80) Vgl. Jürgen Domes, Bundesregierung und Mehr-
heitsfraktion, Köln und Opladen 1964, S. 164; 
Dieter Schröder, Der papierene Friede von Bonn, 
in: SZ, 25. 6. 1959.
81) Vgl. Felix von Eckardt, Ein unordentliches Le-
ben, Düsseldorf 1967, S. 521 ff.; Der Spiegel, 6. 9. 
1961, Nr. 37, S. 15 ff.: Wie Sauerbruch; Deutsche 
Zeitung, 11. 6. 1958: Die Macht des Kanzlers und 
sein Amt; Die Welt, 17. 10. 1957: Die Entscheidung 
fällt heute; Die Welt, 15. 10. 1957: In der Zwick-
mühle.

Adenauers Einfluß im außenpolitischen Ent-
scheidungsprozeß wurde von den zur CDU/ 
CSU gehörenden Gruppen nicht unmittelbar in 
Frage gestellt, sondern nur mittelbar, und 
zwar zum Teil über die Auseinandersetzungen 
um die Nachfolge und zum anderen infolge der 
Entstehung kooperativer Beziehungen zwi-
schen Experten der CDU/CSU- und der SPD-
Fraktion79 ). Aber auch im Entscheidungszen-

’78) Siehe Heino Kaack, Geschichte und Struktur 
des deutschen Parteiensystems, Opladen 1971, 
S. 238 f.
79) Zu den parteiinternen Auseinandersetzungen 
um die Nachfolgefrage siehe: Klaus Günther, Der 
Kanzlerwechsel in der Bundesrepublik. Adenauer — 

trum selbst deuteten sich erste Umstrukturie-
rungen an.

Der ausschließlich auf den Bundeskanzler 
fixierte Beraterstab verkleinerte sich. Konrad 
Adenauer geriet allmählich in eine parteibe-
zogene Abhängigkeit und berücksichtigte in 
seinen informellen Beratungen stärker per-
sönliche Vertraute, die in der Lage waren, 
innerparteiliche Kräftegruppen an sich zu bin-
den80 ). Zu dieser informellen Gruppierung 
gehörten nach wie vor Hans Globke, Felix von 
Eckardt, bis 1
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958 Walter Hallstein, Wilhelm 
Grewe, seit 1958 Botschafter in Washington, 
nunmehr aber auch Heinrich Krone, Franz 
Josef Strauß und teilweise Heinrich von Bren-
tano ).



Heinrich von Brentanos geringer Handlungs-
spielraum als Außenminister wurde einge-
grenzt durch die internationalen Strukturgege-
benheiten, die außenpolitischen Leitbilder der 
innenpolitischen Kräftegruppen, den Einfluß 
Adenauers auf den außenpolitischen Apparat 
und die außenpolitischen Kompetenzstreitig-
keiten zwischen Auswärtigem Amt, Wirt-
schafts- und Verteidigungsministerium. Bren-
tano konnte seine fraktionsbezogene Eigen-
ständigkeit gegenüber Adenauer nicht zur Ent-
faltung bringen. Insbesondere gelang es ihm 
nicht, sich einen Expertenstab seines persön-
lichen Vertrauens im Auswärtigen Amt aufzu-
bauen82 ). Der Versuch Brentanos, die diplo-
matischen Beziehungen zu den osteuropäischen 
Staaten zu intensivierten, wurde von Hallstein, 
Grewe und einem Teil des Auswärtigen 
Amtes blockiert 83 ).

82) NZZ, 13. 6. 1958: Ehrenerklärung Adenauers für 
Brentano; Robert Strobel, Brentano und die CDU, 
in: Die Zeit, 6. 3. 1958; Der Spiegel, 5. 3. 1958, 
Nr. 10, S. 16 f.: Die neuen Posten.
83) Vgl. Albrecht von Kessel, In dieser Woche, in: 
Die Welt, 30. 3. 1960; Die Welt, 10. iö. 1957: Vor-
sichtige Ostpolitik.
84) Siehe u. a. Hamburger Abendblatt, 1. 2. 1958: 
Selbständige Ost-Abteilung im Auswärtigen Amt; 
Archiv der Gegenwart 1958, S. 6954.
85) Vgl. FAZ, 30. 7. 1959: Wachsende Bedenken 
gegen Brentanos Nichtangriffspakt-Pläne; Der Spie-
gel, Nr. 26, S. 19—27: 25. 6. 1958, Des Knappen 
Wunderhorn; Gaston Coblentz, Brentano in politi-
cal difficulty, in: New York Herald Tribune, 
27. 2. 1958.

86) Vgl. Die Welt, 23. 12. 1959: Duckwitz abge-
drängt; Die Welt, 11. 9. 1959: Brentano stellt sich 
vor den Leiter seiner Ostabteilung; Der Spiegel, 
12. 8. 1959, Nr. 33, S. 15 f.: Barons-Politik; FÄZ, 
4. 5. 1959: Kritik der Vertriebenen am Auswärtigen 
Amt.
87) Vgl. Robert Strobel, Großes Revirement im 
Auswärtigen Amt, in: Die Zeit, 6. 2. 1958; ferner: 
Deutsche Zeitung, 30. 7. 1960: Außenseiter im Aus-
wärtigen Amt; Richard Thilenius, Wenn man von 
Moskau kommt .... in: SZ, 21. 4. 1958; Robert 
Strobel, Der Staatssekretär, in: Die Zeit, 13. 3. 
1958; FAZ, 26. 2. 1958: Botschafter in Moskau; NZZ, 
31. 1. 1958: Scherpenberg als Nachfolger Hallsteins.
88) Vgl. Hans Kroll, Lebenserinnerungen eines Bot-
schafters, Köln-Berlin 1967, S. 534 u. 576.

89)  Vgl. Der Spiegel, 12. 7. 1961, Nr. 29, S. 15 ff.: 
Stimme der Nation; Die Welt, 24. 1. 1961: Hallstein-
Doktrin nicht aufgeben; Dieter Schröder, Der ehr-
geizige „Herr Baron" im Bundestag, in: SZ, 
13. 7. 1960; Hans-Werner Graf von Finckenstein,

Die Errichtung einer selbständigen Ostabtei-
lung im Auswärtigen Amt unter der Leitung 
von Ferdinand Duckwitz im Februar 1958 
schuf zwar die technische Voraussetzung für 
diplomatische Gespräche, die innenpolitische 
Durchsetzbarkeit außenpolitischer Ziele war 
damit aber nicht gewährleistet84 ). Das Pro-
blem der deutsch-polnischen Beziehungen 
stand seit 1956 immer wieder im Mittelpunkt 
der ostpolitischen Überlegungen. Schon im 
Herbst 1956 befürwortete Brentano die Auf-
nahme diplomatischer Beziehungen zu Polen 
in absehbarer Zeit. Dieser Vorstoß scheiterte 
ebenso wie das Angebot Brentanos auf der 
Genfer Gipfelkonferenz, Vereinbarungen eines 
gegenseitigen Gewaltverzichts mit Polen und 
der CSSR zu treffen, an dem Einfluß der 
Kräftegruppen im außenpolitischen Bereich, 
die diese Regierung innenpolitisch stützten85 ). 
Die Angriffe der Vertriebenen, insbesondere 
das direkte Einwirken des CSU-Abgeordneten 
Manteuffel-Szoege auf Adenauer gegen Bren-
tano und Duckwitz bewirkten, daß der Bun-
deskanzler die ostpolitischen Vorschläge von 
Duckwitz verwarf. Duckwitz wurde von Karl 
Carstens als Planungschef für die Gipfelkonfe-

renz der vier Großmä
86

chte im Mai 1960 abge-
löst ).
In den Jahren 1958 bis 1961 gab es einige 
wichtige organisatorische und personelle Ver-
änderungen im Auswärtigen Amt. Albert Hil-
ger van Scherpenberg wurde am 29. Januar 
1958 als Nachfolger Hallsteins zum Staatsse-
kretär ernannt, Karl Carstens im August 1960 
zum zweiten Staatssekretär berufen, Scher-
penberg wurde im Juli 1961 von Rolf Lahr 
abgelöst und Hans Kroll ging im Februar 1958 
als Botschafter nach Moskau87 ). Diese per-
sonellen Umbesetzungen führten nicht zu einer 
verstärkten Einflußnahme Brentanos auf den 
aüßenpolitischen Apparat. Er b
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lieb im perso-
nellen und informationspolitischen Bereich 
weitgehend von Adenauer abhängig. So wurde 
zum Beispiel Hans Kroll als Vertrauensmann 
Adenauers nach Moskau entsandt und vom 
Bundeskanzler teilweise gegen den Außen-
minister unterstützt ).
Während der Außenminister gegenüber Ade-
nauer nach wie vor nur einen geringen Spiel-
raum besaß, wuchs der Einfluß der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion. Innerhalb des Systems 
verfügte sie nach Adenauer über den größten 
Aktionsradius. Vor allem die innen- und 
außenpolitische Konsolidierung der Bundes-
republik führte innerhalb der CDU/CSU zu 
einer verstärkten politischen Einflußnahme der 
Fraktion im außenpolitischen Bereich. Das zu-
nehmende politische Gewicht der Fraktion be-
günstigte eine differenzierte Gruppenbildung. 
Je nach der Gruppenkonstellation und den 
außenpolitischen Problembereichen versuchten 
die Fraktionsexperten Kurt-Georg Kiesinger, 
Eugen Gerstenmaier, Hans Furier, Ernst Majo-
nica, Karl Theodor Freiherr von und zu Gut-
ten

89

berg und Hermann Kopf auf den außen-
politischen Entscheidungsprozeß Einfluß zu 
nehmen ).



Die Regierungsgruppen waren in erheblichem 
Umfange auf eine Kooperation mit der CDU/ 
CSU-Fraktion angewiesen, so daß ein System 
von zweisinnigen Beziehungen bestand. Diese 
Entwicklung erweiterte die Kompetenz und 
Kooperationsfähigkeit der CDU/CSU-Fraktion 
in außenpolitischen Fragen. Heinrich Krone 
hatte als Fraktionsvorsitzender die Aufgabe, 
zwischen Fraktion und Adenauer sowie zw
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i-
schen verschiedenen Gruppen der Fraktion 
auszugleichen. Auf seine Position innerhalb 
der Gruppen wirkte sich die Tatsache günstig 
aus, daß er als Vertrauter des Bundeskanz-
lers eine personelle Alternative bei einem 
eventuellen Kanzlerwechsel darstellte ) .
Franz Josef Strauß war als Verteidigungs-
minister nach Klärung der außenpolitischen 
Grundsatzfragen in seinem Ressort relativ 
autonom. Er gehörte zeitweilig zu der infor-
mellen Gruppierung um Adenauer und be-
stimmte weitgehend die sicherheitspolitische 
Konzeption der Bundesregierung91). Innen-
politisch konnte er seine Position als Reprä-
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sentant der CSU ausbauen, indem er vom 
stellvertretenden zum Vorsitzenden der CSU 
aufrückte ).

Majonicas Ehrgeiz einen „Kopf" kürzer machen?, 
in: Die Welt, 7. 5. 1960; Deutsche Zeitung, 
8. 10. 1959: Kontakte ohne Diplomaten; Wolfgang 
Höpker, Neuer Dirigent auf wichtigem Posten, in: 
Christ und Welt, 5. 2. 1959; FAZ, 7. 1. 1959: Aus-
sichten für Majonica; Der Spiegel, 17. 12. 1958, 
Nr. 51, S. 25 f.: Umweg über Stuttgart; Freiherr zu 
Guttenberg, Es ist noch zu früh, in: Die Welt, 
18. 10. 1958; NZZ, 4. 7. 1958: Bonner Debatte über 
Außenpolitik; Der Spiegel, 19. 3. 1958, Nr. 12, 
S. 15 f.: Ganz massiv; NZZ, 13. 3. 1958: Vorspiel 
zur außenpolitischen Debatte in Bonn; Deutsche 
Zeitung, 28. 12. 1957: Die Kunst, eine Fraktion zu 
lenken.

90)  Vgl. NZZ, 13. 6. 1961: Heinrich Krone rückt in 
den Vordergrund; Kölnische Rundschau, 12. 9. 1959: 
Uni Klarheit über Ostpolitik.
91) Zur sicherheitspolitischen Konzeption von Franz
■Josef Strauß siehe: Leo Wagner (Hrsg.), Franz
■Josef Strauß, Bundestagsreden, Bonn 1968; Franz 
■Josef Strauß, Herausforderung und Antwort, Stutt-
gart o. J. (1968); ders., Entwurf für Europa, Stutt-
gart 1966.
92) Vgl. Die Tat, 20. 3. 1961: Josef Strauß hat eine 

• Hausmacht" gewonnen.

Das Ministerium für gesamtdeutsche Fragen 
und damit ein Einfluß auf die Entscheidungs-
sanktionierung wenigstens in diesem Teilbe-
reich der Außenpolitik blieb nach wie vor in 
den Händen der Berliner CDU. Als Nachfol-
ger Jakob Kaisers wurde Ernst Lemmer, der 
schon seit 1955 als wichtigster Repräsentant 
der Berliner CDU gelten konnte, 1957 Bundes-
minister für gesamtdeutsche Fragen.
Alle dargestellten Gruppen innerhalb der 
CDU/CSU standen ungeachtet ihrer dezentrali-
sierenden Kooperationstendenzen nach wie 

vor in einem überwiegenden Konsens zum Ent-
scheidungszentrum. Die oppositionellen Grup-
pen besaßen im Gegensatz zu früheren Phasen 
zwar alle kooperative Beziehungen zu Ade-
nauer, befanden sich aber bestenfalls in einem 
partiellen Konsens mit ihm. Ein partieller Kon-
sens mit dem Entscheidungszentrum wurde vor 
allem von der Berliner SPD und der FDP-
Bundestagsfraktion gepflegt, während Ollen-
hauer und die SPD-Fraktion nur in geringem 
Maße mit Adenauer übereinstimmten. Die 
FDP war in diesem System als wesentlich 
kleinere Oppositionspartei so unbedeutend, 
daß ihr nur eine gruppenbezogene Eigenstän-
digkeit zugeordnet werden kann.

Ein grundlegender Wandel in den Beziehun-
gen der Kräftegruppen zueinander wurde hin-
gegen durch die innen- und außenpolitische 
Neuorientierung der SPD eingeleitet93 ). Die 
außenpolitischen Akteure der SPD können in 
drei Gruppen innerhalb der Partei eingeteilt 
werden, deren Grenzen allerdings fließend 
waren. Die eine Gruppe wurde repräs

94

entiert 
durch Helmut Schmidt, Fritz Erler, Carlo 
Schmid, Karl Mommer und Wenzel Jaksch, die 
andere konzentrierte sich um Herbert Weh-
ner, Erich Ollenhauer und Heinz Kühn, die 
dritte um Willy Brandt, der als Regierender 
Bürgermeister von Berlin eine amtsbezogene 
Eigenständigkeit im außenpolitischen Ent-
scheidungsprozeß gewann ).
Der Deutschlandplan der SPD vom 18. März 
1959, an dessen Ausarbeitung Herbert Weh-
ner, Fritz Erler, Gustav Heinemann, Kurt Mat-

03) Das Godesberger Programm der SPD, das diese 
Neuorientierung symbolisiert, ist u. a. abgedruckt 
bei Ossip K. Flechtheim (Hrsg.), Dokumente zur 
parteipolitischen Entwicklung in Deutschland nach 
1945, 3. Band, Berlin 1963, S. 209—226; zur Außen-
politik siehe Herbert Wehner, in: Verhandlungen 
des Deutschen Bundestages, 3. Wahlperiode, 
30. 6. 1960, 122. Sitzg., Sten. Ber„ Bd. 46, S. 7052 ff.; 
zur Haltung der SPD zum EWG-Beitritt, die wesent-
lich vom SPD-Wirtschaftsexperten Heinrich Deist 
MdB mitbestimmt wurde, siehe: Ernst B. Haas, 
The Uniting of Europe, Political, Social and Econo-
mic Forces 1950—1957, Stanford Cal. 1968, S. 136 ff. 
94) Vgl. Die Welt, 30. 10. 1961: Regierung weist 
Vorwürfe zurück; NZZ, 9. 7. 1961: Willy Brandt zur 
deutschen Frage; Conrad Ahlers, Die SPD in der 
Atomfrage gespalten, in: Frankfurter Rundschau 
(FR), 24. 11. 1960; NZZ, 28. 8. 1960, Die Kanzler-
kandidatur Willy Brandts; NZZ, 30. 6. 1960: Deut-
sche Außenpolitik im Vorfeld des Wahlkampfes; 
NZZ, 25. 6. 1960: Außenpolitische Kontroverse 
Adenauers mit Brandt; FAZ, 2. 6. 1959: Mommer 
und die Disziplin; Die Welt, 18. 3. 1959: Ollenhauer 
berichtet Abgeordneten; NZZ, 12. 3. 1959: Beifall 
der SPD für die Initiative Ollenhauers; NZZ, 
13. 3. 1958: Carlo Schmids Besuch in Polen; NZZ, 
25. 1. 1958: Die außenpolitische Debatte in Bonn; 
NZZ, 25. 11. 1957: Der Ausgang der Begegnung 
Adenauers und Ollenhauers; FAZ, 22. 11. 1957: Ge-
spräch Adenauers mit Ollenhauer.



tick, Ernst Wilhelm Meyer, Ernst Paul und 
Helmut Schmidt beteiligt waren,95 ), brachte 
einen Prozeß zum Abschluß, in dem die anta-
gonistische Frontstellung der SPD zur Außen-
politik Adenauers in den vergangenen zehn 
Jahren dominierte. Die SPD übernahm nach 
dem eindeutig negativen Echo auf den 
Deutschlandplan weitgehend die außenpoliti-
sche Konzeption Brandts96 ). Die Annäherung 
zwischen Willy Brandt und Herbert Wehne
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r 
im November 1959 schuf die Voraussetzung 
für die Realisierung dieser Konzeption in der 
Partei ).

°95) Der Spiegel, 15. 4. 1959, Nr. 16, S. 36—49: Mit 
Wehner in den Abgrund?, Spiegel-Gespräch Con-
rad Ahlers mit Herbert Wehner; Der Deutschland-
plan der SPD vom 18. 3. 1959 ist u. a. abgedruckt 
bei Ossip K. Flechtheim (Hrsg.), Dokumente .. ., 
a. a. O„ S. 154—159.
96) Zur außenpolitischen Konzeption Brandts siehe: 
Klaus Harpprecht, Willy Brandt. Porträt und Selbst-
porträt, München 1970; Willy Brandt, Außenpolitik, 
Deutschlandpolitik, Europapolitik, Berlin 1968; 
ders., German Policy Toward the East, in: Foreign 
Affairs, April 1968, Nr. 3, S. 476—486; ders., Be-
gegnungen mit Kennedy, Müncien 1964; ders., 
Koexistenz — Zwang zum Wagnis, Stuttgart 1963; 
ders., Plädoyer für die Zukunft, Frankfurt 1961.
97) Siehe Abraham Ashkenasi, a. a. O., S. 176 f.; 
ferner: Hans-Werner Graf Finckenstein / Gerhard 
Jahn (Hrsg.), Herbert Wehner, Wandel und Bewäh-
rung, Frankfurt/M. ■— Berlin 1968; Günter Gaus, 
Staatserhaltende Opposition oder hat die SPD ka-
pituliert? Gespräch mit Herbert Wehner (= rororo 
aktuell, Bd. 942), Reinbek 1966.
98) Siehe Abraham Ashkenasi, a. a. O., S. 121, 
Anm. 52; Deutsche Zeitung, 15. 1. 1960; Arbeits-
gruppe für Ostbeziehungen.
99) Zur generellen Bedeutung des Auswärtigen Aus-
schusses siehe: Jürgen C. Weichert, Der Ausschuß 
für Auswärtige Angelegenheiten, in: Außenpolitik, 
1960, Heft 9, S. 618—627; Werner Krauss, Die par-
lamentarische Kontrolle der Außenpolitik, in: 
Außenpolitik, 1955, Heft 8, S. 513—527. Zur außen-
politischen Relevanz der Unterausschüsse als ver-
trauliche Plattform der Fraktionsexperten siehe 
für den Bereich der Entwicklungshilfe den Unter-

Herbert Wehner koordinierte und bestimmte 
die Beziehungen im Kräftefeld der Gruppen 
innerhalb der SPD und in den Ausschüssen 
des Bundestages. Im Auswärtigen Ausschuß 
schaltete er Wenzel Jaksch als Kontaktper-
son zu den Vertriebenen ein98 ). Der allmäh-
liche Einstellungswandel zwischen Regierung 
und Opposition ermöglichte eine pragmatische 
Zusammenarbeit in partiellen Bereichen der 
Außenpolitik. Zwisc
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hen der SPD und den 
Fraktionsexperten der anderen Parteien ent-
standen kooperative Beziehungen, die zeit-
weise ohne Beteiligung des Entscheidungszen-
trums liefen. In den Unterausschüssen des 
Auswärtigen Ausschusses wurden außenpoli-
tische Entscheidungen vorformuliert, auf die 
Bundeskanzler, Fraktionsvorsitzende, Außen-
minister und Fraktionsexperten einwirkten ).  

Dadurch, daß an diesen Entscheidungen alle 
Parteien beteiligt waren, erhielten die am 
Entscheidun
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gsprozeß beteiligten Gruppen ein 
eigenständiges Gewicht gegenüber der infor-
mellen Gruppierung um Konrad Adenauer. 
Auf diese Weise gelang es der SPD, außen-
politische Entscheidungen mitzugestalten ).

Die Entwicklung der Außenpolitischen Füh-
rungselite von 1949 bis 1961 läßt sich an der 
Zahl und Richtung der Interaktionslinien ver-
deutlichen. In der ersten Phase standen sieben 
zentralen nur zwei dezentrale Interaktions-
linien gegenüber. 1953 verdreifachte sich die 
Zahl der dezentralen Interaktionslinien auf 
sechs, die der zentralen stieg hingegen nur 
auf neun. 1955 bis 1957 glichen sich beide 
Quoten weiter an: Zehn zentralen standen 
nunmehr acht dezentrale Interaktionslinien ge-
genüber. Von 1957 bis 1961 verkehrten sich die 
traditionellen Relationen in das Gegenteil: 
Die Zahl der zentralen Interaktionslinien blieb 
mit zehn konstant, während die dezentralen 
auf 17 sich mehr als verdoppelten. Das Zen-
trum dominierte nach wie vor aufgrund der 
optimalen Eigenständigkeit, Kompetenz und 
Kooperationsfähigkeit, aber der Einfluß der 
anderen Gruppen stieg beträchtlich. Das 
kommt auch in der erstmaligen parteibezo-
genen Abhängigkeit des Zentrums zum Aus-
druck und zeigt sich letztlich in einem gene-

ausschuß für die „Wirtschaftsentwicklung fremder 
Völker" von 1956—1961 (Dazu: Jürgen Dennert, 
Entwicklungshilfe geplant oder verwaltet?, Biele-
feld 1968). Für den Bereich der Ostpolitik bestand 
von 1959—1961 ebenfalls ein Unterausschuß: Die 
Welt, 15. 6. 1961: Vorerst keine diplomatischen 
Beziehungen zu den Ostblockländern; Deutsche 
Zeitung, 15. 1. 1960: Arbeitsgruppe für Ostbezie-
hungen; Die Welt, 15. 1. 1960: Arbeitsgruppe für 
die Ostpolitik; Kölnische Rundschau, 23. 10. 1959: 
Arbeitsgruppe für Ostpolitik. — Der Unterausschuß 
bestand zunächst aus elf Personen, wurde dann auf 
neun und schließlich auf sieben Personen verrin-
gert. Der Siebener-Kommission gehörten vier Ver-
triebene an: Wenzel Jaksch (SPD), Ernst Paul 
(SPD), Waldemar Kraft (CDU), Baron von Man-
teuffel-Szoege (CSU), ferner die Abgeordneten 
Majonica (CDU), Mattick (SPD) und Freiherr von 
und zu Guttenberg (CSU). Zur Neuner-Kommission 
hatten außerdem noch die Abgeordneten Achen-
bach (FDP) und Schneider (Lollar) (DP) gezählt. 
Die Ausschaltung dieser Abgeordneten in der An-
fangsphase deutet darauf hin, daß hier bewußt 
versucht wurde, die beiden großen Parteien auf 
einen gemeinsamen Nenner zu bringen. Sie war 
außerdem vermutlich eine Folge des Auseinander-
brechens der DP-Bundestagsfraktion am 1. Juli 
1960.
100) Vgl. Die Welt, 10. 8. 1961: Brentano will Brandt 
informieren; Die Welt, 14. 7. 1961: Brentano un-
terrichtet Auswärtigen Ausschuß; NZZ, 10. 11. 1959: 
Bonns Beziehungen zu den Ostblockstaaten; Die 
Welt, 20. 3. 1959: Außenpolitik beherrscht das 
Geschehen in Bonn; Die Welt, 7. 10. 1958: Bonn 
läßt die Beziehungen zum Ostblock noch offen.



rellen Ansteigen de
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r Positionswerte der Grup-
pen ).

5. Dezentralisierung des Systems (1961—1963)

Inzwischen hatten sich im System der inter-
nationalen Bezugspartner der Bundesrepublik 
erhebliche Wandlungen vollzogen, die sich 
zwar seit 1955 bereits abzeichneten, aber erst 
in den sechziger Jahren die Struktur der 
Außenpolitischen Führun
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gselite sichtbar be-
einflußten. Der Wandlungsprozeß wurde vor 
allem durch die veränderte Einstellung der 
USA zur Sowjetunion im Bereich der Nuklear-
strategie, die Desintegration der NATO und 
die Stagnation der Erweiterung der EWG be-
wirkt. Diese Entwicklung tangierte entschei-
dend die enge Bindung der Bundesrepublik an 
die Vereinigten Staaten, die Haltung gegen-
über Frankreich und das Verhältnis zur So-
wjetunion ). Die stärkere Ausfächerung

101) Siehe dazu die Interaktionsgraphiken 1 bis 4 
sowie die Tabellen 8 bis 11 sowie 4.
102) Zur Rolle der Bundesrepublik Deutschland im 
Internationalen System und dessen Strukturverän-
derungen siehe: Hans-Peter Schwarz, Die Rollen 
der Bundesrepublik in der Staatengesellschaft, in: 
Karl Kaiser / Roger Morgan (Hrsg.), Strukturwand-
lungen der Außenpolitik in Grollbritannien und 
der Bundesrepublik, München und Wien 1970, 
S. 226—256; Wolfram F. Hanrieder, The Stable 
Crisis. Two Decades of German Foreign Policy, 
New York 1970; Stanley Hoffmann, Gullivers 
Troubles oder die Zukunft des internationalen 
Systems, Gütersloh 1970; Manfred Dormann, De-
mokratische Militärpolitik als Thema deutscher 
Politik 1949—1968, Freiburg 1970; Karl Kaiser, 
German Foreign Policy in Transition: Bonn Bet-
ween East and West, London 1968; F. Roy Willis, 
France, Germany, and the New Europe, 1945— 
1967, Stanford/Cal. 1968; James L. Richardson, Ger-
many and the Atlantic Alliance, Cambridge/Mass. 

im System der internationalen Beziehungs-
partner bedingte, daß nicht mehr lediglich 
eine Person oder eine Gruppe der Außen-
politischen Führungselite nahezu allein die 
Kontakte und den Informationsfluß zwischen 
der Bundesrepublik und den anderen Staaten 
beherrschte. Dabei spielten auch personelle 
Faktoren eine Rolle, wie z. B. die Tatsache, daß 
Adenauer nach dem Tode von Dulles keine 
adäquaten Partner in der amerikanischen Re-
gierung mehr fand. Kontakte und Informatio-
nen liefen mehr als bisher funktionsbezogen 
zwischen den Abteilungen der Außenministe-
rien und den parlamentarischen Experten. Von 
dieser Tendenz profitierte auch die Opposition, 
insbesondere die sozialdemokratischen Vertei-
digungs- und Wirtschaftsexperten sowie Willy 
Brandt als Regierender Bürgermeister von Ber-
lin. Mit Frankreich hingegen konnte Adenauer 
den für ihn typischen Stil außenpolitischer 
Kontakte weiter aufrechterhalten, da er in 
de Gaulle den entsprechenden Partner fand 103).  
Die geringere Kohäsion im atlantischen Bünd-
nissystem spiegelte sich in der geringeren 
Kohäsio

1
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n der CDU/CSU wider. Die Diver-
genzen innerhalb der CDU/CSU beendeten die 
souveräne Autorität des Entscheidungszen-
trums, die auf einer Stellung über den Grup-
pen und einem einzigartigen Zugang zum in-
ternationalen System beruhte. Nunmehr konn-
ten auch andere Gruppen die Autorität äuße-
rer Bezugspartner für sich in Anspruch neh-
men ) . Der geminderte Einfluß des Entschei-
dungszentrums machte sich auch im personel-
len Bereich bemerkbar. Zwei enge Vertraute 
Konrad Adenauers wurden von wichtigen Bot-
schafterposten abberufen. Wilhelm Grewe 
schied auf Drängen der USA im Juni 1962 in 
Washington aus, Hans Kroll wurde im Sep-
tember 1962 in Moskau abgelöst ).

1966; Henry A. Kissinger, The Troubled Partner-
ship, New York 1965; Ronald Steel, The end of 
alliance. America and the future of Europe, New 
York 1964; Miriam Camps, Britain and the European 
Community 1955—1963, Princeton N. J. 1964; Paul 
Reynaud, La politique trangre du Gaullisme, 
Paris 1964; Roger Massip, De Gaulle et TEurope, 
Paris 1963; John H. Herz, International Politics in 
the Atomic Age, New York 1959.
1M) Siehe dazu: Charles de Gaulle, Memoires 
d'espoir. Le renouveau 1958—1962, Paris 1970; 
Konrad Adenauer, Erinnerungen 1959—1963, Stutt-
gart 1968; ders., Erinnerungen 1955—1959, Stuttgart 
1967, S. 424 ff.
1M) Vgl. Bruno Bandulet, Adenauer zwischen West 
und Ost. Alternativen der deutschen Außenpolitik, 
München 1970, S. 18 und S. 144ff.; Wolfram Han-
rieder, West German Foreign Policy 1949—1963, 
Stanford/Cal. 1967, S. 182 f. und 199 ff.
105) Vgl. Waldemar Besson, Die Außenpolitik der 
Bundesrepublik. Erfahrungen und Maßstäbe, Mün-
chen 1970, S. 297 ff.; ferner: Weltwoche Zürich, 
11. 5. 1962: Ein Botschafter gestürzt; Jürgen Tern, 



Die geringere Kohäsion in der CDU/CSU hatte 
selbstverständlich auch eine innenpolitische 
Wurzel. Sie stand in engem Zusammenhang 
mit den Auseinandersetzungen um die Nach-
folge Konrad Adenauers und mit unterschied-
lichen Koalitionspräferenzen innerhalb der 
CDU/CSU. Das Kräfteverhältnis hatte sich zu-
gunsten der SPD und der FDP verschoben. Die 
CDU/CSU hatte ihre absolute Mehrheit verlo-
ren und war auf einen Koalitionspartner ange-
wiesen. Die FDP hatte den Wahlkampf unter 
dem Motto „mit der CDU ohne Adenauer" 
geführt und versuchte nach der erneuten No-
minierung Adenauers durch die CDU/CSU-
Fraktion ihre Selbständigkeit dadurch hervor-
zuheben, daß sie einen größeren Einfluß auf 
den außenpolitischen Entscheidungsprozeß ver-
langte.
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 Nachdem ihr ein Staatsminister im Aus-
wärtigen Amt nicht zugestanden worden war, 
bestand sie demonstrativ darauf, daß Bren-
tano nicht wieder ernannt wurde. Dieser trat 
daraufhin zurück. Gerhard Schröder wurde — 
unterstützt von der FDP — zu seinem Nach-
folger ernannt ) .

Mit Gerhard Schröder repräsentierte erstmals 
ein Außenminister eine eigene Kräftegruppe 
im politischen System. Schröder versuchte, sei-
nen Handlungsspielraum zu erweitern und mit 
Hilfe des außenpolitischen A

107

pparates politi-
sche Entscheidungsfunktionen zu übernehmen. 
Erst mit der Person Schröders wurde das Amt 
des Außenministers zu einem politischen Fak-
tor im Kräftefeld der Gruppen. Schröder ent-
wickelte eine eigenständige außenpolitische 
Konzeption, die eine enge Anlehnung an die 
USA und eine flexiblere Ostpolitik beinhal-
tete ).  Wegen der zunehmenden Wider-
stände Konrad Adenauers und von Teilen der 
CDU/CSU-Fraktion gegen seine Außenpolitik 
informierte er den Bundeskanzler und die 
außenpolitischen Experten der Fraktion nur so-
weit, wie unbedingt nötig ). Seine Außenpo-

Der Kanzler und die Ostpolitik, in: FAZ, 10. 3. 1962; 
Alain Clement, La Nouvelle Affaire Kroll, in: Le 
Monde, 2. 3. 1962.
106) Siehe Heino Kaack, Geschichte und Struktur 
des deutschen Parteiensystems, Opladen 1971, 
S. 254 ff. und S. 269 f.
107) Zur außenpolitischen Konzeption Schröders 
siehe: Gerhard Schröder, Germany Looks at 
Eastern Europe, in: Foreign Affairs, October 1965, 
Vol. 44, Nr. 11, S. 15—25; ders., Wir brauchen 
eine heile Welt, Düsseldorf 1963; ders., Grund-
probleme der Außenpolitik der Bundesrepublik 
Deutschland, in: Europa-Archiv, 1962/1, Folge 17, 
S. 581—594.
108) Vgl. Karl Carstens, Politische Führung. Erfah-
rungen im Dienst der Bundesregierung, Stuttgart 
1971, S. 113; ferner: NZZ, 24. 9. 1962: Außenmini-
ster Schröder bei Adenauer; Der Spiegel, 29.8.1962,
Nr. 35, S. 16: Wie die Mehrheit denkt.

litik wurde von anderen Teilen der CDU, ins-
besondere dem Evangelischen Arbeitskreis, 
aber auch von SPD und FDP gebilligt.

Die Gruppenbildung innerhalb der CDU/CSU 
war nicht konsistent und veränderte sich je 
nach den außenpolitischen Problembereichen. 
Gegen die ostpolitischen Aktivitäten wandten 
sich vor allem der Fraktionsvorsitzende Hein-
rich von Brentano, Teile des Kabinetts, des 
Auswärtigen Amtes, der Repräsentant der Ber-
liner Gruppe, Johann Baptist Gradl, Karl 
Theodor Freiherr von und zu Guttenberg und 
der Vorsitzende des Außenpolitischen Arbeits-
kreises der CDU, Ernst Majonica. Im Bereich 
der Verteidigungspolitik formierten sich zwei 
gegensätzliche Gruppen um Strauß und Schrö-
der. Konrad Adenauer, Franz Josef Strauß, 
Richard Jaeger, Guttenberg, Heinrich Krone 
und Heinrich von Brentano bildeten gegen 
die ihnen einseitig erscheinende Anlehnung 
an die USA im Bereich der Westpolitik eine 
Frontstellung gegen Schröder. Hermann Kopf, 
der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses, 
und Erik Blumenfeld, ordentliches Mitglied 
des Auswärtigen Ausschusses, befürworteten 
dagegen die pro-angelsächsische 
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des Außenministers ).

Heinrich Krone wurde im November 1961 zum 
Sonderminister ernannt und erhielt ein Mit-
spracherecht bei allen Berlin-Entscheidungen. 
Im Beziehungsfeld der Kräftegruppen inner-
halb der CDU/CSU versuchte er als Vertrau-
ter Adenauers die Gruppierungen um Franz 
Josef Strauß, Teile der Fraktion und des Kabi-
netts, die Berliner Gruppe um Gradl und die 
Vertriebenen zu einer geschlosseneren Einheit 
zu integrieren110 ). Er bildete damit in seinem 
auf Adenauer zugeordneten Handeln ein poli-
tisches Gegengewicht gegen Schröder.

109)  Zur Gruppenbildung innerhalb der CDU/CSU 
in außenpolitischen Problembereichen siehe: Theo 
M. Loch, Schröders Außenpolitik, in: Deutsche Zei-
tung, 8. 10. 1963; Die Welt, 5. 10. 1963: Außen-
politik in der CDU wieder hart umstritten; NZZ, 
17. 9. 1963: Adenauers Berater in Cadenabbia; FAZ, 
4. 9. 1963: Kritik im Fraktionsvorstand der Unions-
parteien an Schröder; Myron Kandel, Reemergence 
of Strauss, in: New York Harald Tribune, 27. 8. 1963; 
NZZ, 18. 7. 1963: Außenpolitische Divergenzen im 
Bonner Regierungslager; Die Welt, 6. 4. 1963: Die 
Regierungskoalition gilt wieder als gefestigt; SZ, 
9. 3. 1963: Guttenberg plädiert für de Gaulle; FAZ, 
16. 1. 1963: Brentano bittet den Kanzler; Deut-
sche Zeitung, 6. 6. 1962: Das Unbehagen an der 
außenpolitischen Situation; Die Welt, 5. 6. 1962: 
Kritik am Außenminister; Dieter Schröder, Schrö-
der und seine Gegenspieler, in: SZ, 24. 5. 1962.
110) Vgl. Deutsche Zeitung, 23. 10. 1962: Mehr als 
ein Mann des Ausgleichs; Die Welt, 28. 4. 1962: 
Krone begleitet Schröder; Die Welt, 6. 2. 1962: 
Keine Berlin-Entscheidungen ohne Mitwirkung 
Krones.



Das Subsystem bestand im Bereich der Koali-
tionspartner aus acht Gruppen, von denen sie-
ben zur CDU/CSU zählen. Von diesen Grup-
pen standen nur drei in überwiegendem Kon-
sens zu Adenauer, Strauß, Krone und die Ber-
liner CDU. Zwischen Adenauer und der FDP, 
Schröder, Brentano sowie der CDU/CSU-Frak-
tion gab es summa summarum nur einen par-
tiellen Konsens. Der Positionswert des Außen-
ministers erhöht sich um 0,53 Punkte gegen-
über der vorausgegangenen Phase und nähert 
sich dem des Bundeskanzlers bis auf 0,90 
Punkte, während zuvor zwischen beiden ein 
Abstand von 1,64 bzw. 1,43 Punkten bestanden 
hatte. Schröders Position ist im Vergleich zu 
seinem Vorgänger vor allem deshalb so stark, 
weil er mehr Kontaktgruppen hat und seine 
dezentralisierenden Kooperationsmöglichkei-
ten besser nutzt. Dem partiellen Konsens mit 
Adenauer steht ein partieller Dissens zum 
Entscheidungszentrum gemeinsam mit der FDP 
und der CDU/CSU-Fraktion, aber auch mit der 
SPD-Fraktion (und damit faktisch ebenso mit 
Ollenhauer und Brandt), gegenüber111 ). Schrö-
der kann sich auf diese Weise im Parlament in 
außenpolitischen Fragen partiell auf Mehrhei-
ten stützen, die A denauer nicht gleichermaßen 
hat. 112) Vgl. Deutsche Zeitung, 22. 7. 1963: Krone, 

Mende und der Bundesverteidigungsrat; Tages-
spiegel, 3. 3. 1963: Adenauer strebt Schlüsselposi-
tion für Bundesminister Krone an.

111) Siehe dazu die Interaktionsgraphik 5 und die 
Tabellen 11 und 12.

Mit der Diskrepanz zwischen Bundeskanzler 
und Außenminister steigt aber die Bedeutung 
der Fraktionsvorsitzenden und der außenpoli-
tischen Experten in der Fraktion. Diesen Grup-
pen bietet sich eine Wahlmöglichkeit zwischen 
den Konzeptionen und Vorschlägen von Kanz-
ler und Außenminister. Damit wächst die Rolle 
der Fraktion als Schlichtungs- und schließlich 
Beschlußorgan. Gegen diese Verselbständi-
gungstendenzen der Fraktion versuchte Kon-
rad Adenauer neue Gremien zu mobilisieren, 
die bisher im außenpolitischen Entscheidungs-
prozeß keine Rolle spielten.
Stärkeres Gewicht im Kräftefeld der Gruppen 
gewann infolgedessen das CDU-Präsidium, 
denn hier dominierte eindeutig die Gruppie-
rung um Konrad Adenauer. Der wichtigste 
Verbindungsmann Adenauers, Heinrich Krone, 
wurde im Juni 1962 in das CDU-Präsidium ge-
wählt. Im März 1963 berief Konrad Adenauer 
ihn zu seinem ständigen Vertreter im Vorsitz 
des Bundesverteidigungsrates, eine Maßnahme 
zur Stärkung des außenpolitischen Gewichts 
der Gruppierung um Adenauer auf Kabinetts-
ebene 112 ). Der Adenauer-Anhänger Josef-Her-



mann Dufhues erhielt im Juni 1962 den Posten 
eines Geschäftsführenden Vorsitzenden der 
CD 11
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3U 1).  Im Parteipräsidium, dem Schröder 
nicht angehörte, hatten die Anhänger Ade-
nauers dadurch die Mehrheit und konnten 
Entscheidungen in diesem Sinne festlegen ).
Eine mittlere Position in diesem Interaktions-
system nahm die FDP ein, die auf keine 
Gruppe eindeutig fixiert war, sondern mit al-
len gleichermaßen kooperierte und den 
Schwerpunkt jeweils nach eigenen Interessen 
zu setzen versuchte. Die FDP konnte • damit 
ihre Position im innenpolitischen Gefüge sta-
bilisieren. Das einzige FDP-Kabinettsmitglied 
mit partieller amtsbezogener Kompetenz war 
Walter Scheel als Bundesminister für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit. Die Fraktion un-
ter der Führung Mendes unterstützte vor al-
lem den außenpolitischen Kurs Schröders und 
war für den Außenminister ein durchaus wich-
tiger Partner. Schröder informierte daher die 
FDP ständig über außenpolitische Vorgänge. 
Andererseits versuchte Erich Mende auch in 
direkten Gesprächen mit der Gruppe um Ade-
nauer, die Vorstellungen der FDP in außen-
politische Entscheidungen mit einzubringen1153). 
Die Kooperation der SPD in außenpolitischen 
Fragen mit dem Außenminister, einem Teil der 
CDU/CSU-Fraktion und der FDP integrierte 
die Sozialdemokraten voll in das System der 
Außenpolitischen Führungselite, so daß die 
Interaktionslinien erstmals einen geschlosse-
nen Kreis ergaben. Die SPD stützte alle Grup-
pen, die in einem partiellen Dissens zu Ade-
nauer standen und wurde dadurch ein not-
wendiger Partner eines wesentlichen Teiles 
der Regierungskoalition. Die außenpolitischen 
Akteure der SPD handelten zwar gleichgerich-
tet, dennoch läßt sich eine Gruppierung um die 
Fraktionsführung und um Willy Brandt unter-
scheiden. Zu der Fraktionsführung gehörten 
Erich Ollenhauer, Herbert Wehner, Fritz Erler, 
Carlo Schmid und Karl Mommer. Die SPD un-
terstützte den außenpolitischen Kurs Schrö-
ders und wurde von Schröder infolgedessen 
umfassend informiert116 ). Sie intensivierte ihre 

113) Siehe Heino Kaack, Geschichte und Struktur 
des deutschen Parteiensystems, Opladen 1971, 
S. 278.
114) Parteipräsidium der CDU 1962: Vorsitz: Ade-
nauer; Geschäftsführender Vorsitzender Dufhues; 
Stellvertr. Vorsitzender: von Hassel; Präsidiums-
mitglieder: Erhard, Blank, Gerstenmaier, Krone.
115) Vgl. Waldemar Besson, a. a. O., S. 301 f.; fer-
ner: Die Welt, 25. 3. 1963: Brentano und Mende 
nach Cadenabbia; Die Welt, 4. 2. 1963: Mende: 
USA baten um Prüfung; Der Spiegel, 25. 4. 1962, 
Nr. 17, S. 15 ff.: An Eides statt; NZZ, 31. 10. 1961: 
Verzicht Brentanos auf das Außenministerium.
116) Vgl. Axel Seeberg / Eberhard Maseberg, Eine 
Politik mit Prügel und Peitsche. DAS-Gespräch mit

Herbert Wehner, SPD-Fraktionsvorsitzender, in: 
Deutsches Allgemeines Sonntagsblatt, 21. 3. 1971; 
Der Spiegel, 24. 10. 1962, Nr. 43, 24. 10. 1962: Eng-
lisch gut; Die Welt, 18. 12. 1961: Außenpolitischer 
Ausschuß einberufen.
117) Zu den Befürchtungen der Kennedy-Admini-
stration, die die vertragliche Form des deutsch-
französischen Vertrages entscheidend beeinflußt 
haben, siehe: James Reston, What do they think 
we are?, in: New York Times, 21. 1. 63 (Deutsch 
in: NZZ, 24. 1. 1963: Amerikanische Warnung an 
Frankreich und Deutschland).
118) Vgl. Alfred Grosser, La Politique Exterieure 
de la Ve Republique, Paris 1965, S. 92; Der Spiegel, 
21. 8. 1963, Nr. 34, S. 92: Rezept für Elefanten; Die 
Welt, 16. 2. 1963: Auseinandersetzung Schröder-
Wehner; Die Welt, 5. 2. 1963: Regierung soll kon-
krete Wege zeigen; Industriekurier, 5. 2. 1963: 
Bonn will Washington beschwichtigen; Le Monde, 
17. 1. 1963: Les chefs des trois parties.
119) Siehe dazu die Interaktionsgraphiken 4 und 5, 
S. 29 und 35.

Kontakte in den parlamentarischen Ausschüs-
sen mit den Vertretern der anderen Parteien. 
Zu den vertraulichen Sitzungen des Auswär-
tigen Ausschusses wurde Willy Brandt als 
Regierender Bürgermeister von Berlin hinzu-
gezogen. Die Kritik der SPD bezog sich nun-
mehr weniger auf Grundsatzfragen als viel-
mehr auf Nuancen und Modifizierungen in 
außenpolitischen Einzelbereichen. In der Frage 
des deutsch-französischen Vertrages verlangte 
die SPD vor allem die Klarstellung, daß die 
Ratifizierung kein Veto gegen Großbritannien 
bedeute und die multilateralen Verträge des 
atlantischen Bündnissystems ihre volle Gültig-
keit behielten117 ). Sie kooperierte erfolgreich 
mit der FDP und Te
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ilen der CDU, um entspre-
chende Vorbehalte in das Ratifizierungsgesetz 
einzubringen ).

Hinsichtlich der Relation von zentralen und 
dezentralen Linien änderte sich das System 
gegenüber der Phase 1957—1961 nur gering-
fügig. Die Zahl der zentralen Linien bleibt mit 
zehn konstant, während die der dezentralen 
von 17 auf 20 steigt. Vergleicht man aber die 
Relation der Summen von Konsens und Dis-
sens zum Entscheidungszentrum, so wird die 
Verlagerung des Gewichts zuungunsten des 
Entscheidungszentrums deutlich. Während 
1957—1961 der Konsens mit 24 : 21 den Dis-
sens überwog, verschob sich die Relation nun-
mehr auf 20 : 33. Dieses Ergebnis verdeutlicht, 
daß die Kräfterelation zwischen Entscheidungs-
zentrum und den Gruppen nicht allein durch 
Konsens und Dissens — und damit konzeptio-
nell-inhaltlich — bestimmt wird, sondern 
ebens

119
o durch institutionell bedingte Faktoren, 

die durch die Positionswerte erfaßt werden ).



6. Pluralität konkurrierender Gruppen 
(1963—1965)

Ausgangspunkt der Veränderungen war 1963 
der Wechsel im Kanzleramt. Ludwig Erhard 
war in der Auseinandersetzung um die Nach-
folge nicht zuletzt damit belastet worden, kein 
außenpolitischer Experte zu sein. Da er in der 
Grundkonzeption ohnehin mit Gerhard Schrö-
der übereinstimmte, konnte der Außenminister 
seinen Spielraum gegenüber dem Kanzler er-
halten120 ). Von der formal-rechtlichen Seite 
her besaß Bundeskanzler Ludwig Erhard die 
übergeordnete Entscheidungskompetenz. Er 
war jedoch in seinem Handlungsspielraum 
von den anderen Gruppen der Außenpoliti-
schen Führungselite abhängig und wurde vor 
allem durch die engen kooperativen Beziehun-
gen zu Gerhard Schröder und Erich Mende, 
aber auch durch die SPD gestützt121 ). Erhard 
brachte einen eigenen Beraterstab — aller-
dings ohne außenpolitische Erfahrungen — mit 
ins Bundeskanzleramt, das sich unter der Lei-
tung Ludger Westricks zu einer zentralen Ko-
ordinierungsstelle entwickelte122 ). Nachteilig 
auf Erhards Entscheidungsspielraum wirkte 
vor allem, daß er nicht zugleich Parteivorsit-

120) Vgl. Karl Carstens, Politische Führung. Erfah-
rungen im Dienst der Bundesregierung, Stuttgart 
1971, S. 118.
121) Vgl. Johannes Gross, Auf der Pirsch, in: Christ 
und Welt, 1. 10. 1965: SZ, 27. 9. 1965: Schröder 
kämpft um das Auswärtige Amt; Klaus Emmerich, 
„Gaullisten" und „Atlantiker" in Bonn, in: Die 
Presse Wien, 23. 7. 1964.
122) Vgl. Günter Gaus, Der zweite Mann im Kanz-
leramt, in: SZ, 10. 2. 1965; Christ und Welt, 
18. 10. 1963: Des neuen Kanzlers rechter Arm.

123) Vgl. Günter Gaus, Wie regiert Ludwig Erhard?,
in: Die Zeit, 16. 4. 1965 und 9. 4. 1965, S. 32; Hans 
Schuster, Bundesrepublikanische Geschichte im 
Zwischenakt, in: Merkur, April 1965, Heft 4, S. 306. 

124)  Vgl., Der Spiegel, 22. 7. 1964, Nr. 30, S. 17 f.: 
Montags hart; Theo Sommer, Mit der Fronde 
leben, in: Die Zeit, 17. 7. 1964; Eghard .Mörbitz, 
CDU/CSU legt Marschroute fest, in: FR, 9. 7. 1964.
125) Vgl. Die Welt, 20. 3. 1965: Krone verteidigt 
Hallstein-Doktrin; Georg Schröder, Was tut eigent-
lich der Verteidigungsrat?, in: Die Welt, 1. 12. 1964; 
Karl Otmar von Aretin, Duell in Deutschland, in: 
Furche Wien, 1. 8. 1964; Werner von Lojewski, 
Dr. Heinrich Krones neue Aufgabe, in: Kölnische 
Rundschau, 26. 6. 1964; Richard Thilenius, Um den 
Außenminister, in: SZ, 30. 1. 1964.
126) Vgl. Wolfgang Höpker, Der Star hieß Schröder, 
in: Christ und Welt, 20. 11. 1964; Günter Gaus, 
Gerstenmaier und die Macht, in: SZ, 10. 11. 1964.
127) Vgl. Rolf Zundel, Mehr Macht für die Frak-
tion, in: Die Zeit, 11. 12. 1964; Ulrich Blank, Rainer 
Barzel — Star der Union, in: SZ, 14. 11. 1964; Klaus 
Emmerich, Offener CDU-Konflikt abgewendet, in: 
Die Presse Wien, 14. 7. 1964; Deutsche Zeitung, 
5. 12. 1963: Barzel in der CDU-Führungsspitze.

zender war123 ). Er war im Gegensatz zu Ade-
nauer von der Fraktion abhängig.
Konrad Adenauer versuchte nach wie vor, die 
Entscheidungen auf das CDU-Präsidium und 
den Fraktionsvorstand zu verlagern 124 ). Zur 
Gruppe um Adenauer, die mit Erhard und 
Schröder rivalisierte, gehörten Heinrich Krone, 
ein Teil der Fraktion, Josef-Hermann Dufhues, 
Felix von Eckardt und Eugen Gerstenmaier. 
Daher war Erhard nicht in der Lage, die Mei-
nungsbildung in der CDU direkt zu beeinflus-
sen. Heinrich Krone repräsentierte diese fest-
gefügt
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e Gruppe zunächst als Sonderminister 
und seit 1964 als Vorsitzender des Bundesver-
teidigungsrates im Kabinett. Sein politischer 
und institutioneller Rückhalt begrenzten Er-
hards Handlungsspielraum BS). Eugen Gersten-
maier versuchte in enger Anlehnung an das 
Konzept Adenauers und in öffentlichen Angrif-
fen auf Schröder sich als Alternative anzubie-
ten ).

Zwischen Adenauer Und Erhard versuchte 
Rainer Barzel, seit 1964 Fraktionsvorsitzender, 
zu vermitteln. Er bildete eine Reihe von infor-
mellen Kontakten heraus und beteiligte sich 
wöchentlich an den politischen Beratungsstun-
den bei Erhard und Westrick im Bundeskanz-
leramt, außerdem besprach er sich regelmäßig 
mit Konrad Adenauer und Dufhues. Die Viel-
falt der Beziehungen zwischen den divergie-
renden Gruppen gab ihm eine zentrale Posi-
tion im Entscheidungsprozeß. Die Fraktion 
konnte daher ihr politisches Gewicht gegen-
fen auf Schröder s

126
ich als Alternative anzubie-

ten ).
Gegen die außenpolitische Konzeption der Re-
gierung artikulierte sich am stärksten die 



Gruppe Strauß, zu der Karl Theodor Freiherr 
von und zu Guttenberg, Richard Jaeger und 
ungefähr ein Drittel der CDU/CSU-Fraktion 
gehörten128 ). Strauß versuchte, sich in seinen 
Aktionen der Zustimmung Adenauers zu ver-
sichern129 ). Die direkten Angriffe auf Schrö-
der dienten dazu, Bundeskanzler Erhard von 
seinem Außenminister zu isolieren, um somit 
eine Gruppenbildung gegen Schröder zu be-
wirken. Je nach dem Grad der Geschlossenheit 
und dem Einfluß der innerparteilichen Kräfte-
gruppen mußte sich Erhard zu Schröder koope-
rativ verhalten, da Schröder im Beziehungs-
feld der innerparteilichen Kräftegruppen einen 
eigenständigen politischen Faktor bildete130 ). 
Die öffentlichen Initiativen von Strauß, Gutten-
berg und Adenauer zielten darauf ab, den 
Außenminister abzulösen 131 ). Dafür konnten 
sie aber keine Mehrheit über die Gruppen 
hinweg erreichen, da sich ein großer Teil der 
Fraktion in außenpolitischen Fragen indiffe-
rent verhielt. Die scharfen öffentlichen Aus-
einandersetzungen in Interviews und Stellung-
nahmen in der Presse konnten nicht das politi-
sche Übergewicht zugunsten einer Gruppe her-
beiführen132 ). Im Kräftefeld der Gruppen 

128) Vgl. Kölner Stadtanzeiger, 23. 9. 1965: Kiesin-
ger bietet sich als Außenminister an; Die Zeit,
15. 1. 1965: Schröder ist isoliert; Carl Schuster, 
„Sprung nach vorne“ in die Außenpolitik, in: Salz-
burger Nachrichten, 12. 6. 1964; Günter Gaus, Die 
Fraktion genießt Erhards Erfolg, in: SZ, 27. 1. 1964. 
129) Vgl. NZZ, 16. 9. 1964: Neue Kontroverse um 
Franz Josef Strauß; Klaus Emmerich, Adenauer 
fordert Europaaktion, in: Die Presse Wien, 9. 7. 
1964; Karl Otmar von Aretin, „Spielball“ Außen-
politik, in: Die Furche Wien, 6. 6. 1964; Der Spie-
gel, 27. 5. 1964, Nr. 22, S. 23 f.: Einer stand allein.
130) Vgl. Ulrich Planitz, Auf dem Wellenkamm, in: 
Christ und Welt, 7. 6. 1965; Hans Reiser, Schrö-
der spielt den 'oten Mann, in: SZ, 29. 3. 1965; Wolf-
gang Wagner, Im Machtzentrum des Palais Schaum-
burg, in: Tagesspiegel, 27. 1. 1965. Die Welt, 
21. 3. 1964: Erhard mahnt CDU-Politiker Streit um 
Schröder zurückzustellen.
131) Zu den öffentlichen Äußerungen Adenauers: 
SZ, 9. 10. 1965: Adenauer greift erneut Schröder 
an; Die Welt, 9. 10. 1965: Adenauer wendet sich 
wieder gegen Schröder; FAZ, 17. 4. 1964: Adenauer 
schreibt an Strauß; Paul Wilhelm Wenger, Der 
isolierte Außenminister, in: Rheinischer Merkur, 
31. 1. 1964. — Zu den öffentlichen Äußerungen von 
Strauß: FAZ, 8. 10. 1965: Neuer Vorstoß von Strauß 
und Guttenberg gegen Schröder; Die Welt, 27. 9. 
1965: Koalition als solide Basis. Meinungsstreit um 
die Person des Außenministers hält an; SZ, 
11. 9. 1964: CSU rückt vom Bayern-Kurier ab; FAZ, 
3. 9. 1964: Die CSU greift wieder Erhard an; Die 
Welt, 14. 4. 1964: Bei der CSU herrscht Genug-
tuung; FAZ, 11. 4. 1964: Kritik an der Münchner 
Rede Schröders. — Zu den öffentlichen Äußerun-
gen Guttenbergs: FAZ, 13. 7. 1964: Guttenberg: 
Der Weg nach Europa führt über Paris; Dankwart 
Reissenberger, Streit um Schröders Kurs, in: Köl-
nische Rundschau, 29. 1. 1964.
132) Zu den öffentlichen Auseinandersetzungen in
Zeitungen, Interviews und Zeitschriften: Henri

strukturierte sich ein politisches Nebenzen-
trum in den Dr
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eiecksbeziehungen zwischen 
Adenauer, Strauß und Barzel, das den Hand-
lungsspielraum Erhards stark beschränkte ).

Von den im Kabinett vertretenen Gruppen be-
fand sich außer Schröder nur noch die FDP in 
einem überwiegenden Konsens mit Erhard. 
Die wichtigsten außenpolitischen Repräsentan-
ten der FDP waren die Bundesminister Erich 
Mende und Walter Scheel. Als Bundesminister 
für gesamtdeutsche Fragen baute Erich Mende 
mit Unterstützung seines Staatssekretärs Carl 
Krautwig seine Kompetenzen im Bereich der 
Deutschlandpolitik aus. Scheel und Mende be-
saßen infolge ihrer Ressorts eine partielle 
amtsbezogene Kompetenz, aber auch eine 
amtsbezogene Abhängigkeit. Da jedoch die 
FDP andererseits eine eigenständige politische 
Kraft darstellte, auf die Erhard im Willens-
bildungsprozeß angewiesen war, hatte sie auf 
außenpolitische Grundsatzentscheidungen 
einen relevanten Einfluß. Auf verschiedenen 
Ebenen — über das Kabinett, die Fraktions-
arbeit, die Ausschußarbeit, den außenpoliti-
schen Experten Ernst Achenbach, die Fraktion 
der CDU/CSU und die SPD — liefen Kontakte 
und bestanden kooperative Beziehungen134 ).

Nannen (Stern-Kolumne), in: Stern, 31. 10. 1965, 
Nr. 44; Bild, 9. 10. 1965: Adenauer: Einkreisung 
Deutschlands droht; Die Welt, 29. 9. 1965: Schrö-
der erhält Unterstützung aus Kiel; Rheinische Post, 
27. 9. 1965: Kampf um Schröder entbrannt; NZZ, 
30. 5. 1965: Europäische Forderungen Schröders. 
Abgrenzung von de Gaulle; Tagesspiegel, 29. 5. 
1965: Schröder fordert eine „Politik des langen 
Atems"; Franz Josef Strauß, Ein Wort an Herrn 
Nannen, in: Quick, 18. 4. 1965, Nr. 16; Henri Nan-
nen, Sie sind entlassen!, Offener Brief an Franz 
Josef Strauß, in: Stern, 11. 4. 1965, Nr. 15; Alfred 
Conradi, Dolchstoß gegen Gerhard Schröder, in: 
Stern, 11. 4. 1965, Nr. 15; Olaf von Wrangel, Kes-
seltreiben gegen Schröder, in: Deutsches Allgemei-
nes Sonntagsblatt, 4. 4. 1964; Dietrich Rollmann 
(Leserbrief), Schröder nicht der Sündenbock, in: 
Die Welt am Sonntag, 4. 4. 1965; Die Welt, 
31. 3. 1965: „Idi schweige aus Staatsräson"; Die 
Welt, 31. 3. 1965, Deutsche Außenpolitik muß von 
der Teilung ausgehen; William S. Schlamm, Wann 
wird Außenminister Schröder zurücktreten?, in: Die 
Welt am Sonntag, 28. 3. 1965; Quick, 28. 3. 1965, 
Nr. 13: Der Versager des Jahres; Die Welt, 
8. 12. 1964: Außenminister Schröder antwortet 
Strauß; Die Welt, 9. 11. 1964: Schröder übt Kritik 
an Adenauer; Die Zeit, 17. 7. 1964: Die Anatomie 
einer Parteikrise; Josef Riedmüller, Hassel gerät 
Schröder in die Quere, in: SZ, 6. 4. 1964; NZZ, 
10. 10. 1963: Schröder über Entspannungspolitik.

133) Vgl. Hans Ulrich Kempski, Noch keiner weiß, 
wohin die Wege führen, in: SZ, 25. 9. 1965; SZ, 
9. 7. 1964: Parteispitzen in Opposition zu Erhard; 
NZZ, 21. 5. 1964: CDU-Gespräche bei Erhard am 
Tegernsee; Handelsblatt, 1. 5. 1964: Die außenpoli-
tischen Grundsätze in der CDU.
134) Vgl. Die Welt, 27. 10. 1965: Scheel will mehr 
Kompetenzen in der Entwicklungshilfe; Peter Mer-
ten, Erich Mende — das Umfall-Trauma ausgelöscht. 



Obwohl die SPD in der Opposition stand, muß 
sie zu den Gruppen gerechnet werden, die 
überwiegend mit der Außenpolitik Erhards — 
oder besser: der Außenpolitik Schröders — 
übereinstimmte. Der überwi
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egende Konsens 
war in erheblichem Maße auch taktisch moti-
viert, erstens, weil die SPD ihre neue Rolle als 
Alternative auf der Basis der „Gemeinsamkei-
ten" herausstellen wollte, und zweitens, weil 
sie unter dieser Voraussetzung die innerpar-
teilichen Divergenzen in der CDU/CSU zur 
Steigerung ihres Einflusses innerhalb der 
Außenpolitischen Führungselite optimal aus-
nutzen konnte ).

Die außenpolitischen Akteure der SPD reprä-
sentierten eine Gruppe um die Fraktionsfüh-
rung, zu der in erster Linie Herbert Wehner, 
Fritz Erler, Carlo Schmid und Hans-Jürgen

in: Weltwoche Zürich, 29. 9. 1965; Dieter Schröder, 
Dabeisein und doch dagegen, in: Der Spiegel, 
25. 8. 65, Nr. 35, S. 25 ff.; Wolfram Pohl, Koordi-
niert Krautwig die Kontakte zu Ostberlin?, in: SZ, 
21. 7. 1965; Die Welt, 23. 4. 1965: Gespräch Mende 
—Smirnow; Die Zeit, 26. 3. 1965: Attacke auf Bon-
ner Tabus; NZZ, 19. 9. 1964: Neue Mißklänge in 
der Bonner Koalition; Antonius John, Mende und 
das strapazierte Kabinett, in: Handelsblatt, 31. 8. 
1964.
iS») Vgl., Hans Schuster, Bundesrepublik im Wider-
spruch, in: Merkur, Juni 1966, Heft 6, S. 503—514. 

Wischnewski gehörten136 ). Eine davon etwas 
abweichende Gruppe bildete sich um Willy 
Brandt,
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 der sich mit Egon Bahr einen von in-
nerparteilichen Richtungen unabhängigen Be-
raterstab aufbaute ). In der Ost- und 
Deutschlandpolitik entwickelten Brandt und 
Bahr ein eigenes Konzept, das u. a. zu p
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rakti-
schen Ergebnissen in der Passierscheinfrage im 
Dezember 1963 führte ). Brandt befürwortete 
136) Steigende Bedeutung gewann in dieser Phase 
der SPD-Fraktionsvorsitzende Fritz Erler. Vgl. dazu 
z. B.: Ulrich Blanck, Fritz Erler — stärkster Gegen-
spieler Erhards, in: SZ, 21. 11. 1964. — Zur politi-
schen Konzeption Erlers siehe: Wolfgang Gaebler 
(Hrsg.), Fritz Erler. Politik für Deutschland, Stutt-
gart-Degerloch 1968; Fritz Erler, Demokratie in 
Deutschland, Stuttgart-Degerloch, 1965; ders., The 
Alliance and the Future of Germany, in: Foreign 
Affairs, April 1965, S. 436—446; ders., Ein Volk 
sucht seine Sicherheit, Frankfurt 1961. — Zur 
Struktur der SPD-Führung siehe generell: Hartmut 
Soell, Fraktion und Parteiorganisation. Zur Wil-
lensbildung der SPD in den 60er Jahren, in PVS, 
1969, Heft 4, S. 604—626.
137) Vgl. Fritz Rene Allemann, Egon Bahr — Bonns 
graue Eminenz, in: Weltwoche Zürich,  29.9. 1970; 
Georg Schröder, Egon Bahr — die agile linke Hand 
Willy Brandts, in: Die Welt 28. 1. 1970, S. 4.
138) Zur Konzeption Willy Brandts und Egon Bahrs 
siehe: Reinhold Roth, Ostpolitik als Mittel der 
Deutschlandpolitik, in: Aus Politik und Zeitge-
schichte, Beilage zur Wochenzeitung Das Parla-
ment, B 42/69, 25. 10. 69, S. 52 ff.; zur Passierschein-
frage siehe u. a. Gottfried Vetter, Passierscheine in 
Deutschland, in: Europa Archiv, 1964/1, Folge 9, 
S. 305—318.



im Gegensatz zu Herbert Wehner und Fritz 
Erler zeitweilig einen engeren Anschluß an 
die Politik de Gaulles 139).  Die SPD war am 
außenpolitischen Willensbildungsprozeß auf 
verschiedenen Ebenen beteiligt. Sie kritisierte 
Schröder in der parlamentarischen Auseinan-
dersetzung nur in partiellen Bereichen und 
versuchte, im Auswärtigen Ausschuß sowohl 
personell als auch sachbezogen außenpoliti-
sche Lösungen mitzugestalten. Zu Erhard be-
saß sie kooperative Beziehungen, zumal dieser 
die SPD-Vertreter Willy Brandt, Herbert Weh-
ner und Fritz Erler bei wichtigen Entscheidun-
gen konsultierte1409). Im Interaktionsfeld der 
Kräftegruppen erhielt sie ein zunehmendes 
politisches Gewicht, da sie mit fast allen Grup-
pen kooperationsfähig war.

139) NZZ, 5. 6. 1965: Brandts Erkundungsmission in 
Paris; Der Spiegel, 27. 5. 1964, Nr. 22, S. 24 f.: Und 
der Michel steht.
140) Vgl. Weltwoche Zürich, 28. 5. 1965; Gerhard 
Schröder; Die Welt, 31. 3. 1965. Brandt bewertet 
Rede Schröders positiv; Der Spiegel, 10. 3. 1965, 
Nr. 11, S. 25 f.: Acht zu acht; Robert Strobel, Mini-
ster ohne Fortune?, in: Die Zeit, 5. 3. 1965; Der 
Spiegel, Nr. 6, 3. 2. 1965, Heiße Zonen; NZZ, 11. 7. 
1964: Erhards Europa-Politik unter Druck; Die Welt, 
13. 4. 1964: Schröder weist Angriffe zurück; SZ, 
13. 4. 1964: Wirbel um CSU-Angriff auf Schröder; 
Die Welt, 10. 12. 1963: Vertrauliches Gespräch über 
Frage der Passierscheine.
141) Siehe dazu die Interaktionsgraphiken 5 und 6.

142) Vgl. Günter Gaus, Bonn ohne Regierung? Kanz-
lerregiment und Opposition, München 1965, S. 56 f.;

Die Relation der Summen von Konsens und 
Dissens zum Entscheidungszentrum weicht mit 
24 : 33 kaum von der vorausgegangenen 
Phase ab141 ). Daraus läßt sich bestenfalls fol-
gern, daß Erhards Positionsstärke etwa der 
Adenauers von 1961 bis 1963 entsprach. Der 
summarische Vergleich ist aber in diesem Fall 
nicht sonderlich ergiebig. Daher soll von der 
Verlagerung der einzelnen Konsens- und Dis-
sensbeziehungen ausgegangen werden. Die 
Gruppen bleiben zwar nahezu konstant, aber 
die Funktion einiger wichtiger Akteure ändert 
sich im Regierungssystem. Adenauer bleibt 
nach seinem Ausscheiden als Bundeskanzler 
im System der Außenpolitischen Führungs-
elite als Gruppenrepräsentant. Die Gruppen, 
die ihn als Bundeskanzler in erster Linie unter-
stützten, stehen nach wie vor in überwiegen-
dem Konsens mit ihm. Dieser Konsens wird 
voll als Dissens gegen das Entscheidungszen-
trum Erhard wirksam, weil Erhard überwie-
gend mit Gerhard Schröder übereinstimmt. 
Rainer Barzel stimmt wie sein Vorgänger 
Brentano nur partiell mit dem Entscheidungs-
zentrum überein, befindet sich aber im Gegen-
satz zum Fraktionsvorsitzenden der vorausge-
gangenen Phase auch in einem gemeinsamen 
partiellen Dissens mit den wichtigsten Gegen-
gruppen. Damit entsteht ein partiell gegen 

Erhard gerichtetes Dreieck von Barzel bzw. 
CDU/CSU-Fraktion sowie Adenauer und 
Strauß. Ein Gegenzentrum kann sich aber des-
halb nicht voll ausbilden, weil dieses Dissens-
dreieck von anderen Dreiecksbeziehungen 
überlagert wird. Dennoch ist zu konstatieren, 
daß die Stellung Erhard/Schröder innerhalb 
der CDU/CSU-Gruppen schwächer ist als die 
Adenauers. Infolgedessen wird auch verständ-
lich, daß die Außenpolitik Erhards und Schrö-
ders von der SPD mit überwiegendem Konsens 
trotz Oppositionsfunktion — gewissermaßen 
als das geringere Übel — gestützt wird.

7. Auflösung des Entscheidungszentrums 
(1965—1966)

Eine entscheidende Umstrukturierung trat nach 
der innerparteilich unbefriedigenden Regie-
rungsbildung durch die Aufspaltung der Frak-
tion auf fünf Kräftegruppen in der CDU/CSU 
ein. Um Ludwig Erhard gruppierte sich ein Teil 
der Fraktion. Das festgefügte Kräftedreieck 
zwischen Erhard, der FDP und Gerhard Schrö-
der verlor allmählich an politischer Relevanz. 
Der pro-französisch eingestellte Leiter des 
Bundeskanzleramtes, Ludger Westrick, ent-
wickelte im außenpolitischen Bereich koope-
rative Beziehungen zu Konra
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d Adenauer und 
Heinrich Krone. Dadurch gelang es ihm, den 
außenpolitischen Einfluß Schröders auf Erhard 
partiell zu neutralisieren. Im Bereich der 
Deutschlandpolitik blockierte er — wie auch 
Teile der CDU und Strauß — wirksam die 
Initiativen von Erich Mende und der SPD ).



Erhard sah sich im wachsenden Maße einer 
außenpolitischen Isolierung ausgesetzt, da er 
immer weniger über eine mehrheitsbildende 
Kräftegruppierung verfügte143 ). Die Über-
nahme des Parteivorsitzes im März 1966 
brachte Ludwig Erhard konstellationsbedingt 
keine Erweiterung seines Einflußbereiches 144).  
Durch die Informationskontakte und die ko-
operativen Beziehungen zu Ludge

145

r Westrick 
konnte die Gruppe um Adenauer ihren politi-
schen Einfluß im Entscheidungsprozeß ver-
größern. Zu dieser Gruppe gehörten Heinrich 
Krone, das Geschäftsführende Präsidiumsmit-
glied Bruno Heck, als Repräsentant der Berli-
ner CDU Johann Baptist Gradl, und Eugen 
Gerstenmaier. In ihrer Verbindung zu der 
Gruppe um Strauß und Barzel dominierte diese 
Kräftegruppierung innerhalb der CDU/CSU ).

146) Vgl. FAZ, 11. 10. 1966: Erhards Außenpolitik 
stärker unter dem Einfluß von Strauß; Hamburger 
Abendblatt, 30. 7. 1966: Gegner Schröders formie-
ren sich; NZZ, 27. 6. 1966: Attacken Guttenbergs 
gegen Schröders Frankreichpolitik; Ulrich Frank-
Planitz, Friede beendet, in: Christ und Welt, 
3. 6. 1966; Stuttgarter Zeitung, 1. 2. 1966: Die CSU 
pocht auf ihre Eigenständigkeit; Wolfgang Höpker, 
Mehr Mut im Bundestag, in: Christ und Welt, 
3. 12. 1965.
147) Vgl. Ulrich Frank-Planitz, Wird noch geführt? 
Rainer Barzel zwischen den Fronten der CDU/CSU-
Fraktion, in: Christ und Welt, 14. 10. 1966; Robert 
Strobel, Bonn: Barzel ist Schwer angeschlagen, in: 
Die Zeit, 24. 6. 1966; Die Presse Wien, 23. 6. 1966; 
Barzel nicht mehr „Kronprinz" der CDU; FAZ, 
22. 6. 1966; Der Streit um Barzels Rede setzt sich in 
der Fraktion fort; FAZ, 18. 6. 1966: Barzels Vor-
schläge stoßen auf Widerspruch; Ulrich Frank-
Planitz, Was ist los mit Rainer Barzel?, in: Handels-
blatt, 15. 6. 1966.
148) Vgl. Ulrich Frank-Planitz, Friede beendet. 
Schröder und Strauß wieder als Antipoden, in: 
Christ und Welt, 3. 6. 1966; Kurt Becker, Forum für 
Schröder, in: Die Zeit, 27. 5. 1966; SZ, 18. 5. 1966: 
Wachsende CDU-Kritik an Schröder.

Dennoch konnte sie nur als Gegengewicht ge-
gen Erhard und Schröder einheitlich handeln, 
da sowohl Strauß als auch Barzel Machtfakto-
ren mit eigenen Zielsetzungen darstellten.

Die Gruppe um Franz Josef Strauß, der auch 
Guttenberg zuzuordnen ist, intensivierte ihre 
Kritik an Schröder. Im außenpolitischen Ar-
beitskreis der CDU/CSU gelang es nicht, die 
internen Differenzen in der NATO- und Frank-

ferner: SZ, 17. 9. 1966: Erhard: Jetzt keine Kabi-
nettsreform; Der Spiegel, 1. 8. 1966, Nr. 32, S. 18f.: 
Des Kanzlers Wille; Der Spiegel, 6. 6. 1966, Nr. 24, 
S. 32 ff.: Kanzleramt aus zweiter Hand; Neue Rhein-
Ruhr-Zeitung, 30. 10. 1965: SPD zeigt Interesse am 
Strauß-Vorschlag; FAZ, 16. 10. 1965: Die Berliner 
CDU will Amrehn nach Bonn schicken.
143) Vgl. Lewis J. Edinger, Politics in Germany. 
Attitudes and Processes, Boston 1968, S. 275; Der 
Spiegel, 10. 10. 1966, Nr. 42, S. 29 f.: Fraktion 
kaputt; Die Welt, 28. 7. 1965: CDU-Präsidium er-
weitert.

144) Zum Parteiführungswechsel siehe: Der Spiegel, 
21. 3. 1966, Nr. 13, S.33ff.: Duett oder Duell; Die 
Zeit, 18. 3. 1966: Barzel mußte zurückstecken; Ro-
bert Strobel, Barzels gebremster Sieg, in: Die Zeit, 
25. 2. 1966; Rolf Zundel, Die zweite Nachfolge-
Krise? in: Die Zeit, 18. 2. 1966; FAZ, 15. 2. 1966: 
Erhards Chancen für den Parteivorsitz steigen; Der 
Spiegel, 14. 2. 1966, Nr. 8, S. 15 ff.: Unerhörter Vor-
gang; Kölner Stadtanzeiger, 11. 2. 1966: Erhard 
um Adenauer bemüht; FAZ, 8. 2. 1966: Barzel zur 
Kandidatur für den CDU-Vorsitz bereit; Kölner 
Stadtanzeiger, 1. 2. 1966: Nach Verzicht von Duf-
hues: CDU in Nöten; Rheinische Post, 14; 10. 1965: 
Adenauer will CDU-Vorsitz abgeben.

145) Vgl. Robert Strobel, Bonn ist ratlos; in: Die 
Zeit, 14. 10. 1966; Kölner Stadtanzeiger, 3. 10. 1966: 
Adenauer: Ich kann nicht mehr schweigen; Hans 
Reiser, Erhards harte Wochen, in: SZ, 17. 9. 1966; 
NZZ, 4. 9. 1966: Adenauer für einen Kanzlerwech-
sei; FAZ, 11. 8. 1966: Adenauer dringt auf außen-
politische Diskussion in der CDU; Kurt Becker, 
Wenn der Kanzler schwach ist, in: Die Zeit, 
6- 6. 1966; Ulrich Planitz, Dornröschenschlaf im 
Verteidigungsrat, in: Handelsblatt, 4. 1. 1966; Der 
Spiegel, 15. 12. 1965, Nr. 51, S. 30ff.: Erhard-Reise, 
Dritter Klasse.

reichpolitik zu überwinden. Die Kräftegruppie-
rung Strauß, Guttenberg, Krone, Heck, Ger-
stenmaier und Adenauer konnte sich in der 
Fraktion in steigendem Maße durchsetzen146 ). 
Rainer Barzel wurde im Interaktionsfeld der 
Gruppen immer mehr zu einem eigenständigen 
Machtfaktor. In seinen Aktionen konnte er 
sich auf einen wesentlichen Teil der
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 Fraktion 
stützen. Jedoch verlor er nach seiner pointier-
ten New Yorker Stellungnahme zur Deutsch-
landfrage anläßlich des 17. Juni 1966 die Un-
terstützung der Gruppe um Adenauer. Sein 
Führungsanspruch brachte ihn im außenpoli-
tischen Bereich in einen scharfen Gegensatz 
zu Erhard, Schröder und Strauß ).

Die starke Polarisierung der Kräftegruppen 
und der Einfluß Westricks schwächten die 
Position des Außenministers. Zur Gruppe um 
Schröder zählten — zum Teil nur zeitweise — 
die beiden Staatssekretäre des Auswärtigen 
Amtes, Rolf Lahr und Karl Carstens, sowie 
der Evangelische Arbeitskreis, Kai-Uwe von 
Hassel, Erik Blumenfeld, Kurt Birrenbach, 
Ernst Majonica und partiell auch Hermann 
Kopf148 ).
Da sich das Subsystem im Bereich der Koali-
tionspartner auf zwei eindeutig herausgeho-
bene konträre Dreiecke — Erhard/Schröder/ 
Mende contra Barzel/Adenauer/Strauß — re-
duzierte, nahm die SPD im Gegensatz zur vor-
ausgegangenen Phase nunmehr eine quasi 
neutrale Stellung zu den beiden sich gegen-
überstehenden Gruppierungen ein. Die Über-
einstimmung mit Erhard war nur noch partiell, 
über die Fraktionsebene liefen aber auch par-
tiell gegen das Entscheidungszentrum gerich-
tete Kontakte zwischen der SPD und Rainer



Barzel 149). Die SPD war die einzige Gruppe, 
die zu allen anderen kooperative Beziehungen 
besaß. In der parlamentarische
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n Auseinander-
setzung kritisierte sie Erhard mehr als bisher 
und verstärkte ebenso ihre Angriffe auf 
Schröder, zumal er als Gegner einer Großen 
Koalition galt ). Unabhängig von den Grup-
penauseinandersetzungen trieben der SPD-Par-
teivorsitzende Willy Brandt und sein Berater 
Egon Bahr die .Politik der kleinen Schritte' 
weiter voran. Diese vom Entscheidungszen-
trum weitgehend losgelöste Politik auf der Ba-
sis der amtsbezogenen Eigenständigkeit des 
Berliner Bürgermeisters wurde allerdings von 
Gruppen der CDU/CSU gestört. Der zuneh-
mende Einfluß der Gruppierung Adenauer/ 

Strauß über Westrick bewirkte, daß die Pas-
sierscheinvereinbarungen in der vorliegenden 
Form im Juli 1966 abgelehnt wurden1519). Aus 
innenpolitischen Gründen versuchte die Füh-
rungsspitze der SPD-Fraktion unter Herbert 
Wehner, Helmut Schmidt und und Fritz Erler 
sich in außenpolitischen Fragen dennoch mit 
den Gruppen um Adenauer, Strauß und Barzel 
zu arrangieren152 ). Denn nur diese Gruppen 
waren in der Lage, eine Konstellation herbei-
zuführen, in der die SPD ihr politisches Ge-
wicht einbringen konnte.

149) Vgl. FAZ, 14. 10. 1966: Die FDP stimmt Weh-
ner bedingt zu; Kurt Becker, Wie gesponnen so zer-
ronnen, in: Die Zeit, 24. 6. 1966; Der Spiegel, 
25. 4. 1966, Nr. 18. S. 37 ff.: Rosinen im Kopf; Der 
Spiegel, 24. 1. 1966, Nr. 5, S. 17 f.: Schweigen und 
bündeln.
150) Vgl. FAZ, 7. 10. 1966: Die Sympathien der So-
zialdemokraten für Schröder schwinden; Ulrich 
Planitz, Schröder und die Opposition, in: Handels-
blatt, 3. 2. 1966; Der Spiegel, 22. 1. 1965, S. 14: 
Schröder.

151) Vgl.: Offensive Auseinandersetzung, Hrsg.: 
Pressestelle des Vorstandes der SPD, Bonn o. J. 
(1966); Der Spiegel, 11. 7. 1966, Nr. 29, S. 18ff.: 
Was hart macht; Kurt Becker, SPD auf neuen We-
gen. Behutsame Revision der Deutschlandpolitik, 
in: Die Zeit, 3. 6. 1966; FAZ 29. 4. 1966: Die CDU 
bleibt zurückhaltend; Karl H. Schwarz, Adenauer: 
Solche Gespräche sinnlos, in: Die Welt am Sonn-
tag, 17. 4. 1966; Theo Sommer, Ein Dialog zwischen 
Deutschen, in: Die Zeit, 25. 3. 1966.
152) Vgl. NZZ, 30. 11. 1966: Brandt verteidigt die 
Große Koalition; SZ, 29. 11. 1966- Brandt plädiert 
für Strauß; Der Spiegel, 8. 12. 1965, Nr. 50, S. 31 ff: 
Volk am Schirm; Hans Schuster, Die Antwort der 
Opposition, in: SZ, 30. 11. 1965; Die Zeit, 26. 11. 
1965: Opposition — Wie heftig?



8. Koalitionsbedingte Zweiteilung 
des Systems (1966—1969)

Das System Außenpolitische Führungselite er-
fuhr durch die Bildung der Großen Koalition 
eine erneute strukturelle Wandlung. Von 1949 
bis 1961 war es stark zentralisiert; die Mehr-
zahl der Interaktionslinien ging sternförmig 
vom Entscheidungszentrum aus. Von 1961 bis 
1966 bestand ein relativ vollständiges Netz 
dezentraler Interaktionslinien; es entsprach 
weitgehend dem Typ der Vollstruktur. Nach 

1966 wird eine Zweiteilung des Systems im-
mer stärker erkennbar. Dennoch bleiben alle 
Gruppen direkt mit dem Entscheidungszen-
trum verbunden. Die zur SPD bzw. die zur 
CDU/CSU gehörenden Gruppen bilden jeweils 
in sich relativ geschlossene Subsysteme.

Die Stellung des Bundeskanzlers im außenpo-
litischen Entscheidungsprozeß war schwächer 
als zuvor, weil wegen der etwa gleichen 
Stärke der Koalitionspartner auch für ihn eine 
amtsbezogene Abhängigkeit entstand. Kurt 
Georg Kiesinger g

153

elang es als Bundeskanzler 
nicht, sich einen ausschließlich auf ihn zuge-
ordneten Beraterstab zu errichten. Im Kräfte-
feld der Gruppen stellte er allerdings einen 
integrierenden Faktor dar. Mit der Berufung 
Guttenbergs als parlamentarischen Staatsse-
kretär im Bundeskanzleramt hatte die CSU 
einen institutionalisierten personellen Einfluß 
auf außenpolitische Entscheidungen. In eine 
außenpolitisch relevante Beraterfunktion 
rückte der Bundespressechef Günther Diehl 
auf ).

153) Vgl. Hans Reiser, Wer bringt den Kanzler auf 
den rechten Weg?, in: SZ, 23. 6. 1969; Klaus R. Dre-
her, Ein Lavieren im engsten Kreis, in: SZ, 
2. 11. 1967; Der Spiegel, 5. 6. 1967, Nr. 24, S. 37 ff.: 
Sehr geehrter Herr; Die Welt, 10. 4. 1967: Kiesinger 
sucht Klammer zur Fraktion; Klaus Rudolf Dreher, 
Die Planer planen die Planung, in: SZ, 11. 1. 1967; 
FAZ, 8. 12. 1966: Kiesinger beruft Knieper als 
Staatssekretär.



Günther Diehl und sein Stellvertreter Conrad 
Ahlers, als Vertreter der CDU bzw, SPD, hat-
ten Zugang zu den Fraktions- und Kabinetts-
sitzungen. Sie nahmen an den täglichen Bera-
tungen mit dem Bundeskanzler teil. Außenpo-
litische Entscheidungen konnte Kiesinger nicht 
ohne die SPD treffen, zumal sie den Außenmi-
nister stellte. Die meisten Entscheidungen 
wurden in informellen Beratungen Kiesingers 
mit Herbert Wehner und Bruno Heck abge-
sprochen und vorformuliert154 ). Auf diese 
Weise wurde in außenpolitischen Fragen e
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in 
Konsensus erreicht. Dabei wurden die Vor-
schläge der SPD weitgehend berücksichtigt ) ,

154) Vgl. Fritz Rene Allemann, Herbert Wehner — 
Choleriker der Freiheit, in: Weltwoche Zürich, 
15. 5. 1970; Der Spiegel, 13. 10. 1969, Nr. 43, S. 23 ff.: 
Anständig auseinander; Der Spiegel, 14. 10. 1968, 
Große Lage; Hans-Werner Graf Finck von Fincken-
stein, Kiesingers Kampf gegen den „Spaltpilz", in: 
Die Welt, 13. 10. 1967.
155) Zu den außenpolitischen Problembereichen 
während der Großen Koalition siehe: Wolfram 
F. Hanrieder, The Stable Crisis, New York 1970; 
Karl E. Birnbaum, Frieden in Europa. Vorausset-
zungen, Chancen, Versuche, Opladen 1970, S. 29 ff.; 
Karl Kaiser, German Foreign Policy in Transition, 
London 1968.
156) Siehe Maria Stein, Die Cognac-Nacht, in: Christ 
und Welt, 6. 6. 1969; Volkmar Hoffmann, Heiße 
Koalitionsthemen im Kreßbronner Kreis, in: FR, 
3. 6. 1969; Eduard Neumeyer, Die Pannenhilfe der 
Koalition, in: Publik, 20. 12. 1968; Robert Strobel, 
Kreßbronner Motor, in: Die Zeit, 5. 7. 1968; Wolf-
gang Höpker, Geschlossene Gesellschaft, in: Christ
und Welt, 12. 1. 1968; Die Welt, 30. 8. 1967: Vierer-
Treffen am Bodensee.

Ein wichtiges Entscheidungsgremium bildete 
sich mit dem „Kreßbronner Kreis", dessen Teil-
nehmer je nach den behandelten Problembe-
reichen wechselten. Zu den ständigen Teilneh-
mern zählten Kurt Georg Kiesinger, Willy 
Brandt, Herbert Wehner, Bruno Heck, Franz 
Josef Strauß und Helmut Schmidt 156) . Der 
Handlungsspielraum Kiesingers im außenpoli-
tischen Bereich war durch die an der Regierung 
beteiligten Gruppen stark eingeschränkt. Da 
Kiesinger keine Kräftegruppe repräsentierte, 
die mehr politisches Gewicht besaß als alle 
anderen am Entscheidungsprozeß beteiligten, 
war er bei politischen Entscheidungen auf 
eine mehrheitsbildende Kräftekonstellation 
angewiesen. Die Gruppen konnten ihrerseits 
aber auch keine Entscheidungen ohne ihn tref-
fen; so versuchten sie, den Bundeskanzler auf 
jeweils bestimmte Richtungsentscheidungen 
festzulegen. Weil die divergierenden Gruppen 
aber unterschiedliche Zielvorstellungen ver-
folgten und bestimmte parteipolitische Priori-
täten nicht aufgegeben werden konnten, kam 

es teilweise zu Konstellationen, in 

157

denen keine 
weiterführende Entscheidung gefällt werden 
konnte ).

Die Gruppe um Franz Josef Strauß stellte ein 
potentielles innerparteiliches Gegengewicht zu 
Kiesinger dar. Außenpolitische Entscheidungen 
beruhten im wesentlichen auf einer Kompro-
mißformel zwischen der CDU und der SPD. 
Diese Konstellation benutzte Strauß, um sich 
außerhalb der Entscheidungsgremien durch de-
zidierte Äußerungen als personelle Alterna-
tive zu profilieren. Da Kiesinger aber im Ge-
gensatz zum CSU-Vorsitzenden nur bedingt 
gegen die SPD handeln konnte, wurden seine 
Entscheidungen indirekt von allen innerpar-
teilithen Kräftegruppen der CDU/CSU beein-
flußt. Der Bundeskanzler 
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mußte sich daher an 
eine von Strauß in der Öffentlichkeit und in 
der Partei mitgeprägte außenpolitische Linie 
annähern ).

Rainer Barzel repräsentierte die Fraktion der 
CDU/CSU als politische Kräftegruppe im In-
teraktionssystem. Er übernahm damit die 
Funktion einer politischen Koordinationsstelle, 
die für den Willensbildungsprozeß eine zen-
trale Bedeutung besaß. Zwischen Rainer Barzel 
und Helmut Schmidt bestanden enge koopera-
tive Beziehungen, die insgesamt die politische 
Bedeutung der beiden Fraktionsführungen ver-
größerten. Sie beeinflußten indirekt das Re-
gierungshandeln, da sie durch die Fähig-
keit, entweder Dissens oder Konsens für eine 
außenpolitische Entscheidung auf der parla-

157) Vgl. Theo Sommer, Der lange Marsch zur 
Macht, in: Die Zeit, 19. 9. 1969, S. 3; Rolf Breiten-
stein, Bonn will Beziehungen „einfrieren", in: FR, 
4. 6. 1969, S. 1; Eghard Mörbitz, Brandt: Entschei-
dung über Sperrvertrag nach der Wahl, in: FR, 
15, 4. 1969, S. 1; Die Welt, 3. 5. 1968: Bundesregie-
rung sucht neue Impulse für die deutsche Außen-
politik; Hans Reiser, Rücken an Rücken im Kampf 
mit sich selbst, in: SZ, 30. 11. 1967; Johannes Gross, 
Hundert Tage Kabinett Kiesinger, in: Die Zeit, 
3. 3. 1967.

158)  Vgi Handelsblatt, 6. 6. 1969: Strauß fehlt bei 
der Suche nach Kompromissen; Hans Reiser, In 
zehn Nachtstunden eine Strategie des begrenzten 
Konflikts, in: SZ, 4. 6. 1969; Der Spiegel, 26. 5. 1969, 
Nr. 22, S. 27 L; Zurück zu Adenauer; Der Spiegel, 
19. 5. 1969, Nr. 21, S. 30—50: Herzog Doppelzunge; 
Georg Schröder, Franz Josef Strauß liebäugelt wie-
der mit der Außenpolitik, in: Die Welt, 3. 4. 1969; 
Gerd Kübler, Comeback mit neuem Stil, in: Volks-
wirt, 3. 4. 1969; Die Welt, 17. 12. 1968: Gemurmel 
im Hintergrund macht Kiesinger zu schaffen; Die 
Welt, 6. 11. 1968: Barzel antwortet Kiesinger: 
Große Koalition 1969 beenden; Christ und Welt, 
24. 2. 1967: Atomsperrvertrag. Bonn im Nerven-
Krieg.



mentarischen Ebene herbeizuführen, 
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be-
stimmte Gruppen in der Regierung schwächen 
oder stärken konnten ).
Das direkte Zusammenspiel von Schmidt und 
Barzel mit den wichtigsten Mitgliedern des 
Kabinetts verstärkte die Tendenz zu einer 
Führungsoligarchie einzelner Persönlichkeiten. 
Die Heterogenität der Fraktionen konnte nur 
durch eine derartige Oligarchie überbrückt 
werden; damit verloren aber auch die Frak-
tionsexperten an Einfluß. Die SPD-Fraktions-
experten traten nicht mehr als Gruppe in der 
Außenpolitischen Führungselite in Erschei-
nung, weil die wichtigsten außenpolitischen 
Repräsentanten der SPD im Kabinett sa-
ßen1609). Denn die .SPD stellte nicht nur den 
Außenminister, sondern auch die Minister für 
gesamtdeutsche Fragen und für Wirtschaftliche 
Zusammenarbeit, ferner den Wirtschaftsmini-
ster, der für den außenpolitischen Entschei-
dungsprozeß in zunehmendem Maße an Be-
deutung gewann161 ). Der CDU/CSU war hin-
gegen nur ein außenpolitisch wichtiges Ressort 
zugefallen: das mit Gerhard Schröder besetzte 
Verteidigungsministerium. Schröder war nach 
der erfolglosen Kanzlerkandidatur gegen Kie-
singer inzwischen im Kabinett und in der 
CDU/CSU-Fraktion in eine Außenseiterrolle 
geraten162 ). Für die außenpolitischen Exper-

159) Vgl. Gerhard Lehmbruch, The ambiguous co-
alition in West Germany, in: Government and Op-
position, 1968, S. 193 ff.; Rolf Zundel, Die Koalitions-
Zwillinge. Bonns wichtigste Instanz: die Fraktions-
chefs Barzel und Schmidt, in: Die Zeit, 29. 11. 1968, 
S. 9.
100) Von 13 zur SPD gehörenden ordentlichen Mit-
gliedern des Auswärtigen Ausschusses schieden ge-
gen Ende des Jahres 1966 insgesamt acht aus dem 
Ausschuß aus. Carlo Schmid, Gustav Heinemann, 
Herbert Wehner und Hans-Jürgen Wischnewski 
wurden Bundesminister, Werner Figgen übernahm 
ein Ministeramt in Nordrhein-Westfalen. Zwei wei-
tere Experten verlor die SPD-Fraktion etwa gleich-
zeitig durch den Tod von Fritz Erler und Wenzel 
Jaksch. Vgl. Amtliches Handbuch des Deutschen 
Bundestages, 5. Wahlperiode, Darmstadt 1966 ff., 
einschl. 2. Erg.-Lfg., Mai 1967.

161) Zur zunehmenden Bedeutung der Wirtschafts-
und Währungspolitik für die außenpolitischen 
Akteure siehe u. a.: Richard N. Cooper, The Econo-
mics of Interdependence: Economic Policy in the
Atlantic Community, New York 1968; Karl Kaiser, 
Transnationale Politik. Zu einer Theorie der mul-
tinationalen Politik, in: Ernst-Otto Czempiel 
(Hrsg.), a. a. O., 80—109; Hans-Peter Schwarz, 
Die Rollen der Bundesrepublik in der Staatenge-
sellschaft, in: Karl Kaiser / Roger Morgan (Hrsg.), 
Strukturwandlungen der Außenpolitik in Großbri-
tannien und der Bundesrepublik, München u. Wien 
1970, S. 226—256.
le) Vgl. Maria Stein, Vom Löwen gebissen, in: 
Christ und Welt, 26. 7. 1968; Die Zeit, 21. 7. 1967: 
Strauß nahm Schröder unter Beschuß; FAZ, 
17. 7. 1967: Schröder sieht sich wachsender Kritik 
gegenüber; Die Welt, 7. 7. 1967: Verteidigungspoli-
tik kommt in Bewegung.

ten der CDU/CSU-Bundestagsfraktion blieb 
vor allem die Funktion, die parteispezifische 
Komponente gegenüber den Fraktionen der 
SPD und FDP deutlicher zu umreißen.
Unter den außenpolitischen Akteuren der 
SPD nahm neben Willy Brandt als Außenmini-
ster und Helmut Schmidt als Fraktionsvorsit-
zendem Herbert Wehner eine Sonderstellung 
ein. Er koordinierte die Kontakte als Minister 
für gesamtdeutsche Fragen in der Deutsch-
landpolitik, besonders durch die informellen 
Beratungen mit Kiesinger und Heck163 ). Die 
dabei ausgehandelten Kompromißformeln bil-
deten die Grundlagen außenpolitischer Ent-
scheidungen. Als politische Kräftegruppe hatte 
die SPD gerade auf außenpolitische Entschei-
dungen den stärksten Einfluß. Nur sie konnte 
als geschlossen handelnde Gruppe auftreten 
und ihren Handlungsspielraum erweitern. Her-
bert Wehner steuerte auch indirekt die Partei-
und Fraktionsarbeit und
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 begrenzte dadurch 

den Einfluß Helmut Schmidts ).
Um Willy Brandt gruppierte sich ein von den 
Kräftegruppen unabhängiger Beraterstab, zu 
dem Klaus Schütz, Ferdinand Duckwitz, Egon 
Bahr, Gerhard Jahn, Rolf Lahr und Günther 
Harkort gehörten. Ferdinand Duckwitz berei-
tete die diplomatischen Kontakte mit den ost-
europäischen Staaten vor165 ). Egon Bahr war

159)  Vgl. Volkmar Hoffmann, Wehner verteidigt 
Linie der SPD-Deutschlandpolitik, in: FR, 18. 4. 
1969; NZZ, 1. 9. 1967: Politische Beratungen an 
Kiesingers Ferienort; Klaus Rudolf Dreher, Nur 
wenige Parteifreunde kommen zum Zuge, in: SZ, 
6. 6. 1967; Hans Reiser, Die Bewährungsprobe 
kommt erst, in: SZ, 27. 2. 1967; Der Spiegel, 
13. 2. 1967, Nr. 21, S. 16: Wegweiser des Kabinetts; 
Theo Sommer, Politik ohne Gänsefüßchen, Weh-
ners Deutschland-Konzept, in: Die Zeit, 10. 2. 1967. 
164) Zur Rolle Helmut Schmidts vgl: Hans Reiser, 
Zweifel am Kreßbronner Kreis, in: SZ, 21. 12. 1968; 
Der Spiegel, 4. 12. 1967, Nr. 50, S. 34—49: Roter 
Lack; Ulrich Frank-Planitz, Helmut Schmidt rüstet 
zur Wahl, in: Christ und Welt, 11. 8. 1967; Die 
Welt, 27. 2. 1967: Schmidt: CDU und SPD müssen 
reibungsloser zusammenarbeiten; Klaus Rudolf 
Dreher, Das Kräftedreieck Kiesinger — Barzel — 
Schmidt, in: SZ, 1. 2. 1967.
ros) vgi Willi Kinnigkeit, Bürgermeister Schütz 
sucht die Aussöhnung mit Polen, in: SZ, 25. 9. 1969; 
Pierre Simonitsch, Pfadfinder zwischen Bonn, War-
schau und Berlin, in: 9. 8. 1969, S. 85; Jutta Roitsch, 
Brandt sagt Jugoslawien weitere Unterstützung 
zu, in: FR, 29. 7. 1969, S. 1; Die Welt, 30. 6. 1969: 
Herbert Wehner: Angriffe auf Schütz frivol und 
bösartig; Der Spiegel 14. 4. 1969, Nr. 16, S. 27: Auf 
die Schulter; Dietrich Möller, Die Wirtschaft als 
Anlaufstelle, in: Deutsches Allgemeines Sonntags-
blatt, 21. 4. 1968; Hans Reiser, Nach dem Ringel-
spiel eine Karriere aus dem Ruhestand, in: SZ, 
24. 10. 1967; Günter Gaus, Klaus Schütz — ein 
spöttischer Karrieremann, in: Christ und Welt, 
4. 8. 1967; Die Welt, 24. 1. 1967: Bonn bemüht sich 
zäh um Osteuropa — Lahr in Budapest; Georg 
Schröder, Brandt bringt seine „Brigade" mit, in: 
Die Welt, 20. 12. 1966. 



der engste Berater Willy Brandts in außenpo-
litischen Fragen. Bahr führte als Sonderbot-
schafter eine Reihe von vertraulichen Gesprä-
chen mit Vertretern der DDR und anderen 
Diplomaten der osteuropäischen Staaten166 ). 
Willy Brandt besaß nur geringe kooperative 
Beziehungen zu Kurt Georg Kiesinger. In sei-
nem Ressortbereich 
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betrieb er die Außenpo-
litik so, als sei sie weitgehend von der CDU 
unabhängig. Basis dafür war die Tatsache, daß 
Brandts Position im Kräftefeld der Gruppen 
von Herbert Wehner abgesichert wurde ).

166) Vgl. die von der CSU ausgelöste Kontroverse 
um Egon Bahr, die seine Schlüsselposition bei ver-
traulichen Sondierungsgesprächen als Brandts Son-
derbeauftragter sichtbar machte: NZZ, 4. 12. 1968: 
Gespräche Egon Bahrs mit SED-Stellen; Die Welt, 
3. 12. 1968: Jaeger zu klärendem Gespräch mit Po-
litikern der SPD bereit; Der Spiegel, 2. 12. 1968, 
Nr. 49, S. 31 ff: Bahrer Unsinn; I Wolfgang Höpker, 
Mafiosi gegen Brandts Graue Eminenz, in: Christ 
und Welt, 29. 11. 1968; NZZ, 27. 11. 1968: Die An-
schuldigungen gegen Egon Bahr; Klaus Rudolf 
Dreher, Ungeheuerlich, zu denen 'rüber zu ge-
hen. . ., in: SZ, 27. 11. 1968; NZZ, 25. 11. 1968: Kon-
troverse um Brandts Berater Egon Bahr.
167) Vgl. Rolf Breitenstein, Fortschritte in Osteu-
ropa — trotz aller Widerstände, in: FR, 3. 9. 1969; 
SZ, 5. 3. 1968: Spannungen zwischen Kiesinger 
und Brandt; Die Welt, 8. 11. 1967: Kiesinger: Das 
ist ein Wort von Ehrenmännern; Theo Sommer, 
Acht Monate neue Ostpolitik, in: Die Zeit, 4. 8. 
1967; Werner Höfer, An die Adresse der SED, in: 
Die Zeit, 21. 4. 1967; Robert Strobel, Wehner wollte 
mehr, in: Die Zeit, 21. 4. 1967.
168) Vgl. Handelsblatt, 2. 10. 1969: SPD und FDP 
sprechen über Hallstein-Doktrin; Der Spiegel, 
15. 9. 1969, Nr. 38, S. 34 ff.: Signale nach links; 
Rolf Zundel, Die Signale der Liberalen, in: Die 
Zeit, 5. 9. 1969, Nr. 36, S. 3; Rolf Breitenstein, 
Scheel: Kein unfreundlicher Akt, in: FR, 29. 5. 1969; 
Der Spiegel, 28. 4. 1969, Nr. 48, S. 28 f.: 58 im Saal; 
Der Spiegel, 22. 7. 1968, Nr. 30, S. 19 f.: Eis für Rus-
sen; Die Welt, 6. 5. 1968, In Bonn stark beachtet: 
Schröder wendet sich betont an die Freien Demo-
kraten. 169) Siehe dazu die Interaktionsgraphiken 7 und 8.

Die FDP spielte im außenpolitischen Bereich 
nur eine untergeordnete Rolle. Zu den außen-
politischen Akteuren gehörten Erich Mende, 
Walter Scheel, Wolfgang Mischnick
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 und Ernst 
Achenbach. Zwischen Erich Mende und Ger-
hard Schröder bestanden Berührungspunkte in 
außenpolitischen Fragen. Innerhalb der FDP 
strukturierten sich zwei Gruppen, wobei die 
eine, repräsentiert durch Walter Scheel und 
Wolfgang Mischnick, sich im außenpolitischen 
Bereich der SPD näherte ).

Die Zahl der Gruppen hatte sich gegenüber 
der vorausgegangenen Phase zwar nur um 
eine erhöht, aber die Zusammensetzung hatte 
sich hinsichtlich der führenden Personen und 
der Positionen im Regierungssystem erheblich 
verändert. Ausgeschieden war außer Adenauer 
und Erhard auch die Berliner CDU, deren spe-

zifische Interessen von anderen Gruppen ab-
gedeckt wurden. Sie hatte ursprünglich ihren 
besonderen Platz im System als Bindeglied 
zur Berliner SPD und damit zur SPD über-
ha
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upt. Diese Funktion entfiel nach dem Eintritt 
der SPD in die Regierung. In die Außenpoliti-
sche Führungselite als Gruppenrepräsentant 
neu eingetreten waren außer Kiesinger und 
dem Bundeswirtschaftsminister der General-
sekretär der CDU, Bruno Heck, und als Berliner 
Bürgermeister Albertz und später Schütz ).

9. Erneute Tendenz zur Zentralisierung 
(ab 1969)

Der Regierungswechsel von 1969 veränderte 
die Struktur der Außenpolitischen Führungs-
elite, aber diese Wandlungen waren in der 
vorausgegangenen Phase schon angelegt. 
Willy Brandt, der nunmehr als Bundeskanzler 
zum Entscheidungszentrum wurde, hatte be-
reits als Außenminister keine oder nur ge-
ringe kooperative Beziehungen zu den Grup-
pen, die nach 1969 seine stärksten Gegen-
kräfte darstellten. Erstmals seit Ende der fünf-
ziger Jahre kam es wieder zu antagonisti-
schem Verhalten einzelner Oppositionsgrup-
pen der Außenpolitischen Führungselite gegen 
die Regierung. Brandt weist im Gegensatz zu 
den Kanzlern der Jahre 1957 bis 1969 nicht zu 
allen Gruppen kooperative Beziehungen auf; 
die Gruppen Strauß und — an diese eng ange-
lehnt — die Vertriebenen stehen in hohem 169



Dissens zum Entscheidungszentrum. Dieser 
starke Gegensatz wirkt sich, auf die CDU/CSU-
Fraktion und ihren Vorsitzenden Rainer Barzel 
aus, denen aber immerhin ein geringer Kon-
sens zugeordnet werden kann, insofern sie 
sich gelegentlich um ein Mininum an Koopera-
tion bemühen und nicht permanent auf Kolli-
sionskurs gehen. Dem starken Druck der 
Opposition auf das Entscheidungszentrum ent-
spricht innerhalb der Regierungskoalition der 
geschlossene überwiegende Konsens. Brandt 
ist nach Adenauer wieder der erste Bundes-
kanzler, auf den mehr als fünf Gruppen in 
erster Linie fixiert sind.

Ähnlich wie Adenauer besitzt Brandt einen 
vorwiegend außenpolitisch orientierten Bera-
terstab. Er besteht aus dem Chef des Bundes-
kanzleramtes, Horst Ehmke, dem Staatssekre-
tär im Bundeskanzleramt, Egon Bahr, der par-
lamentarischen Staatssekretärin Katharina 
Focke und dem Bundespressechef, Conrad 
Ahlers. Egon Bahr dürfte wohl der einfluß-
reichste außenpolitische Berater Willy Brandts 
sein, insbesondere in der Ost- und Deutsch-
landpolitik. Bundesminister Horst Ehmke hat 
als Chef des Bundeskanzleramtes einen we-
sentlichen Einfluß auf die Personalpolitik der 
Regierung. Er hat ferner die Aufgabe, engen 
Kontakt mit Herbert Wehner und dem SPD-
Fraktionsvorstand zu halten. Auf der Regie-
rungsebene läuft die Koordinierung über die 
täglichen Besprechungen der beamteten Staats-
kekretäre. Bis zum Mai 1970 bestand eine enge 
Verflechtung des Entscheidungszentrums mit 
dem Auswärtigen Amt. Georg Ferdinand Duck-
witz, Staatssekretär des Auswärtigen Amtes, 
war an den täglichen Beratungen im Bundes-
kanzleramt beteiligt, während Ministerial-
direktor Ulrich Sahm vom Bundeskanzleramt 
bei den täglichen Besprechungen im Auswärti-
gen Amt anwesend war 170 ).

16. 12. 1969; Fritz Rene Allemann, Horst Ehmke — 
„Spezialist für alles", in: Weltwoche Zürich, 14. 11. 
1969, S. 3.
171) Vgl. Eghard Mörbitz, Brandt erstattet am Frei-
tag vor dem Bundestag Bericht, in: FR, 17. 3. 1970, 
S. 1; FR, 18. 11. 1969: Mittagessen statt Kreßbronn-
Kreis, S. 1; Eghard Mörbitz, Keine linke Neuauf-
lage des Kreßbronner Kreises, in: FR, 7. 10. 1969, 
S.5.
172) Vgl. FR, 21. 4. 1971: Brandt informiert Kabinett; 
Manfred Kohnke, Nur Conny Ahlers trinkt im Ka-
binett Sherry, in: Welt am Sonntag, 17. 1. 1971, 
Nr. 3, S. 6; Die Welt, 5. 6. 1970: Kabinett für Ver-
handlungen mit sowjetischer Regierung; Die Welt, 
16. 3. 1970: Kabinett legt Linie für Gespräch zwi-
schen Brandt und Stoph fest, S. 1; Maria Stein, 
Eigentlich mögen wir uns nicht, in: Christ und 
Welt, 23. 1. 1970; Die Welt, 21. 11. 1969: Kabinett 
erörtert Erklärung zum Atomsperrvertrag, S. 8.
173) Siehe dazu Willy Brandt, in: Der Spiegel, 
27. 10. 1969, Nr. 44, S. 34: Eine totale Opposition 
wird scheitern. Spiegel-Gespräch mit Bundeskanz-
ler Willy Brandt.
174) Vgl. SZ, 28. 8. 1971, Barzel beklagt mangel-
hafte Information; FR, 9. 8. 1971: Ehmke lobt Bar-
zels Zurückhaltung; Eghard Mörbitz, Brandt gibt 
Barzel keinen Termin, in: FR, 20. 4. 1971, S. 1 f.; 
Die Welt, 12. 2. 1971: Brandt bricht das Schweigen 
über Gespräch Bahr-Kohl, S. 1; SZ, 23. 12. 1970: 
Brandt unterrichtet Barzel über seine Warschauer 
Gespräche; SZ, 20. 10. 1970: Vertrauliches Gespräch 
Brandt-Barzel, S. 2; FR, 17. 9. 1970: Berlin-Gespräch 
am 30. September, S. 1; Hans Lerchbacher, Barzel 
erhielt „Berlin-Papier", in: FR, 14. 9. 1970; SZ, 
10. 9. 1970: Barzel bei Brandt; SZ, 4. 4. 1970: Brandt 
fliegt heute nach Amerika; FR, 18. 3. 1970: Barzel 
lehnt Brandts Einladung ab.

170) Zum Beraterstab des Bundeskanzlers siehe: Der 
Spiegel, 30. 8. 1971, Nr. 36, S. 22—34: „Wir hätten 
den Russen die Füße geküßt"; Annamarie Doherr, 
Der Mann neben Willy Brandt, in: FR, 27. 8. 1971, 
S. 3; Egon Bahr, Die Unterschrift kam zur rechten 
Zeit, in: SZ, 11. 8. 1971, S. 7; Hans Schuster, Erfah-
rung mit dem Rollentausch, in: SZ, 26. 6. 1971; Der 
Spiegel, 1. 2. 1971, Nr. 6, S. 28—38: Der Macher; 
NZZ, 24. 12. 1970: Ehmkes Blitzreise nach Washing-
ton; Dialog, April 1970, S. 64—69: Des Kanzlers In-
timus Egon Bahr; FR, 17. 4. 1970, Duckwitz vor 
schwerem Gang; Jürgen Tern, Polnische Realitäten, 
in: FAZ, 25. 3. 1970, S. 1; Werner Diederichs, In Ost-
Berlin verhandelt ein kühler Analytiker, in: Die 
Welt, 10. 3. 1970; Der Spiegel, 9. 2. 1970, Nr. 7, 
S. 24—29: Viel dazu gelernt; FR, 4. 2. 1970: Duck-
witz heute nach Warschau; Georg Schröder, Die 
Macht am Rhein, in: Die Welt, 3. 1. 1970; ders., Ein 
Leben auf dem Venusberg läßt für späte Feste 
keine Zeit, in: Die Welt, 30. 12. 1969; Hans Reiser, 
Leerer Schreibtisch, voller Terminkalender, in: SZ, 

Die Vertreter der Kräftegruppen von SPD und 
FDP beeinflussen den Entscheidungsprozeß vor 
allem in zwei Gremien. Zu informellen Ge-
sprächen treffen sich Minister, Fraktionsvorsit-
zende und Staatssekretäre der Regierungs-
koalition wöchentlich bei Willy Brandt171). Im 
Kabinett werden diejenigen Entscheidungen 
getroffen und Verhandlungspositionen festge-
legt, für die ein Konsens von SPD und FDP 
erst hergestellt werden muß 172).  Auf dieser 
Basis der informellen und institutionellen Ver
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-
flechtung vollzieht sich die Entscheidungssank-
tionierung in außenpolitischen Fragen. Die Be-
teiligung des Parlaments an diesen Entschei-
dungen erfolgt vor allem über die Fraktions-
vorsitzenden. Der Bundeskanzler informiert 
Herbert Wehner, Rainer Barzel und Wolfgang 
Mischnick teilweise vorab, teilweise auch 
nachträglich gemeinsam über außenpolitische 
Entscheidungen 173). Daneben konsultiert Willy 
Brandt zeitweilig Rainer Barzel in vertrau-
lichen Gesprächen separat ).
Außer Brandt werden in Gruppenfunktion von 
den Sozialdemokraten Herbert Wehner, Karl 
Schiller und Helmut Schmidt getrennt aufge-
führt. Schiller wird wie auch in der vorausge-
gangenen Phase als besondere Einheit im Sy-
stem der Außenpolitischen Führungselite be-
rücksichtigt, weil er als Wirtschafts- und Fi-



nanzminister eine partielle amtsbezogene 
Kompetenz in außenpolitischen Fragen hat, 
zumal Aspekte der Wirtschafts- und Finanz-
politik in den Problembereichen Europäische 
Integration und deutsch-amerikanische Bezie-
hungen häufig im Vordergrund stehen.
Helmut Schmidt gehört nicht nur wegen seiner 
partiellen amtsbezogenen Kompetenz als Ver-
teidigungsminister zu den Gruppenrepräsen-
tanten, sondern vielmehr wegen seiner partei-
b
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ezogenen Eigenständigkeit, insofern er inner-
halb der SPD für einen — wenn auch nicht 
immer scharf abgegrenzten — Parteiflügel 
steht ).  Auswirkungen dieser Stellung waren 
bisher in außenpolitischen Fragen selten sicht-
bar; es kann aber nicht ausgeschlossen wer-
den, daß sie bei Verschärfung innerparteilicher 
Gegensätze stärker werden.
Herbert Wehner gehört als Vorsitzender der 
SPD-Bundestagsfraktion schon institutionell zu 
den Gruppen, die an der Entscheidungssank-
tionierung beteiligt sind. Sein Positionsindex 
zeigt an, daß er eine Schlüsselstellung im 
Kräftefeld der Gruppen einnimmt, so daß 
neben ihm und dem Bundeskanzler für außen-
politische Experten der Fraktion kein Spiel-
raum mehr bleibt. Wehner steht in einem 
engen persönlichen Kontakt zu Willy Brandt 
und wird zu wichtigen Kabinettssitzungen hin-
zugezogen. Ihm fällt vor allem die Aufgabe 
der Koordinierung mit der FDP-Fraktion zu. 
In den politischen Auseinandersetzungen zwi-
schen Regierung und Opposition sic
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hert er 
durch seine Stellungnahmen außenpolitische 
Entscheidungen ab. Er beeinflußt Form und In-
halt der Auseinandersetzungen im Parlament 
und in der Öffentlichkeit in starkem Maße ).

175) Vgl. Eghard Mörbitz, Bonn kaschiert seine Rat-
losigkeit mit Schaukämpfen, in: FR, 9. 1. 1971, 
S. 3; Hans Reiser, Von der Hardthöhe herab zu 
neuem Aufstieg?, in: SZ, 23. 12. 1970, S. 3; Eghard 
Mörbitz, Spannungen in der SPD-Spitze, in: FR, 
17. 12. 1970, S. 4; Manfred Kohnke, Schiller + Möl-
ler = Schmidt, in: Welt am Sonntag, 27. 9. 1970, 
S. 7. Zur sicherheitspolitischen Konzeption von 
Helmut Schmidt siehe: Helmut Schmidt, Strategie 
des Gleichgewichts. Deutsche Friedenspolitik und 
die Weltmächte, Stuttgart 1969; ders., Verteidigung 
oder Vergeltung. Ein deutscher Beitrag zum strate-
gischen Problem der NATO, Stuttgart-Degerloch 
1961.
176) Vgl. Eghard Mörbitz, Bundesregierung stimmt 
Berlin-Vereinbarung zu, in: FR, 26. 8. 1971, S. 1 f.; 
SZ, 15. 9. 1970: SPD-Vorstand dankt Scheel und 
Bahr, S. 2; Die Welt, 8. 7. 1970: Scheel wird Ge-
waltverzicht in Moskau noch nicht unterzeichnen, 
S. 1 f.; FR, 12. 5. 1970: Wehner dringt auf vertrag-
liche Partnerschaft mit der DDR, S. 2; Kurt Becker, 
Wenn Wehner explodiert ..., in: Die Zeit, 24. 4. 
1970, S. 3; Der Spiegel, 20. 4. 1970, Nr. 17, S. 29: 
Herr Mustermann; Der Spiegel, 23. 2. 1970, Nr. 9, 
S. 23: Bloß keinen Frühling; Rolf Zundel, Wie wer-
den wir regiert?, in: Die Zeit, 20. 2. 1970, Nr. 8, 

Erstmals ist die FDP dreifach in der Außenpo-
litischen Führungselite vertreten, und zwar mit 
Walter Scheel als Außenminister, mit Hans-
Dietrich Genscher als Kabinettsmitglied mit 
besonderer parteibezogener Eigenständigkeit 
und Wolfgang Mischnick als Vorsitzenden der 
FDP-Bundestagsfraktion. Der generellen amts-
bezogenen Kompetenz und der parteibezoge-
nen Eigenständigkeit Walter Scheels steht 
eine amtsbezogene Abhängigkeit gegenüber, 
die vor allem in den ersten Monaten der Re-
gierung nach außen hin spürbar war. Scheel 
konnte nach einer personellen Umst
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rukturie-
rung im Auswärtigen Amt und der Verein-
barung, daß die Beratungen zwischen Bundes-
kanzleramt und Auswärtigem Amt über ihn 
persönlich erfolgen, seine Einflußmöglichkei-
ten verbessern. Zur Leitung des außenpoliti-
schen Apparates berief Scheel am 1. Juni 1970 
Paul Frank und Sigismund von Braun zu 
Staatssekretären ins Auswärtige Amt. Karl 
Moersch löste Ralf Dahrendorf als parla-
mentarischer Staatssekretär ab. Damit bildete 
Scheel sich allmählich einen eigenen Berater-
stab, der seine Position im außenpolitischen 
Entscheidungsprozeß stärkte ) .
Die außenpolitischen Akteure der Opposition 
lassen sich fünf Gruppen —■ einschließlich der 
Vertriebenen — zuordnen. Rainer Barzel re-
präsentiert die Fraktion der CDU/CSU im 
Kräftefeld der Gruppen. Er koordiniert die 
Kontakte innerhalb der Fraktion und g
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egen-
über der Regierungskoalition. Innerhalb der 
CDU/CSU bestimmt er entscheidend die Ak-
tionen gegenüber der Regierung. Barzel ver-
suchte zunächst durch Hervorhebung von Ge-
meinsamkeiten in außenpolitischen Fragen 
zwischen Regierung und Opposition Einfluß 
auf Regierungsentscheidungen zu gewinnen. 
Die zunehmende Auseinandersetzung zwischen 
Regierung und Opposition und die Annähe-
rung an Strauß bewirkte aber zeitweise eine 
prinzipielle Strategie auf allen Ebenen der 
politischen Auseinandersetzung ).

S. 3; Hermann Schreiber, Die Ruh' ist hin, in: Der 
Spiegel, 26. 1. 1970, Nr. 5, S. 33 ff.; Die Welt, 
21. 11. 1969: Wehner wirft der Opposition eine Ver-
zögerungstaktik vor.
177) Vgl. Die Welt, 2. 6. 1970, S. 7: Moersch wird 
Nachfolger von Dahrendorf im Auswärtigen Amt; 
Der Spiegel, 11. 5. 1970, Nr. 20, S. 29: Falsch einge-
schätzt; Rolf Zundel, „Right or wrong, my Scheel", 
in: Die Zeit, 8. 5. 1970, S. 2; Günter Gaus, Scheel — 
Draußen vor der Tür, in: Der Spiegel, 4. 5. 1970, 
Nr. 19, S. 52; Rolf Breitenstein, Scheel baut sein 
Amt aus, in: FR, 29. 4. 1970, S. 1; Eghard Mörbitz, 
Scheel läßt „kleinen Dienstweg" sperren, in: FR, 
28. 4. 1970; Der Spiegel, 17. 11. 1969, Nr. 47, S. 34: 
Dünne Decke.
178) Vgl. Rolf Zundel, Nein um jeden Preis?, in: Die 
Zeit, 27. 8. 1971, S. 3 f.; ders., Glaubenskrieg in 
Bonn, Die Zeit, 5. 2. 1971, S. 1; Eduard Neumayer,



Franz Josef Strauß repräsentiert eine Gruppe 
innerhalb der CDU/CSU, die auf prinzipielle 
Entscheidungen drängt und bestimmt im we-
sentlichen den Konfrontationskurs der Opposi-
tion. Er greift aber vor allem die Regierung 
in der Öffentlichkeit und weniger 
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im Parla-
ment an. Durch seine dezidierte Haltung ver-
sucht er, die Gruppe der Vertriebenen an die 
CDU/CSU zu binden. Da es in der CDU/CSU 
noch eine Reihe von unentschiedenen Kräfte-
konstellationen gibt, ist er bemüht, durch eine 
entschiedene Haltung seinen Einflußbereich zu 
vergrößern. Strauß beeinflußt nicht nur das 
Verhalten Barzels, sondern auch Kurt Georg 
Kiesingers, der sich schließlich immer mehr an 
die außenpolitische Linie von Strauß annä-
herte ).

Rundum-Opposition in Bonn, in: Publik, 23. 10. 
1970; Hans Schuster, Einübung in Opposition, in: 
Merkur, Juni 1970, Nr. 266, Heft 6, S. 501—514; 
Rolf Zundel, Die Erzengel fielen weich. Politik und 
Machtstrukturen der CDU/CSU-Fraktion, in: Die 
Zeit, 29. 5. 1970, S. 6; Marion Gräfin Dönhoff, Bar-
zels Pappkameraden, in: Die Zeit, 9. 1. 1970, S. 1; 
NZZ, 25. 10. 1969: Die Führung der CDU/CSU-
Opposition.
”179) Vgl, Neue Ruhr Zeitung, 26. 8. 1971: Offene 
Gegensätze über Berlin in der CDU/CSU, S. 1; Ru-
dolf Strauch, Schon vergessene Erbfeindschaften 
leben plötzlich wieder auf, in: Die Welt, 15. 10. 

1970; Welt am Sonntag, 5. 7. 1970: „Ja, wir wollen 
Brandt stürzen" (Interview mit Franz Josef Strauß), 
Nr. 27, S. 2; Volkmar Hoffmann, CDU mit CSU 
auf Einheitskurs, in: FR, 13. 4. 1970, S. 1; Handels-
blatt, 13. 4. 1970: Harter Strauß, S. 2; Rolf Zundel, 
Der Feuerkopf der Opposition, in: Die Zeit, 10. 4. 
1970, Nr. 15, S. 4; Conrad Taler, Das Verhältnis 
der CSU zur CDU, in: Neue Rundschau, 81. Jg., 
1970, Zweites Heft, S. 338—354; NZZ, 25. 11. 1969: 
Strauß als Oppositionsführer.
180) Vgl. Reinhard Appel, Zwischen Erfolgszwang 
und Verärgerung (SZ-Interview mit Gerhard 
Schröder), in: SZ, 11. 8. 1971, S. 7; Günter Grass, 
Hoch zu Roß — Ein Schattenfänger, in: SZ, 12. 6. 
1971, S. 8; Der Spiegel, 19. 4. 1971, Nr. 17, S. 23: 
Messer wetzen; Carl-Christian Kaiser, Statt Barzel, 
in: Die Zeit, 12. 3. 1971, Nr. 11, S. 1; Wolfgang 
Wagner, Rainer Barzel sieht seine große Chance, 
in: Tagesspiegel, 16. 10. 1970.

Konzeptionell und taktisch stellt Gerhard 
Schröder einen Gegenpol zu Strauß innerhalb 
der CDU/CSU dar. Im Gegensatz zu Strauß, 
Barzel und Kiesinger befürwortete er partiell 
das außenpolitische Konzept der Regierung. 
Als Vorsitzender des Auswärtigen Ausschus-
ses wird er von Willy Brandt über wichtige 
außenpolitische Entscheidungen informiert. Da 
das parlamentarische Vorgehen der CDU/CSU 
überwiegend von Strauß und Barzel festge-
legt wird, versucht er gelegentlich über Inter-
views und öffentliche Stellungnahmen seine 
Vorstellungen zu verdeutlichen 180).



Die Zweiteilung des Systems hat sich gegen-
über der vorausgegangenen Phase verstärkt. 
Nur acht der insgesamt 27 Interaktionslinien 
laufen zwischen Regierung und Opposition, 
obwohl die Regierung aus acht und die Oppo-
sition aus fünf Gruppen besteht und damit die 
bisher höchste Gruppenzahl erreicht ist. Von 
den acht Linien zwischen Regierung und Op-
position gehen drei vom Kanzler und zwei 
vom Außenminister sowie jeweils eine von 
Genscher, Schiller und Wehner aus. Vier die-
ser Linien laufen in der CDU/CSU-Fraktion zu-
sammen und jeweils zwei bei Barzel und 
Schröder. Die Kontaktlinien häufen sich also 
an bestimmten Stellen, eine Tatsache, die die 
Polarisierung des Systems unterstreicht.

IV. Führungsgruppenstruktur und politischer Wandel

1. Drei Systemtypen

Der Wandel der Führungsgruppenstruktur seit 
1949 ergibt sich aus einem Vergleich der In-
teraktionsgraphiken, die drei Grundmuster 
erkennen lassen. In den ersten drei Phasen 
war das Subsystem Außenpolitische Führungs-
elite durch eine hohe Zentralität geprägt. In 
den vier Phasen von 1957 bis 1966 entwickelte 
sich eine Vollstruktur, die auf eine relativ 
hohe Dezentralität hindeutet. Auf dieser Ent-
wicklung basiert seit 1966 eine Tendenz zur 
Zweiteilung bzw. Zweipoligkeit, mit der aber 
— seit 1970 erkennbar ■—■ offensichtlich ein 
Trend zur erneuten Zentralität einhergeht. Wir 
können also als Grundmuster unterscheiden:

1. das zentralisierte System (1949—1957),

2. das dezentralisierte System (1957—1966) 
und

3. das polarisierte System (seit 1966).

Die in Klammern gesetzten Jahreszahlen ge-
ben selbstverständlich nur einen ungefähren 
Anhaltspunkt, insofern die drei genannten 
Grundmuster jeweils nur über einen kurzen 
Zeitraum idealtypisch vorliegen. Von größe-
rem analytischem Interesse sind hingegen die 
diversen übergangsformen, die sich zwischen-
zeitlich bildeten. Denn diese weisen auf die 
Ursachen und Prozesse der Wandlungen hin. 
Dem Idealtyp des zentralisierten Systems 
kommt das in Interaktionsgraphik 1 (1949—■ 

1953) 181)  dargestellte System am nächsten, 
dem des dezentralisierten Systems

183

 entspricht 
vor allem Interaktionsgraphik 5 (1961— 
1963) 1 )  und dem des polarisierten Systems 
Interaktionsgraphik 9 (ab 1969) ) .

Ein Vergleich der Verteilung von Konsens-
und Dissensformen 184 ) bei den einzelnen 
Grundmustern unterstreicht die Diskrepanz 
der Strukturformen. „Hoher Konsens" und 
„kein Konsens" kommen nur in zentralisier-
ten und polarisierten Systemen vor. „Partiel-
le

185

r Konsens" ist eine typische Erscheinungs-
form dezentralisierter Systeme. In den Phasen 
des zentralisierten Systems war die Mehrzahl 
der Gruppen eindeutig auf das Entscheidungs-
zentrum fixiert. Hoher/überwiegender, par-
tieller sowie geringer/kein Konsens traten in 
den Relationen 5:2:1 bzw. 7:2:1 und 
8:1:2 auf ).  Gruppen, die institutionell zur 
Opposition gehörten, standen bestenfalls in 
partiellem Konsens zum Entscheidungszen-
trum.

In den Phasen des dezentralisierten Systems 
betrugen die entsprechenden Relationen 6:2:2 
(1957/61), 3:4:3 (1961/63), 5:3:3 (1963/65) 
und 2:4:4 (1965/66). Von der Ubergangs-

181) Siehe oben, S. 21.
182) Siehe oben, S. 35.
183) Siehe oben, S. 49.
184) Zu den Begriffen siehe oben, S. 11 f.
185) Vgl. dazu Tabelle 17, in der die Akteure ge-
nannt werden.



phase 1957—1961 abgesehen befand sich etwa 
ein Drittel aller Gruppen in partiellem Konsens 
zum Entscheidungszentrum, ein typisches Zei-
chen für die Instabilität. Bei Kanzlerwechsel 
wurden die neuen Kanzler jeweils von Grup-
pen favorisiert, die der regierungsinternen Ge-
gengruppe zum Entscheidungszentrum ange-
hört hatten. Die institutionelle Zugehörigkeit 
zur Opposition oder Regierung spielt generell 
bei dezentralisierten Systemen nur eine unter-
geordnete Rolle.

Auch die Phase der Großen Koalition war eine 
typische Übergangsphase. Die Relation von 
überwiegendem, partiellem und geringem 
Konsens betrug 2:5:5. Seit 1969 liegt sie hin-
gegen bei 7:1 : 4; dabei stehen zwei der vier 
letztgenannten Gruppen sogar in „keinem 
Konsens" zum Entscheidungszentrum. Diese 
Relation ähnelt somit stark denen, die wir bei 
zentralisierten Systemen festgestellt haben.

Ähnlich deutliche Unterschiede lassen sich für 
die drei Gr

186
undmuster hinsichtlich der durch-

schnittlichen Kooperationsfähigkeit )  fest-
stellen, zumal diese weitgehend von dem Aus-

maß der dezentralen, sich tendenziell gegen 
das Entscheidungszentrum richtenden, Inter-
aktionsbeziehungen abhängt. In den drei Pha-
sen des zentralisierten Systems lag die durch-
schnittliche Kooperationsfähigkeit nahezu 
gleichbleibend bei 0,25, bei 0,27 und ebenfalls 
bei 0,27 Punkten. In der Umstrukturierungs-
phase von 1957 bis 1961 schnellte sie auf 0,49 
empor, erreichte 1961—1963 mit 0,54 ihren 
Höhepunkt und hielt sich in den beiden letz-
ten Phasen des dezentralisierten Systems mit 
0,49 und 0,51 in dieser Größenordnung. In der 
Phase der Großen Koalition verringerte sich 
die durchschnittliche Kooperationsfähigkeit 
auf 0,40 und unter dem gegenwärtigen pola-
risierten System sogar auf 0,35, dem niedrig-
sten Wert seit 1957. Je niedriger also die Ko-
operationsfähigkeit ist, desto stärker tendiert 
das System zur Zentralität. Von besonderer 
Bedeutung aber sind die Wandlungsprozesse 
von einem Strukturtyp zum anderen.

186) Zur Kooperationsfähigkeit der Akteure siehe 
Tabelle 18; zur Berechnung der Kooperationsfähig-
keit, siehe oben, Tabelle 7, S. 19.



2. Faktoren der Wandlungsprozesse

Für die Wandlung vom zentralisierten zum 
dezentralisierten System waren in erster Linie 
die folgenden Faktoren entscheidend:
a) hinsichtlich der Struktur der Außenpoliti-

schen Führungselite
1. Positionsverluste der kleineren bürger-

lichen Parteien in der Außenpolitischen 
Führungselite, die das Gewicht der diver-
sen CDU/CSU-Gruppen verstärkten.

2. Die zunehmende Differenzierung des Sub-
systems innerhalb der CDU/CSU, die 
schon in der zweiten Phase einsetzte.

3. Ansätze einer Differenzierung des Sub-
systems innerhalb der SPD, die partiell in 
der Umstrukturierung der Außenpoliti-
schen Führungselite sichtbar wurden, ins-
besondere durch den wachsenden Einfluß 
der Berliner SPD unter Willy Brandt. Die-
ser SPD-Führungsgruppenwandel war 
eine notwendige Voraussetzung für er-
höhte Kooperation mit anderen Parteien.

4. Der zunehmende Dissens zwischen Ade-
nauer und den anderen Gruppen der CDU/ 

CSU. Er erlaubte der SPD, den Dissens 
zum Entscheidungszentrum, auf das die bis-
herige sozialdemokratische Außenpolitik 
ausgerichtet war, zunächst noch aufrecht-
zuerhalten und gleichzeitig über andere 
Gruppen der CDU/CSU eine neue Aus-
gangsposition zu schaffen.

5. Die Diskrepanz zwischen Bundeskanzler 
und Außenminister, die allen Gruppen die 
Möglichkeit gab, auf Kabinettsebene diffe-
renziert anzusetzen.

6. Die dadurch bedingte Verbesserung der 
Informationschancen oppositioneller Grup-
pen, die über den Außenminister das In-
formationsmonopol des Kanzlers umgehen 
konnten.

b) hinsichtlich der äußeren Bedingungen

1. Die Umstrukturierung des Parteiensystems 
der Bundesrepublik Deutschland nach der 
mit dem Godesberger Programm verkünde-
ten Umorientierung der SPD.

2. Der Strukturwandel des Internationalen 
Systems infolge Kooperation der Welt-
mächte USA und UdSSR in begrenzten Be-



B 3



reichen sowie der Differenzierung inner-
halb der politischen und militärischen 
Machtblöcke.

3. Daraus resultierende Ansätze zu politi-
schen Alternativen, die von den divergie-
renden Gruppen innerhalb der Außenpoli-
tischen Führungselite der Bundesrepublik 
Deutschland aufgegriffen werden konnten.

Für die Wandlung vom dezentralisierten zum 
polarisierten System waren vor allem die fol-
genden Faktoren entscheidend:
a) hinsichtlich der Struktur der Außenpoliti-

schen Führungselite
1. Die Polarisierung hatte ihren Ursprung in-

nerhalb der CDU/CSU in der Konfrontation 
Schröder/Strauß Anfang der sechziger 
Jahre.

2. Diese Konfrontation war eine unerläßliche 
Basis für den Erfolg der sogenannten An-
passungsstrategie der SPD, die teilweise 
den außenpolitischen Kurs der Regierung 
Erhard/Schröder gegen deren innerpartei-
liche Opposition stützte.

3. Die Polarisierung manifestierte sich durch 
die Bildung konkurrierender Dreiecksbezie-
hungen innerhalb der Regierungskoalition.

4. Mit Bildung der Großen Koalition löste 
Willy Brandt nicht nur Gerhard Schröder 
als Außenminister ab, sondern setzte — 
zumindest konzeptionell — dessen Kon-
frontation mit Strauß fort. Diese Polarisie-
rung wurde nach außen wenig sichtbar, 
weil Strauß durch das Finanzressort kom-
petenzmäßig gebunden wurde bzw. als 
Bundesminister in amtsbezogener Abhän-
gigkeit stand und weil andererseits Brandt 
mit Hilfe anderer Gruppen der SPD — ins-
besondere Wehner — in eine geschützte 
Randlage des Konfrontationsfeldes gesetzt 
wurde.

5. Die Tatsache, daß erstmals zwei etwa 
gleichstarke Partner die Koalition bildeten, 
begünstigte den ohnehin schon vorhande-
nen Trend zur Polarisierung. Infolge der 
Ressortverteilung bildete sich gerade im 
Bereich der Außenpolitik ein Subsystem 

aus sozialdemokratischen Gruppen heraus. 
Bundeskanzler Kiesinger stand aufgrund 
dieser Kräfteverteilung im Schnittpunkt der 
Interessen.

6. Die Pole des Konfrontationsfeldes bildeten 
von 1963 bis 1969 zwei Gruppen, von de-
nen keine im Entscheidungszentrum stand. 
Als 1969 mit Brandt eine dieser Gruppen 
zum Entscheidungszentrum wurde und sich 
dadurch die Polarität noch verstärkte, 
führte dieser Positionswechsel automatisch 
zu einer erneuten Zentralisierung des Sy-
stems.

b) hinsichtlich der äußeren Bedingungen
1. Der Trend zum Zweiparteiensystem, der 

zu einem Zweipartei
187

enkonkurrenzsy-
stem ) führte, war die strukturelle Basis 
dieses Wandlungsprozesses der Außenpo-
litischen Führungselite.

2. Die Eigendynamik der Interdependenz der 
wirtschaftlichen und militärischen Bündnis-
systeme veränderte die Gewichtung des 
außenpolitischen Problemhaushaltes. Diese 
Veränderungen begünstigten neue Füh-
rungsgruppen, die weniger mit traditionel-
len Prioritäten belastet waren.

Betrachtet man die dargestellten Faktorenket-
ten im Gesamtzusammenhang, so zeichnet sich 
folgender Ansatz zu einer Kreislauftheorie 
des Strukturwandels außenpolitischer Füh-
rungseliten ab: Ein zentrales System tendiert 
nach Verwirklichung der Primärziele zur De-
zentralität. Ein dezentrales System tendiert 
bei Verschärfung der politischen Gegensätze 
zur Polarisierung. Ein polarisiertes System 
tendiert, sobald das Entscheidungszentrum di-
rekt in die Polarisierung einbezogen ist, zur 
Zentralität. Außenpolitische Innovation ist 
vor allem mit der Entwicklung von der Polari-
sierung zur Zentralität verbunden. Die Eliten-
zirkulation erfolgt hingegen in erster Linie 
in der Phase der Dezentralität.

187) Zum Begriff siehe: Heino Kaack, Geschichte 
und Struktur des deutschen Parteiensystems, Op-
laden 1971, S. 13.



Heino Kaack / Reinhold Roth: Die Außenpolitische Führungselite der Bundes-
republik Deutschland

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 3/72

Der außenpolitische Entscheidungsprozeß läßt sich schwerpunktmäßig von den Konzep-
tionen, den Institutionen und den Personen der Führung eines politischen Systems aus 
konzeptualisieren. Hier wird von den politischen Akteuren ausgegangen und nach dem 
Zusammenhang von Führungsgruppenstruktur und politischem Wandel gefragt. Das 
Subsystem Außenpolitische Führungselite kann als Interaktionsfeld von Akteursgruppen 
verstanden werden, die unmittelbar am Prozeß der Entscheidungssanktionierung betei-
ligt sind. Im Falle der Bundesrepublik steht der Bundeskanzler im Zentrum dieses 
Systems, dessen Struktur sich infolgedessen vor allem aus den Relationen der einzel-
nen Gruppen zu diesem Entscheidungszentrum ergibt. Konsens und Dissens der Gruppen 
mit dem Bundeskanzler sowie die Kooperationsfähigkeit der einzelnen Einheiten dieses 
Systems, die sich hinsichtlich Eigenständigkeit, Abhängigkeit und Kompetenz unter-
scheiden, werden als strukturelle Determinanten gesehen.
Von 1949 bis zur Gegenwart lassen sich insgesamt neun Entwicklungsphasen der außen-
politischen Führungselite, die aus 9 bis 13 Einheiten bestand, feststellen, die in drei 
Grundtypen zusammengefaßt werden können. Von 1949 bis 1957 bestand ein zentrali-
siertes System mit einem starken Bundeskanzler, auf den die Mehrzahl der Gruppen 
fixiert war. Nach 1957 löste sich dieses System allmählich auf und entwickelte sich bis 
1966 zu einem dezentralisierten System mit einer Pluralität konkurrierender Gruppen, 
unter denen der Bundeskanzler nicht immer dominierte. Die Große Koalition begün-
stigte die Bildung eines polarisierten Systems, das auf einer Verschärfung der Gegen-
sätze beruhte, und gegenwärtig wieder zum zentralisierten System tendiert, nachdem 
einer der beiden Antipoden im polarisierten System nunmehr in das Entscheidungs-
zentrum rückte.
Die Bundesrepublik scheint ein Musterfall für den Kreislauf des Strukturwandels außen-
politischer Führungseliten vom zentralen zum dezentralen, zum polarisierten und schließ-
lich wieder zum zentralen System zu sein. Politischer Wandel erfolgte dabei vor allem 
mit der Entwicklung von der Polarisierung zur Zentralität, während Dezentralität die 
Elitenzirkulation begünstigte.

55 B 3


	Die Außenpolitische Führungselite der Bundesrepublik Deutschland
	I. Der analytische Bezugsrahmen 
	II. Die Struktur des Subsystems Außenpolitische Führungselite 
	III. Wandlungen des Subsystems Außenpolitische Führungselite der Bundesrepublik Deutschland seit 1949 
	IV. Führungsgruppenstruktur und politischer Wandel 


